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Zum Geleit 
Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger, 
was wir Ihnen heute mit diesem Mitteilungsblatt 
zugänglich machen, ist keine angenehme Lek­
türe. Doch es ist Geschichte und wir hatten die 
Möglichkeit, sie zu recherchieren. Dabei ist uns 
durchaus bewusst, dass Ähnliches leider vieler­
orts geschah, ohne dass man es so detailliert 
dokumentieren kann. 
Im Unterschied aber zu bereits veröffentlich­
ten Untersuchungen zum Thema „Zwangssterili­
sation zwischen 1934 und 1945" bezieht sich die 
vorliegende Arbeit erstmals auf einen Landkreis, 
den Altkreis Schlüchtern mit einem vergleichs­
weise vollständigen Aktenbestand. Bei der Lek­
türe der Untersuchung wird ein Ergebnis beson­
ders deutlich: Dass gerade in der Region Schlü­
chtern verhältnismäßig mehr Widerstand gegen 
amtliche Beschlüsse geleistet wurde, als in den 
zuvor untersuchten Großstädten. 
Nein, es ging der Verfasserin nicht darum, 
einzelne zu verurteilen ­ sie werden in der Studie 
ohnehin nicht benannt. Die Autorin wollte viel­
mehr offen legen, wie sich Anordnungen auf ein 
Kollektiv und seine Verantwortungsträger aus­
wirken. Dabei gab es durchaus ­ wenn auch nicht 
häufig genug ­ Menschen, die Wege fanden, 
selbstverantwortlich zu handeln. Sie haben sich 
nicht auf die juristisch scheinbar abgesicherte 
Zweckmäßigkeit von Vorschriften verlassen. 
Uns Demokraten fallen heute Einsprüche sehr 
viel leichter, und doch brauchte es sechzig Jahre, 
um herauszufinden, wie viele Bürger unter exis­
tentieller Bedrohung bereit waren, ihrem Gewis­
sen gemäß Widerstand zu leisten und damit so­
gar Erfolg hatten. Es sollte unser Anliegen sein, 
ihr selbstbewusstes Verhalten wiederzuentde­
cken und zu würdigen. 
Insofern mag die Lektüre dieser Studie ­ trotz 
des Grauens, das sie aufdeckt ­ unseren Glauben 
daran stärken, dass wir noch in der schwierigsten 
Situation Chancen haben, mitmenschlich zu han­
deln. 
Ein weiterer Forschungsbeitrag dieses Mit­
teilungsblattes ist dem „Schlüchtern­Plan" ge­
widmet, der im Februar 1949 vom „Ständigen 
Ausschuss für Selbsthilfe" beschlossen, organi­
siert und verwirklicht wurde. Der Plan sollte 
beispielhaft an einem von rund 500 westdeut­
schen Kreisen durch konzentrierte soziale und 
wirtschaftliche Maßnahmen das Modell einer 
auch durch Selbsthilfe ermöglichten Sanierung 
vorexerzieren. Obwohl dies ­ auch nach Über­
zeugung des damaligen Bundespräsidenten Prof. 
Dr. Theodor Heuss ­ eindrucksvoll gelang, konn­
ten die positiven Erfahrungen leider nicht, wie 
ursprünglich beabsichtigt, auf andere Kreise 
übertragen werden. Dennoch tragen sie bis heute 
zu unserem Stolz und unserer Dankbarkeit bei. 
Mein persönlicher Dank gilt den Verfassern, 
die uns mit ihren Studien das Wohl und Wehe 
der Schlüchterner Region erschlossen haben. 
Außerdem danke ich allen Beteiligten, die ideell 
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Zwangssterilisation im Altkreis Schlüchtern 
von 1934-1945 
DR. KATRIN BEMMANN 
Vorwort 
Nach Auflösung des Gesundheitsamtes Schlüchtern 
kamen u.a. die Akten, die während der 30­er Jahre des 
20. Jahrhunderts ebendort angelegt wurden, zum 
Main­Kinzig­Kreis, wo sie letztlich in den Archiven 
des Zentrums für Regionalgcschichte ihren Platz fan­
den. 
Neben den eigentlichen Gesundheitsakten wurden 
auch die Akten des ehemaligen Erbgesundheitsge­
richtes Hanau, die die Zwangssterilisationen aus dem 
Altkreis Schlüchtern dokumentiert haben, dort aufge­
nommen. Diese beiden Aktenvorgänge bilden die 
Grundlage für ein eigens vom Main­Kinzig­Krcis 
geschaffenes Projekt zum Thema 'Zwangssterilisation 
im Altkreis Schlüchtern von 1934­1945'. 
Die Akten wurden in einem vorgegebenen Zeit­
rahmen, von Dezember 2004 bis zum April 2006, 
gesichtet, katalogisiert und ausgewertet. Dies geschah 
in Absprache mit dem Staatsarchiv Marburg. 
Ferner wurde Kontakt zum Bund der "Euthanasie"­
Geschädigten und Zwangssterilisierten e.V., im fol­
genden BEZ, aufgenommen in der Hoffnung, durch 
Vermittlung des BEZ, Gespräche mit Zeitzeugen füh­
ren zu können. 
Nach Angaben des BEZ wurden ca. 350.000 Men­
schen auf Grundlage des Gesetzes zur Verhütung erb­
kranken Nachwuchses "ihrer Zeugungsfähigkeit durch 
Zwangssterilisation beraubt"*. Im Altkreis Schlüch­
tern ist die erfolgte Zwangssterilisation an 173 Perso­
nen aktenkundig festgehalten. Wesentlich mehr Men­
schen sind jedoch gemäß dem Erbgesundheitsgesetz 
erfasst und ärztlich untersucht worden. 
Wie sie in die Maschinerie der Durchsetzung der 
Erbgesundheitsgesetzgebung gerieten, ist eine der 
Fragestellungen, die in der vorliegenden Dokumenta­
tion erörtert werden soll. 
Die Auswertung der Akten aus dem Altkreis 
Schlüchtern ist u.a. aus dem Grund für die gesamt­
deutsche Geschichte so bedeutend, weil hier erstmals 
ein rein ländlicher Bereich zu dem Aspekt der 
Zwangssterilisationen im 3. Reich untersucht wird. 
Vergleichbare Forschungsarbeiten, die ebenfalls Ge­
richts­ oder Gesundheitsakten als Grundlage hatten, 
konzentrierten sich ausschließlich auf städtische Ge­
biete. Der Vergleich Stadt zu Land ist, gerade soweit 
es den Aspekt der Denunziation oder aber auch des 
Zusammenhaltes unter Mitbürgern betrifft, einer der 
Leitgedanken dieser Studie. 
Initiiert und gefördert wurde die Arbeit von Elmar 
Stracke, dem Leiter des Zentrums für Regionalge­
schichte des Main­Kinzig­Kreises. Er sowie auch 
Christa Goeßler standen jederzeit zu einem Gespräch 
über dieses doch sehr bedrückende Thema zur Verfü­
gung. Ihnen sei für Ihre Unterstützung und Anteil­
nahme gedankt. Ebenfalls danke ich Maria Patzer, die 
mir mit ihrer Hilfsbereitschaft und ihrem Humor und 
nicht zuletzt wegen ihrer Erfahrung beim Erstellen des 
Layouts, von Tabellen etc. eine unschätzbare Hilfe 
war. Danken möchte ich auch meinem Vater, Günter 
Bemmann, der weite Teile der vorliegenden Studie 
Korrektur gelesen hat. 
Bund der "Euthanasie"­Geschädigten und Zwangssterili­
sierten e.V. (BEZ), 32556 Detmold: Appell an die Bun­
destagsfraktionen und die Abgeordneten des Deutschen 
Bundestages 27.01.2005. 
2 Zwangssterilisation im Altkreis Schlüchtern von 1934­1945 
Einleitung 
Am 1.1.1934 trat im nationalsozialistischen Deutsch­
land das Gesetz zur Verhütung erbkranken Nach­
wuchses, im folgenden kurz GzVeN genannt, in Kraft. 
Dieses Gesetz hatte zur Folge, dass deutschlandweit 
an die 350 000 Personen zwangssterilisiert wurden, 
um das Geborenwerden 'erbkranker' Nachkommen zu 
verhindern. Das Verfahren zur Unfruchtbarmachung 
wurde durch das GzVeN genau geregelt. 
In den Archiven des Main­Kinzig­Kreises lagern 
über 200 Gerichtsakten mit Fällen, die vor dem Erb­
gesundheitsgericht Hanau verhandelt wurden, sowie 
mehr als 2000 Akten des Gesundheitsamtes Schlüch­
tern, von denen ein Teil ebenfalls dem Erbgesund­
heitsgesetz unterfallende Personen betrifft. Auf der 
Basis dieser Akten sowie drei weiterer Register, und 
zwar der 'Liste der Erbkranken', der 'Liste der Sippen­
akten' sowie dem 'Register der Erbkranken', alle eben­
falls aus den Beständen des Gesundheitsamtes 
Schlüchtern, wurde die vorliegende Studie angefer­
tigt1. 
Bei den 217 Akten des Erbgesundheitsgerichtes 
Hanau handelt es sich durchweg um Belege über An­
träge auf Unfruchtbarmachung, die vor dem Erbge­
sundheitsgericht Hanau verhandelt wurden. Der Inhalt 
dieser Akten besteht in aller Regel aus dem Antrag 
auf Unfruchtbarmachung, einem amtsärztlichen Gut­
achten sowie einer Reihe weiterer Unterlagen, die 
letztendlich Einfluss auf den Beschluss des Erbge­
sundheitsgerichtes hatten. Je nach Ablauf des Verfah­
rens vor dem Erbgesundheitsgericht schwankt der 
Umfang einer Akte von ca. 20 bis zu ca.70 meist 
handgeschriebenen Blättern. 
Die 2018 so genannten Gesundheitsakten waren 
ebenfalls zumeist handgeschrieben und von unter­
schiedlichem Ausmaß. In einer derartigen Akte wird 
oftmals nicht nur eine Person geführt, sondern eine 
ganze Sippe. Angelegt wurden sie aus verschiedenen 
Motiven, wie dem Eingang eines Antrags auf Aus­
stellung eines Gesundheitszeugnisses, welches Vor­
aussetzung für eine Heiratsgenehmigung war, oder es 
handelt sich um Anträge auf Ausbildungsbeihilfe u.ä. 
Auch wenn ansteckende Krankheiten wie Tuberkulose 
oder Syphilis diagnostiziert wurden, wurden sie beim 
Gesundheitsamt aktenkundig. Im Zusammenhang mit 
diesen Anträgen und den darauf folgenden amtsärztli­
chen Untersuchungen wurden die Patienten immer 
auch im Hinblick darauf begutachtet, ob sie Träger 
einer vom GzVeN angeführten Erbkrankheit waren. 
War dies der Fall, wurden sie dem Erbgesundheitsge­
richt Hanau gemeldet. 
Im Archiv des Regionalzentrums des Main­Kinzig­
Kreises befindet sich weiter eine Kiste, in der u.a. Do­
kumente archiviert sind, die die Durchführung des 
GzVeN vor Ort thematisieren. 
In vielen Akten findet sich aber lediglich die An­
zeige, dass eine Person verdächtig ist, an einer der 
Erbkrankheiten zu leiden. Kam der Amtsarzt zu dem 
Ergebnis, dass eine derartige Diagnose sich nicht be­
stätigte, blieben Anzeige und Untersuchungsbericht in 
den Akten des Gesundheitsamtes und wurden nicht an 
das Erbgesundheitsgericht weitergeleitet. Uns geben 
sie jedoch Aufschluss darüber, wer alles aus welchen 
Gründen in den Verdacht geriet, erbkrank zu sein. 
Diese Unterlagen wurden für die vorliegenden Aus­
wertungen genauso erfasst wie die Gerichtsakten2. 
Ergänzend zu den Akten wurden die oben er­
wähnten ebenfalls handschriftlich geführten Register 
in Datenbänke aufgenommen und ausgewertet. Die 
'Liste der Erbkranken' mit 433 aufgeführten Personen 
ergänzt die Akten des Gesundheitsamtes Schlüchtern 
sowie die Gerichtsakten um zahlreiche Informationen. 
So geht aus dieser Liste in fast allen Fällen der Name 
der anzeigenden Person oder Institution hervor. 
Die 'Liste der Sippenakten' mit 2018 aufgenomme­
nen Personendaten komplettiert die Schlüchterner 
Gesundheitsakten vor allem um die Angabe, wer alles 
dem Gesundheitsamt als erbkrank gemeldet worden 
war. 
Ein weiteres Register ist das 'Register der Erbkran­
ken', welches die obigen Akten und Listen um weitere 
Einzelheiten vervollständigt. 
Sowohl auf Grundlage der Akten als auch der Re­
gister wurden Excel Dateien angelegt, in denen der 
Name, der Wohnort, das Geburtsdatum, der Beruf, die 
vermeintliche Erbkrankheit, der Beginn sowie der 
Ausgang des Verfahrens eingegeben wurden. Ent­
hielten die Akten oder Register noch weitere Infor­
mationen, wie den Namen des Anzeigenden, die Ver­
tretung durch einen Rechtsanwalt und ähnliches mehr, 
wurden die Dateien um die entsprechenden Angaben 
ergänzt. 
Wurde die gleiche Person in mehreren der ange­
führten Quellen aufgeführt, wurden die Dateien um 
die entsprechenden Konkordanzdaten ergänzt. Auf­
grund dieser Datenbänke ließen sich insgesamt 467 
Personen im Altkreis Schlüchtern erschließen, die mit 
dem GzVeN in Konflikt gekommen waren. 
Insgesamt wurden 244 Fälle davon vor einem Erb­
gesundheitsgericht verhandelt, 233 davon vor dem 
Erbgesundheitsgericht Hanau3. 
Leider verraten uns die Akten nichts über die Dun­
kelziffer an Zwangssterilisierungen, die es nachweis­
2 Im folgenden werden die Hanauer Akten entsprechend 
ihrer Registrierung beim Staatsarchiv Marburg mit den 
Kürzeln HN 573 ­ HN 792 zitiert und die Schlüchterner 
Gesundheitsakten entsprechend ihrer Reihenfolge Sl 1 
bis Sl 2018. 
Im folgenden auch EG Hanau. 
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lieh auch gegeben hat4. Da über derartige Maßnahmen 
keine Akten vorhanden sind, müssen sie im folgenden 
außer Betracht gelassen werden. 
Kapitel 1 
1.1. Vorgeschichte zum Gesetz zur Verhütung 
erbkranken Nachwuchses 
In der im Abschnitt Forschungsstand referierten Lite­
ratur zum Thema Zwangssterilisation wird auch die 
Genese des GzVeN hinlänglich dargelegt5, so dass es 
sich an dieser Stelle erübrigt, die bisherigen For­
schungsarbeiten zu referieren. Es sei zusammenge­
fasst festgehalten, dass der Gedanke nach Selektion 
und Weitervererbung guter Erbanlagen bereits in der 
Antike als Gedankengut vorhanden war. Piaton stellt 
in seinem Werk "Politeia", welches die Schaffung 
eines idealen Staates zum Leitthema hat, auch die 
Frage nach der idealen Lebensgemeinschaft und da­
nach, wer Nachkommen zeugen darf und wie diese im 
Idealfall aufgezogen werden sollen6. Ferner äußert er 
sich dazu, was mit vom Staat nicht gewünschtem 
Nachwuchs zu geschehen habe: "Und nachdem wir 
ihnen dies alles anbefohlen, mögen sie dann dafür 
sorgen, am liebsten nichts Empfangenes, wenn sich 
dergleichen findet, ans Licht zu bringen, sollte es aber 
nicht zu verhindern sein, dann es aussetzen, weil ei­
nem solchen keine Auferziehung gestattet wird"7. 
Dennoch war im späten Mittelalter das Thema Un­
fruchtbarmachung, zumindest im abendländischen 
Raum kein Thema mehr8. Erst in der zweiten Hälfte 
4 So z.B. ein Radiobericht von Radio Bayern 2 vom 
24.3.2005, in dem ein Zeitzeuge über seine Zwangssteri­
lisation im Alter von 6 Jahren berichtet, als er aus der 
Schule ins Krankenhaus geholt wurde und unter der Vor­
spiegelung einer Blinddarmoperation ohne sein Wissen 
sterilisiert wurde. 
5 Eine sehr ausführliche Darstellung der Entwicklung des 
Sterilisationsgedanken findet sich bei Hofmann­
Mildebrath, Brigitte: Zwangssterilisation an (ehemali­
gen) Hilfsschülern und Hilfsschülerinnen im Nationalso­
zialismus ­ Fakten/AKTEN gegen das Vergessen ­ regi­
onalgeschichtliche Studie im Raum Krefeld. Dortmund 
2004, S. 21­73; Sie analysiert weiter ausfuhrlich Hitlers 
Gedanken und Ausführungen zu dieser Thematik in 
"Mein Kampf s. S. 75­103. 
6 Piaton: Politeia, V Kap 9. 
7 Piaton: Politeia, V Kap 9 Vers 461 c. Übersetzung: 
Schleiermacher, Friedrich: Piaton. Sämtliche Werke 3. 
Hamburg 1958, S. 182. 
s. auch: Wiesenberg, Klaus: Die Rechtssprechung der 
Erbgesundheitsgerichte Hanau und Glessen zu dem "Ge­
setz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses" vom 14. 
Juli 1933. Ergänzt durch eine Darstellung der heutigen 
Rechtslage zur Unfruchtbarmachung, Darmstadt 1986, S. 
5­15. 
des 19. Jahrhunderts wurden im Zuge der Verer­
bungstheorien Darwins und Mendels die Gedanken zu 
einer Auslese guter Erbanlagen von Neuem artikuliert. 
Das Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses 
war letztlich die logische Konsequenz aus einer gan­
zen Reihe von rassistischen Entwicklungen und euge­
nischem Gedankengut. 
1.2. Das Gesetz zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchses 
Das Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses 
wurde am 14. Juli 1933 verabschiedet und trat am 1. 
Januar 1934 in Kraft9. Es hat 18 Paragraphen und 
schreibt die Unfruchtbarmachung von Menschen vor, 
die im Verdacht stehen, Träger von Erbkrankheiten zu 
sein, da mit großer Wahrscheinlichkeit zu erwarten 
sei, dass ihre Nachkommen an schweren körperlichen 
oder geistigen Erbschäden leiden würden. Die Un­
fruchtbarmachung soll durch einen chirurgischen Ein­
griff erfolgen. (Die Worte 'chirurgischer Eingriff 
wurden durch das Gesetz vom 4.2.1936 gestrichen.) 
Folgende Krankheiten werden als Erbkrankheiten 
definiert: 
1. angeborener Schwachsinn 
2. Schizophrenie 
3. zirkuläres (manisch­depressives) Irresein 
4. erbliche Fallsucht 
5. erblicher Veitstanz (Huntingtonsche Chorea) 
6. erbliche Blindheit 
7. schwere erbliche körperliche Missbildung 
Ferner konnte unfruchtbar gemacht werden, wer an 
schwerem Alkoholismus litt. 
Im folgenden wird erläutert, von welchen Personen 
der Antrag auf Unfruchtbarmachung gestellt werden 
darf: Antragsberechtigt ist zunächst der Unfruchtbar­
zumachende selbst. Nur wenn dieser aus Geschäftsun­
fähigkeit oder Geistesschwäche entmündigt ist oder 
aber noch keine 18 Jahre alt ist, ist der gesetzliche 
Vertreter antragsberechtigt. 
Dem Antrag ist eine Bescheinigung eines für das 
Deutsche Reich approbierten Arztes beizufügen, dass 
der Unfruchtbarzumachende über das Wesen und die 
Folgen der Unfruchtbarmachung aufgeklärt und ihm 
das Merkblatt zur Unfruchtbarmachung ausgehändigt 
worden ist10. 
Quelle: Reichsgesetzblatt 1933, S. 529, 1935 S. 773, 
1938 S. 119. 
In diesem Merkblatt wird besonders die Selbstanzeige 
hervorgehoben: "Daß die meisten Anträge freiwillig ge­
stellt werden, ist der schönste Erfolg der erbgesundheit­
lichen Volkserziehung". Erst wenn Kranke nicht mehr 
einsichtsfähig genug sind, um ihre Krankheit erkennen 
4 Zwangssterilisation im Altkreis Schlüchtern von 1934­1945 
Weiter ist in § 3 GzVeN geregelt, dass die Un­
fruchtbarmachung auch von einem beamteten Arzt 
oder, falls der Unfruchtbarzumachende Insasse einer 
Kranken­, Heil­ oder Pflegeanstalt oder aber einer 
Strafanstalt ist, auch vom zuständigen Anstaltsleiter 
beantragt werden kann. 
In den §§ 4­8 GzVeN wird das gerichtliche Ver­
fahren vor einem Erbgesundheitsgericht, bei dem der 
Antrag schriftlich oder zur Niederschrift gestellt wer­
den muss, geregelt. Dabei werden zunächst die örtli­
che Zuständigkeit des Gerichts sowie dessen Zusam­
mensetzung aus einem Vorsitzenden Amtsrichter, ei­
nem beamteten Arzt und einem weiteren für das deut­
sche Reich approbierten Arzt festgelegt. Danach wird 
das (nicht öffentliche) Verfahren erläutert, in dem 
Ärzte, Gerichts­ und Verwaltungsbehörden sowie 
Krankenanstalten von ihrer Schweigepflicht entbun­
den werden bzw. dem Erbgesundheitsgericht gegen­
über auskunftspflichtig sind. Der Beschluss des Ge­
richts ist unter Berücksichtigung des gesamten Ergeb­
nisses der Verhandlung und Beweisaufnahme nach 
freier Überzeugung, nach mündlicher Beratung und 
mit Stimmenmehrheit zu fällen. Der Beschluss des 
Erbgesundheitsgerichtes ist dem Antragsteller, dem 
Amtsarzt sowie dem Betroffenen bzw. seinem gesetz­
lichen Vertreter zuzustellen. 
§ § 9 und 10 GzVeN regeln die Möglichkeit einer 
Beschwerde gegen den Beschluss, die ursprünglich in 
einer Frist von einem Monat erfolgen konnte. Diese 
Frist wurde durch das Gesetz vom 26.6.1935 auf vier­
zehn Tage reduziert. Über die Beschwerde hatte das 
Erbgesundheitsobergericht zu entscheiden, dessen 
Entscheidung endgültig war (§10). 
Durch das Gesetz vom 26.6.1935 wurde § 10 a 
eingefügt, der den Fall einer eventuell zum Zeitpunkt 
der Unfruchtbarmachung vorhandenen Schwanger­
schaft betraf. Danach durfte eine Abtreibung nur mit 
Zustimmung der Unfruchtbarzumachenden und vor 
dem sechsten Schwangerschaftsmonat erfolgen. 
In den §§11 und 12 GzVeN wird das weitere Ver­
fahren nach einer beschlossenen Unfruchtbarmachung 
geregelt. Durchgeführt werden durfte der Eingriff nur 
in von den Landesbehörden dazu bestimmten Kran­
kenanstalten und von Ärzten, die nicht mit dem vo­
rangegangenen Verfahren in Verbindung standen. 
Über die Ausführung und das angewandte Verfah­
ren hatte der den Eingriff durchführende Arzt dem 
Amtsarzt schriftlich Mitteilung zu machen. 
Sollte die Unfruchtbarmachung gegen den Willen 
des Betroffenen ausgeführt werden, wurde dem Amts­
zu können, kann der Amtsarzt den Antrag stellen, der 
von einem ärztlichen Zeugnis begleitet sein muss. Dieses 
Merkblatt wurde laut den den Akten beiliegenden Be­
scheinigungen lediglich 62 der 217 Betroffenen ausge­
händigt. 
arzt die Möglichkeit gegeben, bei der Polizeibehörde 
die notwendigen Maßnahmen zu beantragen, die auch 
unter der Anwendung unmittelbaren Zwanges zulässig 
waren". 
Eine Wiederaufnahme des Sterilisationsverfahrens 
mit aufschiebender Wirkung war dann möglich, wenn 
sich Umstände ergeben sollten, die eine nochmalige 
Prüfung des Sachverhaltes erforderten. War der An­
trag auf Unfruchtbarmachung abgelehnt worden, war 
eine Wiederaufnahme des Verfahrens nur dann zuläs­
sig, wenn neue Tatsachen eingetreten waren, welche 
die Unfruchtbarmachung rechtfertigten. 
In § 13 GzVeN wird die Kostenfrage geregelt. Für 
das gerichtliche Verfahren wurden die Kosten von der 
Staatskasse getragen. Die Kosten des ärztlichen Ein­
griffs wurden bei krankenversicherten Personen von 
der Krankenkasse übernommen, im Falle der Hilfsbe­
dürftigkeit trug sie der Fürsorgeverband, in allen an­
deren Fällen wurden sie bis zur Höhe der Mindest­
sätze von der Staatskasse übernommen; darüber hin­
aus gehende Beträge mussten vom Unfruchtbarge­
machten erstattet werden. 
§ 14 GzVeN bestimmt, dass eine Unfruchtbarma­
chung, die nicht nach den Vorschriften des Gesetzes 
erfolgt, nur bei Lebensgefahr zulässig sei. 
§ 15 GzVeN schreibt vor, dass alle am Verfahren 
Beteiligten zur Verschwiegenheit verpflichtet sind. 
§ 16 GzVeN überträgt die Durchführung des Ge­
setzes den Landesregierungen. § 17 regelt, dass der 
Reichsinnenminister zusammen mit dem Reichsjus­
tizminister die zur Durchführung des Gesetzes erfor­
derlichen Rechts­ und Verwaltungsvorschriften erlas­
sen solle. § 18 besagt, dass das Gesetz am 1. Januar 
1934 in Kraft tritt. 
Das dem Unfruchtbarzumachenden auszuhändi­
gende Merkblatt enthält neben der oben bereits er­
wähnten geforderten Freiwilligkeit zur Unfruchtbar­
machung folgende Informationen: Zunächst wird auf 
die Bedeutung der Unfruchtbarmachung von Erbkran­
ken für ein gesundes Volk hingewiesen. Anschließend 
wird der Unterschied zwischen "Unfruchtbarma­
chung" und "Kastration" erläutert. In diesem Zusam­
menhang wird der Unfruchtbarzumachende dahinge­
hend beruhigt, dass mit der Unfruchtbarmachung le­
diglich die Fortpflanzungsfähigkeit unterbunden wird, 
das Gefühlsleben wie auch das Geschlechtsempfinden 
durch den Eingriff jedoch nicht beeinträchtigt werden. 
Es werde durch dieses Vorgehen ermöglicht, "den 
Anteil der Erbkranken an der Gesamtbevölkerung 
zurückzudrängen, ohne dass die lebenden Erbkranken 
geschädigt werden." 
Im zweiten Abschnitt wird der Unterschied zwi­
schen Erbkranken und Geisteskranken beschrieben. Es 
wird betont, dass nur ein Teil der Erbkranken auch 
11 s. z.B. Sl 758. 
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geisteskrank sei, und es werden die Erbkrankheiten 
wie erbliche Blindheit etc. aufgeführt. Der dritte Ab­
satz hebt hervor, dass ein Erbkranker durchaus auch 
ein sittlicher Volksgenosse sein kann. 
Im vierten Abschnitt werden religiöse und ethische 
Bedenken aus dem Weg geräumt. "Gott kann nicht 
wollen, dass Kranke und Sieche sich weiter in Kran­
ken und Siechen fortpflanzen." Es folgt ein indirekter 
Hinweis, die Theorie, der Stärkere überlebt, betref­
fend. "Die Verhütung erbkranken Nachwuchses dient 
nur der Wiederherstellung gesunder und gottgewollter 
Verhältnisse und entspricht damit dem in den Natur­
gesetzen enthaltenen göttlichen Willen." 
Im folgenden werden die vom GzVeN betroffenen 
Erbkrankheiten aufgelistet und die Bedeutung der 
freiwilligen Meldung betroffener Personen akzentu­
iert. 
Im nächsten Abschnitt wird das Verfahren vor dem 
Erbgesundheitsgericht und die rechtlichen Möglich­
keiten, die dem Erbkranken zur Verfügung stehen, 
erläutert. Auf die Möglichkeit der Hinzuziehung eines 
Rechtsanwaltes durch die betroffene Person wird in 
diesem Zusammenhang nicht hingewiesen. Weiter 
wird das Prozedere der eigentlichen Unfruchtbarma­
chung erläutert und nochmals die Beruhigung formu­
liert, dass weder beim Mann noch bei der Frau ge­
sundheitliche Störungen zu befürchten seien. Es wird 
in diesem Zusammenhang auch ausdrücklich auf die 
Möglichkeit der Strahlenbehandlung bei über 38­jäh­
rigen oder eventuell auch jüngeren Frauen hingewie­
sen, jeweils jedoch unter dem Vorbehalt der Freiwil­
ligkeit zu dieser Behandlungsform. 
Weiter wird der Erbkranke darauf hingewiesen, 
dass er mit der Einweisung auf eigene Kosten in eine 
geschlossene Anstalt eine Unfruchtbarmachung ver­
meiden kann. 
Es wird ferner dazu geraten, im Falle einer 
Schwangerschaft einen Abbruch durchführen zu las­
sen, da aller Wahrscheinlichkeit nach der Nachwuchs 
ja ebenfalls von der Erbkrankheit betroffen sein werde 
und ein abbrechender Eingriff daher nur folgerichtig 
sei. Auch hier wird die Freiwilligkeit für eine derar­
tige Maßnahme betont. 
Zuletzt wird die Kostenfrage erläutert. 
1.3. Forschungsstand zum Thema Zwangsste­
rilisation 
Im Gegensatz zu den einschlägig bekannten Un­
rechtsgeschehen im Dritten Reich wurde das Thema 
Zwangssterilisation in der Forschung und Literatur 
eher stiefmütterlich abgehandelt. Die Thematik ist 
über den Kreis derer, die davon unmittelbar betroffen 
waren, und dem kleinen Kreis derer, die sich wissen­
schaftlich mit dieser Materie auseinander gesetzt ha­
ben, kaum bekannt. 
So wurde auch erst 1987 der Bund der "Euthana­
sie"­Geschädigten und Zwangssterilisierten e.V. in 
Detmold gegründet, der bundesweit arbeitet und die 
Interessen beider Gruppen vertritt. 
Die erste Arbeit, der ein empirisch auszuwertendes 
Aktenmaterial zugrunde lag, war die Dissertation von 
Wilfent Dalicho, der über 5000 Akten des Erbgesund­
heitsgerichts Köln aufbereitete12. Er war der erste, der 
derartige Akten mit Hilfe elektronischer Datenverar­
beitung auswertete. 
In den 80­er Jahren des letzten Jahrhunderts er­
schienen einige Forschungsarbeiten, vorwiegend Dis­
sertationen, deren Grundlage mit unseren Unterlagen 
vergleichbare Aktenbestände sind. So behandelt die 
Dissertation von Klaus Wiesenberg13 auf der Basis 
von 75 Akten des Erbgesundheitsgerichts Hanau und 
etwa 430 Akten des Erbgesundheitsgerichts Gießen 
die Thematik vorwiegend anhand von Fallbeispielen. 
Wie jedoch schon der sich im Main­Kinzig­Kreis 
befindliche Aktenbestand des Erbgesundheitsgerichts 
Hanau belegt, war die Basis für die Arbeit Wiesen­
bergs nicht vollständig. Aus dem Jahr 1988 stammen 
zwei weitere Dissertationen von Gerhard Fuchs und 
Dieter Bräutigam aus Hamburg14. Beide Arbeiten 
basieren auf demselben 2665 Akten zur Zwangssteri­
lisation umfassenden Bestand aus dem Staatsarchiv 
Bremen. Eine weitere Dissertation, ebenfalls aus 
Hamburg, von Elisabeth Fenner15, fußt auf den Akten 
der Hamburger Fürsorgebehörde und dem Schrift­
wechsel zwischen der Fürsorgebehörde und dem Ge­
sundheitsamt Hamburg über eingeleitete oder geplante 
Sterilisationsverfahren. Diese drei Dissertationen 
wurden von der Psychiatrischen und Nervenklinik der 
Universitätsklinik Eppendorf initiiert. So waren der 
Anlass für die Arbeit von Frau Fenner Anfragen des 
Hamburger Amtsgerichtes an die Psychiatrische und 
Nervenklinik "aus dem Jahre 1981, die dahin gingen, 
ob in der Zeit zwischen 1934 und 1945 sterilisierte 
12 Dalicho, Wilfent: Sterilisationen in Köln auf Grund des 
Gesetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchses vom 
14. Juli 1933 nach den Akten des Erbgesundheitsgerichts 
von 1934 bis 1943. Köln 1971. Künftig: Dalicho. 
13 Wiesenberg, Klaus: Die Rechtssprechung der Erbge­
sundheitsgerichte Hanau und Giessen zu dem "Gesetz 
zur Verhütung erbkranken Nachwuchses" vom 14. Juli 
1933. Ergänzt durch eine Darstellung der heutigen 
Rechtslage zur Unfruchtbarmachung. Darmstadt 1986. 
Künftig: Wiesenberg. 
14 Fuchs, Gerhard: Zwangssterilisation im Nationalsozia­
lismus in Bremen. Hamburg 1988; Künftig: Fuchs; Bräu­
tigam, Dieter: Ärztliche Gutachten in Sterilisationsver­
fahren nach dem "Gesetz zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchses" in Bremen. Hamburg 1988. 
Fenner, Elisabeth: Zwangssterilisation im Nationalsozia­
lismus. Zur Rolle der Hamburger Sozialverwaltung. 
Hamburg 1988. Künftig: Fenner. 
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Personen tatsächlich an einer Erbkrankheit im Sinne 
des Gesetzes gelitten hatten."16 
Aus dem Jahr 1994 ist die Dissertation von Tho­
mas Koch17, die sich vorrangig auf Krankenblätter und 
Krankengeschichten verschiedener Universitätsklini­
ken in Göttingen stützt, aber auch Akten aus den Heil­
und Pflegeanstalten in Göttingen sowie vom Amtsge­
richt Göttingen und nicht zuletzt die Akten aus dem 
Niedersächsischen Hauptstaatsarchiv in Hannover mit 
einbezieht. 
Die neuesten Arbeiten zum Thema Zwangssterili­
sation sind zwei Dissertationen aus den Jahren 2003 
und 200418. Frau Ley, die das Thema in Hinblick auf 
das Verhalten der Ärzteschaft im Raum Nürnberg / 
Erlangen untersucht, stützt sich auf die zeitgenössi­
sche medizinische Fachpresse sowie die Akten des 
Erbgesundheitsgerichtes Erlangen, ferner auf die Sip­
penakten des Gesundheitsamtes Nürnberg wie auch 
auf Unterlagen aus den Heil­ und Pflegeanstalten so­
wie der Psychiatrischen Universitätsklinik Erlangen. 
In ihrer Studie steht dabei, wie erwähnt, das Verhalten 
der Mediziner im Vordergrund. 
Frau Hofmann­Mildebrath standen die Akten des 
Krefelder Stadtarchivs, des Krefelder Gesundheits­
amtes und des Erbgesundheitsgerichtes ebendort zur 
Auswertung zur Verfügung. Ihre Fragestellung galt 
dabei vor allem den ehemaligen Hilfsschülerinnen und 
Hilfsschülern aus dem Raum Krefeld. Frau Hofmann­
Mildebrath ist die einzige, die in ihre Studie Gesprä­
che mit überlebenden Zeitzeugen mit einbezogen hat. 
Obwohl es noch weitere Literatur zum Thema 
Zwangssterilisation in der NS­Zeit gibt, wurden die 
obigen Quellen aus dem Grund erwähnt, da sie alle 
auf der Grundlage von Akten aus den Erbgesund­
heitsgerichten oder von Gesundheitsämtern einer be­
stimmten Stadt oder Region basieren und demzufolge 
mit dem vorliegenden Forschungsvorhaben vergleich­
bar sind. 
Es sei an dieser Stelle betont, dass all diese Studien 
Akten aus größeren Städten zur Grundlage haben. Das 
in erster Linie von diesen Arbeiten unterscheidende 
Merkmal unserer Studie ist, dass mit den Akten aus 
dem Altkreis Schlüchtern erstmals ein geschlossener 
ländlicher Raum zu dieser Thematik aufbereitet wird. 
s. Fenner S. VII. 
Koch, Thomas: Zwangssterilisation im Dritten Reich. 
Das Beispiel der Universitätsklinik Göttingen. Frankfurt 
1994. Künftig: Koch. 
Ley, Astrid: Zwangssterilisation und Ärzteschaft. Hin­
tergründe ärztlichen Handelns 1934­1945. Erlangen 
2003. Künftig: Ley; Hofmann­Mildebrath, Brigitte: 
Zwangssterilisation an (ehemaligen) Hilfsschülern und 
Hilfsschülerinnen im Nationalismus ­ Fakten/AKTEN 
gegen das Vergessen ­ regionalgeschichtliche Studie im 
Raum Krefeld. Dortmund 2004. Künftig: Hofmann­
Mildebrath 
Der Vergleich der unterschiedlichen Forschungser­
gebnisse und Besiedlungssituationen wird im An­
schluss an die Auswertungen der Akten aus dem 
Main­Kinzig­Kreis angestellt. 
1.4. Ablauf eines Verfahrens vor dem Erbge­
sundheitsgericht 
An Beispielen aus den 217 Gerichtsakten des Erbge­
sundheitsgerichtes Hanau wird im folgenden exempla­
risch das Prozedere von der Anzeige bis hin zur er­
folgten Unfruchtbarmachung erläutert, (s. Anhang 1) 
In aller Regel lief das Verfahren zur Unfruchtbar­
machung 'erbkranker' Bürger im ehemaligen Land­
kreis Schlüchtern folgendermaßen ab: In 207 von 217 
Fällen erstattet ein behandelnder Arzt, Bürgermeister 
oder eine weitere Institution Anzeige an den zuständi­
gen Amtsarzt, in der es hieß", dass die angezeigte 
Person im Verdacht stehe, an einer der im GzVeN 
aufgeführten Erbkrankheiten zu leiden. Der Amtsarzt 
führte daraufhin eine Untersuchung durch und er­
stellte ein 'Amtsärztliches­Aerztliches­Gutachten'. Für 
dieses Gutachten gab es ein fünf­ bis sechsseitiges 
Formular, (s. Anhänge 6,1­6,6) 
Seite 1 beinhaltet die Personalien des Untersuchten 
wie Name, Beruf, Geburtsdatum und ­ort , Religion, 
Wohnort mit Adresse sowie den Familienstand und 
Angaben zu Kindern. Weiter wurden die Namen des 
eventuellen Ehegatten sowie der Eltern mit Wohn­
bzw. Sterbeort aufgeführt. 
Auf Seite 2 wird zunächst die Frage nach Erkran­
kungen im engeren Familienkreis gestellt. Hier wird 
nach Vorkommen der im GzVeN genannten Erb­
krankheiten gefragt, dann aber auch nach weiteren 
körperlichen oder geistigen Leiden oder Abnormitäten 
erblicher oder nicht erblicher Natur. 
Absatz 2 dieser Seite beinhaltet die Anamnese des 
Patienten. Zuerst wird nach früheren Krankheiten, 
ausgenommen Nerven­ und Geisteskrankheiten, ge­
fragt. 
Dann wird die geistige Entwicklung mit Schwer­
punkt auf den Schulleistungen ins Visier genommen. 
In der Folge wird nach Krämpfen gefragt, und zuletzt 
müssen Angaben zum Sexualleben bzw. über die 
Mensis gemacht werden. 
Diese Erhebung setzt sich auf Seite 3 zunächst fort. 
Es wird nach dem beruflichen Werdegang, Vorstrafen 
sowie Alkohol­ und Drogenabhängigkeit gefragt. 
Dann wird nach der Krankheit gefragt, die der 
Auslöser für die vorliegende Untersuchung ist, und 
nach den Ärzten und Personen, die hierzu weitere 
Auskunft geben können. 
Absatz 3 dieser Seite befasst sich mit dem körper­
lichen Befund des Patienten, wie Größe, Gewicht, 
s. Anhang 1. 
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Pulsfrequenz, Blutdruck usw. Diese Erhebung wird 
auf Seite 4 fortgeführt. 
Auf Seite 4 beginnt weiter die Erhebung zum psy­
chischen Befund, in dem die allgemeine Stimmungs­
lage und Zugänglichkeit des Patienten geschildert 
wird, was auf Seite 5 noch fortgesetzt wird. 
Abschließend ist Raum für die Diagnose. 
Handelt es sich bei der Diagnose um eine Geistes­
krankheit wie 'angeborener Schwachsinn', wird zu­
sätzlich der anhängende Intelligenzprüfungsbogen 
ausgefüllt, der ebenfalls in mehrere Abschnitte unter­
gliedert ist. Abschnitt 1 ­ Orientierung ­ stellt Fragen 
zur Person wie Name, Alter, aktuelles Datum und 
Jahreszeit, Ort der Untersuchung u.ä. Abschnitt 2 ­
Schulwissen ­ fragt nach der bezirklichen Zugehörig­
keit des Heimatortes, Hauptstädten von Deutschland 
und anderen europäischen Ländern, nach bekannten 
historischen Personen wie Luther und Bismarck, nach 
der aktuellen Staatsform, dem Führer, der Bedeutung 
von Weihnachten, Wochentagen u.ä. Es werden wei­
ter einfache Rechenaufgaben gestellt. 
In Abschnitt 3 ­ Allgemeines Lebenswissen ­ wird 
nach dem Sonnenaufgang, dem Unterschied zwischen 
Tag und Nacht, Stadt und Dorf, Preisen für Briefmar­
ken u.ä. gefragt. Im 4. Abschnitt ­ Spezielle Fragen 
aus dem Beruf ­ müssen beispielsweise aus drei Wör­
tern Sätze gebildet werden. Weiter wird die Merkfä­
higkeit auf die Probe gestellt, indem der Prüfling sich 
eine Zahl merken sollte und ähnliches mehr. 
Der Intelligenzprüfungsbogen variierte leicht, mal 
waren auf dem Vordruck alle Fragen vorgegeben, mal 
hatte der Prüfer Spielraum zu eigenen Fragestellun­
gen, (s. Anhänge 7,1­7,3) 
Zum Schluss steht auch hier nochmals die Frage 
nach dem Verhalten des Patienten während der Unter­
suchung. 
Das Ausfüllen des Untersuchungsberichtes fand 
unterschiedlich sorgfältig statt sowie auch das Stellen 
der Diagnose. Hier war Spielraum für eine Begrün­
dung, die oftmals jedoch gar nicht gegeben wurde. 
Stellte die Diagnose eine der im GzVeN aufge­
führten Erbkrankheiten fest, wurde im Anschluss an 
die Untersuchung bei der Geschäftstelle des Erbge­
sundheitsgerichtes Hanau der offizielle Antrag auf 
Unfruchtbarmachung durch den Amtsarzt gestellt. 
Dem Antrag sollte ferner eine 'Ärztliche Bescheini­
gung' beiliegen, auf der vom Arzt bestätigt wurde, 
dass der Betroffene über das Wesen und die Folgen 
der Unfruchtbarmachung aufgeklärt worden sei und 
ihm das Merkblatt zur Unfruchtbarmachung ausge­
händigt worden sei20. Diese Bescheinigung liegt je­
doch nur 62 der Hanauer Akten bei. (s. Anhänge 3­5) 
s. HN 788. 
War der Antrag erst einmal beim Erbgesundheits­
gericht eingereicht, geriet die Maschinerie meist un­
aufhörlich in Gang21. 
Soweit es den weiteren Fortgang des Verfahrens 
betrifft, zeigt die Aktenlage verschiedene Varianten. 
In aller Regel wurden vom Erbgesundheitsgericht eine 
Geburtsurkunde sowie die Schulzeugnisse des Un­
fruchtbarzumachenden angefordert. Je nach Einschät­
zung des Geisteszustandes des Betroffenen wurde für 
die Dauer des Verfahrens ein Pfleger bestellt, der die 
Rechte seines Mündels wahren sollte. Meistens war 
dieser Pfleger ein naher Angehöriger, es konnte aber 
auch ein Nachbar oder der Arbeitgeber in diese Funk­
tion berufen werden, (s. Anhang 8) 
Je nachdem, wie erschöpfend in dem Verfahren re­
cherchiert wurde, wurden weitere Bescheinigungen 
von behandelnden Ärzten, Arbeitgebern, Nachbarn, 
Bekannten u.a. eingeholt. Es kam dann zu mindestens 
einer Verhandlung vor dem Erbgesundheitsgericht 
Hanau mit einem Vorsitzenden Richter, einem appro­
bierten Arzt sowie einem Amtarzt als Beschluss fas­
sendes Gremium. Die Namen dieser drei Personen 
sind uns in jeder der Akten überliefert. 
Den Hanauer Akten liegt immer der Beschluss des 
Erbgesundheitsgericht mit dem Tenor "... ist unfrucht­
bar zu machen." oder aber "Der Antrag auf Unfrucht­
barmachung der / s ... aus... wird zurückgewiesen" 
bei22. Gegen den Beschluss, der den Parteien per Post 
zugestellt wurde, hatten beide Seiten, sowohl der Be­
troffene bzw. sein Pfleger wie auch der zuständige 
Amtsarzt, die Möglichkeit, Einspruch zu erheben. 
Hier galt ursprünglich eine Frist von vier Wochen, die 
nach dem 26.6.1935 auf 14 Tage reduziert wurde. 
Je nach Engagement des Betroffenen und seines 
Pflegers konnte sich das dann folgende Verfahren 
durch die Einlegung einer Beschwerde gegen den 
Beschluss und der daraus resultierenden weiteren 
Verhandlungen vor dem Erbgesundheitsobergericht 
Kassel (im folgenden EOG Kassel) weiter in die Län­
ge ziehen. Auch konnten ärztliche bzw. fachärztliche 
Gutachten angefordert werden, oder aber es wurde ein 
Rechtsanwalt hinzugezogen, der mit der weiteren 
Vertretung der Interessen des Unfruchtbarzumachen­
den betraut wurde. Alle diese Maßnahmen hatten in 
erster Linie eine aufschiebende Wirkung, so hat sich 
ein in unseren Akten verhandelter Fall über 6 Jahre 
hingezogen23, leider mit einem unguten Ausgang für 
den Betroffenen. 
Wurde der Beschluss zur Unfruchtbarmachung 
dann vollzogen, lag den Akten ein weiteres Formblatt 
'Ärztlicher Bericht' bei, in dem von dem die Sterilisa­
Zweimal sind die Akten auf dem Dienstweg offenbar 
verloren gegangen. Sl 1980, 2018. 
22 Bsp. HN 787. 
23 HN 670. 
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tion ausfuhrenden Arzt die Durchführung und Me­
thode der Unfruchtbarmachung bestätigt wurden, mit 
Angaben zum Verlauf und zur Dauer der stationären 
Behandlung und über eventuell aufgetretene Nebener­
scheinungen24. Auch eine Spalte zu Angaben über 
einen gegebenenfalls durchgeführten Schwanger­
schaftsabbruch ist auf dem Formblatt angelegt, (s. 
Anhang 9) 
1.5. Darstellung des Ablaufs von Verfahren 
zur Zwangssterilisation anhand von Beispielen 
aus den Schlüchterner Gerichtsakten 
Die unterschiedlichen Vorgehensweisen und Auswir­
kungen auf die Betroffenen sollen im folgenden dar­
gestellt werden. Der Systematik zuliebe bietet es sich 
dabei an, der Abfolge eines Erbgesundheitsverfahrens 
entsprechend die einzelnen Schritte vorzustellen ­
beginnend mit der Anzeige ­ endend mit dem Voll­
zugsbericht einer erfolgten Sterilisation. 
Hierzu bleibt die Untersuchung zunächst auf die in 
Hanau verhandelten Fälle beschränkt. 
Die Aktenbestände im Main­Kinzig­Kreis gliedern 
sich in 217 Akten, die zusammenhängend alle Fälle 
beinhalten, die vor dem Erbgesundheitsgericht Hanau 
verhandelt wurden. Innerhalb des zweiten Komplexes 
der 2018 Akten aus dem Gesundheitsamt Schlüchtern 
fanden sich sechzehn weitere Vorgänge, denen der 
Beschluss des Erbgesundheitsgerichtes Hanau bei­
liegt, oder in denen sich eindeutige Hinweise darauf 
finden, dass der Fall des Aktenkundigen vor dem Erb­
gesundheitsgericht Hanau verhandelt wurde. Sie wer­
den folglich in die erste Analyse mit einbezogen. 
In den 233 Akten über Personen, deren Unfrucht­
barmachung vor dem Erbgesundheitsgericht Hanau 
verhandelt wurde, ist in 214 Fällen die anzeigende 
Person oder Institution bekannt, eine weitere Anzeige 
ist anonym, in 18 Fällen liegt keine aktenkundige 
Anzeige vor. 
Lediglich in 28 Akten befindet sich die Anzeige 
beim entsprechenden Vorgang, in den übrigen Fällen 
Interessanterweise sind in unseren Akten keine Todesfal­
le vermerkt. Deutschlandweit lag die Sterblichkeitsrate, 
verursacht durch den Sterilisationseingriff, zwischen 4,5 
und 5,5 Prozent. OfFiziell ist von niedrigeren Zahlen die 
Rede. Bock, Gisela: Zwangssterilisation im Nationalso­
zialismus. Studien zur Rassenpolitik und Frauenpolitik. 
Berlin 1986. 375 ff.; Fuchs, S. 51­53; Henning, Jessika: 
Zwangssterilisation in Offenbach am Main 1934­1944. 
Frankfurt 2000, S. IX, 193 Anm. 332. Künftig: Henning. 
In Bremerhaven verstarben sogar über 10% der Sterili­
sierten an den Folgen des Eingriffs, s. dazu: Krause, Sa­
bine: Zwangssterilisation in Bremerhaven und Weser­
münde 1934­1945, in Bremerhavener Beiträge zur 
Stadtgeschichte Bd. 9, hrsg. Hartmut Bickelmann, Bre­
merhaven 1994, S. 66. Künftig: Krause. 
sind uns die Anzeigenden aus unterschiedlichen Quel­
len bekannt. In 53 Fällen liegen die Anzeigen in den 
analogen Akten des Gesundheitsamtes Schlüchtern, in 
sechs dieser Fälle wurde der Betroffene mehrfach, d.h. 
von unterschiedlichen Personen, angezeigt25. Auffal­
lend ist, dass bis auf eine Ausnahme, die Anzeige aus 
den HN­Akten diejenige ist, die zuerst gemacht wur­
de. Bei den restlichen 139 Fällen liegt keine geschrie­
bene Anzeige vor, in der 'Liste der Erbkranken' ist 
jedoch die anzeigende Person oder Institution in den 
meisten Fällen namentlich angegeben, so dass die 
Gerichtsakten entsprechend ergänzt werden konnten. 
Abgesehen von der einen anonymen Anzeige, deren 
Verursacher naturgemäß nicht bekannt ist, handelt es 
sich bei den Anzeigenden durchweg um offizielle 
Personen, wie Bürgermeister, Ärzte und Gesundheits­
pfleger bzw. ­innen oder um Institutionen wie Klini­
ken, Landesheilanstalten oder das Kreiswohlfahrts­
amt, nur um einige Beispiele anzuführen. Der genann­
te Personenkreis war per se dazu verpflichtet, Perso­
nen, die verdächtig waren, an einer im GzVeN aufge­
führten Erbkrankheit zu leiden, dem zuständigen 
Amtsarzt zu melden. 
Der Faktor der Denunziation ist bei diesen Erhe­
bungen leider nicht bekannt. So wissen wir auch nicht, 
wie jemand in den Verdacht, erbkrank zu sein, geriet. 
Die Amtsärzte waren i.d.R. dann die erst anschlie­
ßende, den Antrag auf Unfruchtbarmachung stellende 
Instanz. In Fällen wie der oben erwähnten anonymen 
Meldung recherchierten sie den Fall und brachten ihn 
in der Folge zur Anzeige, bevor sie meist selbst den 
nachfolgenden Antrag auf Unfruchtbarmachung stell­
ten. 
Anschließend wurde vom Erbgesundheitsgericht 
entschieden, ob die unfruchtbarzumachende Person 
einen Pfleger, der die Interessen des Betroffenen 
wahrnehmen sollte, benötigte oder ob sie selbst ihre 
Belange vertreten konnte. Diese Entscheidung hing 
u.a. von der diagnostizierten Erbkrankheit ab. Einem 
an angeborenem Schwachsinn erkrankten Menschen 
traute man aufgrund seines diagnostizierten Geistes­
zustandes nicht zu, seine Interessen selbst zu vertre­
ten, bei einem beispielsweise an erblicher Blindheit 
erkrankten Patienten konnte dies dagegen eher vor­
ausgesetzt werden. Die Bestellung eines Pflegers 
wurde durch das Amtsgericht vorgenommen, nach­
dem das Erbgesundheitsgericht dies verfügt hatte. 
Oftmals liegt dieser Verfügung des Erbgesundheitsge­
richts bereits ein Vorschlag bei, wer zum Pfleger be­
stellt werden sollte. Dieser rekrutierte sich in aller 
Regel aus der nahen Verwandtschaft, es konnte aber 
beispielsweise auch ein Nachbar oder der Arbeitgeber 
diese Funktion wahrnehmen. Zur Verpflichtung des 
Im Fall der Akte HN 688, ist der von der 2. Anzeige 
Betroffene bereits drei Jahre vorher verstorben! 
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Pflegers wurde das Amtsgericht des betreffenden 
Heimatortes bestimmt26. Im Regelfall liegt der Akte 
dann ein Protokoll des entsprechenden Amtsgerichtes 
bei, in dem die Aussage des Pflegers aufgeführt, un­
terschrieben und beglaubigt ist. 
Auch für die Bestellung und Aussage des Pflegers 
gab es Formblätter, die den jeweiligen Amtsgerichten 
zur Verfügung standen27. Auf diesen wurde zunächst 
die Bestellung des Pflegers formal festgestellt und 
dann die Aussage (i.d.R. handschriftlich) notiert. Die­
se wurde vom Pfleger und vom Protokoll führenden 
Amtsrichter unterschrieben. 
Die Aussage des Pflegers sowie die Schulzeug­
nisse, die Geburtsurkunde und eventuelle weitere Be­
scheinigungen Außenstehender, wie Bürgermeister, 
Ärzte oder Arbeitgeber, bildeten die Grundlage für 
das Verfahren vor dem Erbgesundheitsgericht. 
Beim vorliegenden Beispiel28 war der Pfleger bei 
der Verhandlung anwesend. Den Akten liegt lediglich 
der Beschluss des Erbgesundheitsgerichtes bei, so 
dass wir uns über den Ablauf29 und die Dauer30 des 
Verfahrens kaum ein Bild machen können. Der Be­
schluss mit Rechtsmittelbelehrung wurde dem Pfleger 
und der antragstellenden Instanz mit der Post zuge­
stellt31. 
Zumeist folgt in den Akten die Erklärung des Ge­
sundheitsamtes mit dem Verzicht auf Einspruch gegen 
den Beschluss. Im vorliegenden Fall erhebt der Pfle­
ger handschriftlich Beschwerde gegen den Beschluss, 
und zwar direkt bei der nächsten Instanz, dem Erbge­
sundheitsobergericht in Kassel. Er begründet die Be­
schwerde damit, dass die unfruchtbarzumachende 
Person, in diesem Fall seine Schwester, in ihrer Ehe 
schwer misshandelt worden sei und dies die ver­
meintliche Erbkrankheit 'erbliche Fallsucht' hervorge­
Mit der gleichen Verfugung wurde bestimmt, dass der 
angeblich Erbkranke über den Antrag zur Unfruchtbar­
machung informiert werden soll und innerhalb einer 
Woche zu dem Antrag Stellung nehmen kann. Femer 
wurde eine abgekürzte, gebührenfreie Geburtsurkunde 
eingefordert. Weiter wurden Schulzeugnisse angefordert. 
Die entsprechenden Postzustellungsurkunden liegen den 
Akten i.d.R. bei. 
27 s. z.B. HN 790. 
28 
s.o. 
2 9 Gelegentlich wird die Anwesenheit des Betroffenen 
gefordert, und der Beschluss des Erbgesundheitsgericht 
nimmt dann Bezug auf die vorangegangene Befragung s. 
z.B. HN 669. 
Lt. Ley (S. 118) wurden die Verfahren in einer Zeitspan­
ne von unter 10 Minuten pro betroffener Person abge­
handelt. Sie kommt auf diesen Zeitwert über das Rück­
schlussverfahren, wie viele Verfahren an einem Vormit­
tag stattgefunden hatten. 
31 Die Widerspruchsfrist gegen den Beschluss betrug zu­
nächst einen Monat, später wurde sie auf 14 Tage redu­
ziert. Die Zustellungsurkunden liegen den Akten bei. 
rufen habe. Es wäre bereits Strafantrag gestellt wor­
den und die Aussage läge bei einem Rechtsanwalt in 
Schlüchtern, wo sie auch eingesehen werden könne. 
Auch das Erbgesundheitsobergericht konnte vor 
einem weiteren Verfahren weitere Gutachten, Stel­
lungnahmen etc. anfordern. In diesem Fall bat es um 
die Krankenakten aus einer Klinik sowie um die Stel­
lungnahme des Hausarztes und des zuletzt behandeln­
den Arztes. Die beiden letzteren liegen der Akte bei. 
Beide Stellungnahmen betonen, niemals einen Anfall 
bei der Patientin beobachtet zu haben. Das Erbge­
sundheitsobergericht ordnete dann einen Aufenthalt 
bis zu sechs Wochen zur Beobachtung der Patientin in 
der Universitätsnervenklinik Gießen an, in der die 
Diagnose abgesichert werden sollte. Der Ehemann der 
Betroffenen versuchte in der Folgezeit, die Einwei­
sung in die Klinik zu verzögern, da er seine Frau bei 
der Arbeit ("bei der angebrochenen Erzeugungs­
schlacht") nicht eine Stunde entbehren könne. Im wei­
teren Schriftwechsel wird amtlicherseits geklärt, wel­
cher Zeitpunkt günstig für die Abwesenheit der Pati­
entin sei, und die Einweisung in die Klinik wird 
nochmals angeordnet. 
Von der Universitätsnervenklinik Gießen wird ne­
ben der Rechnung ein 14­seitiges Gutachten angefer­
tigt. Das Gutachten kommt zu der Erkenntnis, dass es 
sich um erbliche Fallsucht im Sinne des GzVeN han­
delt und empfiehlt die Unfruchtbarmachung der Pati­
entin. Folglich wird in einem zweiten Verfahren vor 
dem Erbgesundheitsobergericht Kassel die Be­
schwerde gegen den ersten Beschluss zurückgewie­
sen. Dieser Beschluss wird auf vier Seiten ausführlich 
begründet, zum eigentlichen Hergang des Verfahrens 
ist jedoch wiederum nichts aktenkundig. Es wird le­
diglich festgehalten, dass bei Aufruf niemand er­
schien. Auch dieser Beschluss wurde den beteiligten 
Personen und Institutionen per Post zugestellt. 
Geschlossen wird die 64 Blatt umfassende Akte 
mit dem 'Ärztlichen Bericht' des Krankhauses Fulda, 
in dem die Unfruchtbarmachung der Patientin ohne 
Nebenerscheinungen bescheinigt wird. Insgesamt hat 
sich das Verfahren vom Tag der Antragstellung am 
14. Mai 1937 bis zum Tag der Unfruchtbarmachung 
am 21. November 1938 über anderthalb Jahre er­
streckt. 
Exemplarisch wurde hier ein Fall vorgestellt, bei 
dem die Betroffene an der Zwangssterilisation letzt­
lich nicht vorbei kam, bei dem andererseits wenigs­
tens noch die verschiedenen Meinungen gehört und 
ausgewertet wurden, so dass das Verfahren zumindest 
den Anschein eines korrekten Ablaufs vermittelt. 
Vergleichweise mager dagegen ist eine weitere 
Akte des Erbgesundheitsgerichtes Hanau32, in der die 
HN 786. 
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Diagnose für die unfruchtbarzumachende Person 'an­
geborener Schwachsinn' lautet. 
Der Aufbau der Akte entspricht dem der oben be­
schriebenen. Wieder wird ein Pfleger bestellt, und es 
werden die üblichen Unterlagen angefordert. Der 
Pfleger teilt schriftlich mit, dass, wenn die Unfrucht­
barmachung nach Ansicht des Amtes erforderlich sei, 
er nichts dagegen einzuwenden habe33. Ergo fällt der 
Beschluss des Erbgesundheitsgerichtes knapp und 
dem Antrag entsprechend aus. Es liegen der Akte die 
Verzichtserklärung auf Einspruch des Amtsarztes 
sowie ein entsprechendes Schreiben des Vormundes 
und der 'Ärztliche Bericht' des Kreiskrankenhauses 
Schlüchtern über den Vollzug der Unfruchtbarma­
chung bei. 
Einen anderen Ausgang nahm der Vorgang einer 
Hausangestellten aus Elm34. Auch hier wurde der An­
trag auf Unfruchtbarmachung vom Amtsarzt wegen 
der Diagnose 'angeborener Schwachsinn' gestellt. Der 
Aufbau der Akte entspricht dem oben beschriebenen 
Schema: Amtsärztliches Gutachten, Intelligenz­
prüfungsbogen, Bestellung eines Pflegers und Einho­
lung der üblichen Unterlagen. 
Der Vater, der offenbar gleichfalls als Pfleger fun­
giert, legte schriftlich Einspruch gegen den Antrag auf 
Unfruchtbarmachung ein. Daraufhin wurde das per­
sönliche Erscheinen der Betroffenen bei der Ver­
handlung angeordnet35. Aufgrund eines Attestes des 
Hausarztes, dass die Betroffene aufgrund des fortge­
schrittenen Zustandes ihrer Schwangerschaft nicht 
reisefähig sei, wurde die Verhandlung um drei Monate 
verschoben. Bei der dann stattfindenden Verhandlung 
war die Betroffene anwesend. Nichtsdestotrotz um­
fasst der Beschluss inklusive aller Formalien gerade 
mal 154 Seiten, und auf das persönliche Gespräch mit 
der Betroffenen wird nicht weiter eingegangen. Der 
Beschluss beinhaltet, dass Frau M. erbkrank sei im 
Sinne des Gesetzes und daher unfruchtbar zu machen 
sei. Es folgt die Verzichtserklärung auf Einspruch 
seitens des zuständigen Amtsarztes und die Wider­
spruchserklärung des Vaters sowie zwei Kurz­Zeug­
nisse früherer Arbeitgeber. In der Akte folgt dann das 
Schreiben eines Schlüchterner Rechtsanwaltes mit 
dem Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens. Er 
fügt dem Antrag ebenfalls drei Bescheinigungen bei, 
in denen zwei frühere Arbeitgeber sowie eine Heb­
amme den normalen Geisteszustand der vermeintlich 
Schwachsinnigen beschreiben. Es folgt der Beschluss 
des Erbgesundheitsgerichtes Hanau, in dem der An­
Bei dem Pfleger handelt es sich um den Vormund des 
Betroffenen. 
HN 709. 
Das erste anordnende Schreiben kam mit dem Vermerk 
unzustellbar zurück und liegt den Akten bei. Daher ist 
der Wortlaut einer entsprechenden Anordnung bekannt. 
trag auf Wiederaufnahme des Verfahrens zurückge­
wiesen wird mit der Begründung, dass sich aus dem 
Antrag des Rechtsanwaltes sowie der beigefügten 
Zeugnisse keine neuen Aspekte ergäben, die eine 
Wiederaufnahme des Verfahrens rechtfertigen wür­
den36. Es folgt wiederum die Verzichtserklärung auf 
Einspruch seitens des zuständigen Amtsarztes. Der 
Rechtsanwalt legt im folgenden Beschwerde gegen 
den Beschluss des Erbgesundheitsgerichtes ein mit 
dem Antrag, dass das Erbgesundheitsobergericht dem 
Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens stattge­
ben möge. Er weist in seinem Schreiben darauf hin, 
dass es einen Verfahrensmangel bedeute, dass man die 
Patientin nicht zur Beobachtung in eine Universitäts­
Nerven­Klinik oder in die Anstalt Treysa­Hephata 
eingewiesen habe. Schon dieser Mangel rechtfertige 
eine Wiederaufnahme des Verfahrens. Neben seiner 
ausführlichen Begründung für eine Wiederaufnahme 
des Verfahrens fügt er eine positive Beurteilung der 
derzeitigen Arbeitgeberin der Betroffenen bei. 
Das Erbgesundheitsobergericht seinerseits holt ei­
ne Beurteilung des Schulleiters über die Betroffene 
ein. Die Stellungnahme des Schulleiters stimmt in 
ihrer Aussage weitgehend mit der des Anwalts und 
der Arbeitgeberin überein. 
Es kommt zu einer weiteren Verhandlung vor dem 
Erbgesundheitsobergericht Kassel, an der sowohl die 
Betroffene als auch ihr Rechtsanwalt teilnahmen. In 
dieser Verhandlung wurden die vorangegangenen 
Beschlüsse des Erbgesundheitsgerichts Hanau aufge­
hoben und der Antrag auf Unfruchtbarmachung ab­
gewiesen. Auch dieser Beschluss wird allen Beteilig­
ten per Post zugestellt. 
Ein weiterer Fall ist der eines berufslosen jungen 
Mannes aus Oberzell37, der laut der 'Liste der Erbkran­
ken' vom Bürgermeister dem Gesundheitsamt ange­
zeigt wurde. Der Antrag auf Unfruchtbarmachung 
wegen angeborenen Schwachsinns wurde am 
21.8.1936 vom Amtsarzt gestellt38. Auch hier wurde 
wieder ein Pfleger (Vater) bestellt und die Geburtsur­
kunde und das Abgangszeugnis der Schule angefor­
dert. 
Der zur Unfruchtbarmachung vorgeschlagene jun­
ge Mann bezog schriftlich Stellung gegen die geplante 
Unfruchtbarmachung, indem er sich dagegen ver­
wahrt, schwachsinnig zu sein, und darum bat, dem 
Diese ablehnende Begründung ist wesentlich ausfuhrli­
cher gehalten als der Beschluss zur Unfruchtbarma­
chung. 
HN 691. 
Der dem Antrag beiliegende Intelligenzprüfungsbogen 
zeigt eine ganze Reihe richtiger und logischer Antwor­
ten. Lediglich die Rechenaufgaben sind falsch beantwor­
tet und einige der Fragen. Im Vergleich zu vielen ande­
ren Intelligenzprüfungsbogen ist vieles korrekt beant­
wortet worden. 
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Antrag des Kreisarztes nicht stattzugeben. Auch der 
zum Pfleger bestellte Vater äußerte sich schriftlich 
gegen die geplante Unfruchtbarmachung und betont, 
dass die gesamte Familie gesund sei und aus hervor­
ragenden Menschen bestehe. 
Er wird zusätzlich vor das Amtsgericht Heubach 
geladen, wo die offizielle Bestellung zum Pfleger 
stattfand und er seine Aussage machte. Er äußerte sich 
ausführlich dazu, dass seine Familie und alle Vorfah­
ren gesund seien und aus ihnen etwas geworden sei. 
Sein Sohn sei zwar etwas langsam, aber selbstständig 
und auf keinen Fall erbkrank. 
Bei der Verhandlung vor dem Erbgesundheitsge­
richt Hanau erschien der Vater dann auch persönlich 
und beantragte, den Antrag auf Unfruchtbarmachung 
abzulehnen. Im folgenden Beschluss wird der Antrag 
auf Unfruchtbarmachung dann auch tatsächlich zu­
rückgewiesen. Es folgen die Postzustellungsurkunden 
sowie die Verzichtserklärung auf Einspruch seitens 
des Amtsarztes. 
32 Mal wurde der Antrag auf Unfruchtbarmachung 
vom Erbgesundheitsgericht Hanau in erster Instanz 
zurückgewiesen. Nur in einer geringen Anzahl von 
Fällen wurde vor der Beschlussfassung ein Gutachten 
eingeholt39. 
In 34 Fällen gelang es erst nach Durchführung ei­
nes oder mehrerer Widerspruchsverfahren, die dro­
hende Unfruchtbarmachung abzuwenden. 
Dreimal legte der zuständige Amtsarzt40 bzw. ein 
Lagerarzt41 Beschwerde gegen die Zurückweisung des 
Antrags auf Unfruchtbarmachung ein. Zweimal hatte 
die ärztliche Beschwerde keinen Erfolg. Im 1. Fall 
wurde die mangelnde Berücksichtigung des Intelli­
genzprüfungsbogens gerügt, der die offenbar schlech­
ten Deutschkenntnisse der gebürtigen Polin erklärt, 
einer Deutung, der sich auch das Erbgesund­
heitsobergericht Kassel anschloss. Im 2. Fall war die 
Frist zur Einlegung der Beschwerde abgelaufen, so 
dass diese nicht mehr berücksichtigt wurde. 
Im 3. Fall nahm sich das Erbgesundheitsgericht 
Hanau viel Zeit, um den Krankheitsfall zu klären. So 
wurden zwei fachärztliche Gutachten angefordert, die 
zu verschiedenen Ergebnissen kamen. Daraufhin wur­
de der Antrag auf Unfruchtbarmachung abgelehnt. 
Der Amtsarzt in Marburg, wo sich Frau M. zum frag­
lichen Zeitpunkt in der Landesheilanstalt in Be­
handlung befand, legte daraufhin Beschwerde ein. Das 
Erbgesundheitsobergericht Kassel gab ihm in einem 
ausführlichen fünfseitigen Beschluss recht, und Frau 
M. wurde unfruchtbar gemacht. 
Aus der Reihe der üblichen Verfahren fällt die Ak­
te HN 660 heraus, in der die betroffene Person sich 
So in Akte HN 705. 
40 HN607;HN710. 
41 HN 681. 
bereits vor dem Beschluss des Erbgesundheitsgerich­
tes zur Unfruchtbarmachung in ein Krankenhaus be­
gab42. Dieser Vorgang mit erfolgter Unfruchtbarma­
chung fand am 31.7.1936 statt. Erst am 17.9.1936 
wurde der Beschluss zur Unfruchtbarmachung vom 
Erbgesundheitsgericht gefasst. Der behandelnde Arzt 
hatte die Sterilisation folglich ohne richterlichen Be­
schluss durchgeführt. Ob dieser rechtswidrige ver­
frühte Eingriff Folgen für das Krankenhaus oder den 
ausführenden Arzt hatte, ist den Akten nicht zu ent­
nehmen43. 
Kapitel 2 
2.1. Vorste l lung des Aktenmater ia l s 
Nachdem im vorigen Kapitel das gängige Sterilisati­
onsverfahren anhand einiger Beispiele vorgestellt 
wurde, sollen in einem 2. Abschnitt die Akten des 
Schlüchterner Gesundheitsamtes, soweit sie das Ge­
setz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses betref­
fen, in die Auswertungen mit einbezogen werden. 
So konnte der Aktenbestand um die erwähnten 
sechzehn Fälle, die vor dem Erbgesundheitsgericht 
verhandelt wurden, ergänzt werden. Hier ist der Be­
schluss des Erbgesundheitsgerichtes Hanau mit einem 
entsprechenden Aktenzeichen zumeist inneliegend. Ist 
dies nicht der Fall, lässt sich dank des Schriftwechsels 
eindeutig der Bezug zum Erbgesundheitsgericht Ha­
nau herstellen. 
Elf weitere Akten betreffen Vorgänge, die von an­
deren Erbgesundheitsgerichten verhandelt wurden. Es 
handelt sich um die Erbgesundheitsgerichte in Frank­
furt, Marburg, Gießen­Stadtroda und Limburg. Bis auf 
eine der betroffenen Person waren alle in Ortschaften 
des Altkreises Schlüchtern wohnhaft. Bei der einen 
Ausnahme handelte es sich um einen Mann, dessen 
Braut in Salmünster wohnte, so dass der Bräutigam 
beim Gesundheitsamt Schlüchtern aktenkundig ge­
worden war44. 
Der Antrag auf Unfruchtbarmachung wurde am 
26.5.1936 gestellt. Am 1. Juli schreibt die Betroffene, 
dass sie der Aufforderung zur Unfruchtbarmachung 
nachkommen würde, sobald ihre ausstehende Mensis 
vorüber sei. Während gleichzeitig das Verfahren seinen 
offiziellen Gang nimmt, begibt Frau H. sich zur Un­
fruchtbarmachung ins Krankenhaus, wovon dieses wie­
derum das Gesundheitsamt in Kenntnis setzt. Das dar­
über informierte Erbgesundheitsgericht notiert am 
4.8.1936, dass die Unfruchtbarmachung noch nicht vor­
genommen werden darf. Bereits am 1.8.1936 jedoch war 
die Unfruchtbarmachung durchgeführt worden 
In anderen Fällen ist es durchaus aktenkundig, wenn ein 
Arzt sich nicht systemkonform verhalten hatte, s. Sl 472, 
HN 776. 
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Weitere 89 Akten behandeln Fälle von Personen, 
die auf Grundlage des GzVeN beim Gesundheitsamt 
angezeigt wurden oder dort unter dem Verdacht, Trä­
ger einer Erbkrankheit zu sein, untersucht wurden. 
75 Akten liegt eine Anzeige bei, in der der Ver­
dacht auf das Vorliegen einer Erbkrankheit geäußert 
wird. Es ist augenfällig, dass die meisten dieser An­
zeigen45 aus dem militärischen Bereich herrühren. Die 
meisten der übrigen Anzeigen stammen aus dem me­
dizinischen Umfeld, wie von Amtsärzten, Hausärzten 
oder Krankenhäusern. Je eine Anzeige erstatteten ein 
Lehrer, ein Landrat sowie ein Jugendheim. Bei einer 
weiteren Akte geht aus dem Schriftwechsel hervor, 
dass dem Gesundheitsamt ein anonymer Hinweis46 
vorlag. 
In diesen 89 Akten wurde lediglich zweimal der 
Antrag auf Unfruchtbarmachung gestellt47. In der Akte 
Sl 1980 wird im Januar 1939 Meldung von einem 
Augenarzt gemacht, der aufgrund der Diagnose Reti­
nitis pigmentosa zur Sterilisation riet48. Ein paar Mo­
nate später meldet er selbige Diagnose auch für die 
Schwester des Betroffenen49. Jedoch erst als der 
Betroffene 1944 heiraten wollte, begann das eigentli­
che Untersuchungsverfahren, das die oben gestellte 
Diagnose bestätigte und zum Antrag auf Unfrucht­
barmachung führte. Dem Antrag folgt ein Schreiben50 
des Amtsarztes, der aufgrund des Heiratswunsches 
des Betroffenen trotz des totalen Krieges zu einer 
Durchführung des Verfahrens riet. Ob es einen weite­
ren Vorgang gab, ist aus der Akte nicht zu ersehen. 
Auch der zweite Antrag auf Unfruchtbarmachung 
wurde erst 1944 gestellt5 '. Ein Anlass für die Untersu­
chung ist der Akte nicht zu entnehmen. Auch hier bat 
der Amtsarzt in einem gesonderten Schreiben52 nach­
drücklich um die Durchführung des Verfahrens. Wie 
einem weiteren Schreiben53 zu entnehmen ist, waren 
Von den insgesamt 44 Anzeigen stammen 17 vom Mus­
terungsarzt, 23 vom Wehrmeldeamt, eine von einem 
Oberstabsarzt, zwei von einem Truppenarzt sowie eine 
vom einem Lazarettarzt. 
4 6 Sl 348; Der in dem Hinweis geäußerte Verdacht auf 
angeborenen Schwachsinn bestätigte sich in der Folge 
nicht. 
4 7 Sl 1980, Sl 2018. 
4 8 Das Prekäre im weiteren Verlauf der Akte ist, dass der 
gleiche Arzt 1961 schreibt, dass ihm der Patient erst seit 
1955 bekannt sei 
Laut 'Liste der Erbkranken' Nr. 320 wird das Verfahren 
gegen die Schwester ausgesetzt. 
Vom 15.9.1944. 
)1 Interessanterweise handelt es sich hier um die Braut von 
Sl 1980. 
52 Ebenfalls vom 15.9.1944. 
5 3 Dieses Schreiben stammt vom 15.12.1944. 
49 
so 
die Akten in der Zwischenzeit wohl beim Erbgesund­
heitsgericht verloren gegangen54. 
In vier weiteren Fällen, in denen eine Anzeige vor­
lag55, wurde aufgrund der Durchführungsverordnung 
vom 31.8.1939 zum Gesetz zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchses56, laut der Anträge auf Unfrucht­
barmachung nur noch in dringenden Ausnahmefällen 
gestellt werden sollten, von einem Verfahren abgese­
hen. In zwei weiteren Fällen geht aus den Akten nicht 
hervor, wie der Vorgang ausging. Auch aus den er­
gänzenden Registern lässt sich zu diesen Vorgängen 
nichts weiter erschließen. 
In 17 Fällen lagen Verdacht und Diagnose zumeist 
verbunden mit einer Anzeige vor, die Weiterverfol­
gung eines eventuellen Sterilisationsverfahrens wurde 
jedoch bis nach dem Krieg zurückgestellt. Trotz der 
Anzeige oder des Verdachts auf eine Erbkrankheit 
wurde in 59 Fällen kein weiterer Vorgang eingeleitet, 
da der Grad der Erbkrankheit nicht als hoch genug 
angesehen wurde. Bei Personen, die unter dem Ver­
dacht, an angeborenem Schwachsinn zu leiden, ange­
zeigt wurden, lautet die Diagnose nach der amtsärztli­
chen Untersuchung oftmals nur noch 'physiologische 
Dummheit'57. 
Die 'Liste der Sippenakten' ergänzt die auszuwer­
tenden Akten um zehn weitere Fälle, die entsprechen­
den Originalakten fehlen entweder in den Beständen, 
oder aber ihr Inhalt betrifft nur andere Familienmit­
glieder und nicht die in der 'Liste der Sippenakten' 
aufgeführten Personen. An sechs dieser Personen 
wurde laut dem Vermerk im Register die Unfrucht­
barmachung vollzogen, in drei Fällen vermerkt das 
Register den Vorgang als noch nicht abgeschlossen 
und einmal als bis nach dem Krieg zurückgestellt. Bei 
diesen zehn Fällen ist außer dem Namen der jeweils 
betroffenen Person lediglich das Geburtsdamm, der 
Geburts­ und der Wohnort sowie in einem einzigen 
Fall der Beruf aktenkundig. Die weiteren Angaben, 
wie die Diagnose der vermeintlichen Erbkrankheit, 
der Name des Anzeigenden etc. sind bei diesen Fällen 
nicht überliefert. 
Da in dem Schreiben auf ein Aktenzeichen verwiesen 
wird, sind sie beim Erbgesundheitsgericht eingegangen. 
Sl 1781, 1856, 1900, 1917. 
In dieser Verordnung wurde bestimmt, dass Anträge auf 
Unfruchtbarmachung nur zu stellen waren, wenn die Un­
fruchtbarmachung wegen besonders großer 'Fortpflan­
zungsgefahr' nicht aufgehoben werden durfte. 
Bsp. :Sl 265, 305, 1049, 1737. 
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Legt man sämtliche oben angeführten Quellen 
zugrunde, kann man bei den folgenden statistischen 
Auswertungen von einer Gesamtzahl von 467 Perso­
nen ausgehen, die in irgendeiner Form mit dem Ge­
setz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses kon­
frontiert wurden, bei denen es jedoch ­ wie am Bei­
spiel der Schlüchterner Akten gezeigt ­ nicht unbe­
dingt zu einer Antragstellung auf Unfruchtbarma­
chung bzw. zu einem Verfahren vor dem Erbge­
sundheitsgericht kam. 
2.2. Methodik 
Im folgenden Abschnitt werden ausgehend zum 
einen von der Gesamterfassung der 467 Personen 
und zum anderen von den 217 Hanauer Gerichtsak­
ten die Quellen statistisch unter mehreren Gesichts­
punkten aufgeschlüsselt und im einzelnen analysiert. 
Hierzu wurden sämtliche oben vorgestellten 
Quellen in Excel­Tabellen erfasst und, soweit vor­
handen, mit möglichst vielen Merkmalen versehen. 
Die Tabelle der Hanauer Gerichtsakten umfasst 
folgende Daten: 







8) Beginn des Verfahrens 
9) Bestellung eines Pflegers 
10) Ausgang des Verfahrens 
11) Konkordanz­Aktenzeichen (z.B. Schlüchterner 
Gesundheitsakte) 
12) Name des Anzeigenden 
13) Rechtsanwalt 
14) Anzahl und Darum der Verhandlungen 
15) Persönliches Erscheinen vor dem EG 
16) Das die Sterilisation ausführende Krankenhaus 
17) Datum der Sterilisation 
18) Bemerkungen 
Die Punkte 1) bis 10) konnten bei allen, die 
Punkte 11) bis 17) nur bei einem Teil der Personen 
den Akten entnommen werden. 
Nach dem gleichen Prinzip wurden die Schlüch­
terner Gesundheitsakten erfasst, welche das GzVeN 
betreffen. Akten, die lediglich ein Gesundheitszeug­
nis für eine Eheschließung u.ä. enthielten, wurden 
hier nicht weiter berücksichtigt. 
Die beiden Register 'Liste der Sippenakten' und 
'Liste der Erbkranken' wurden vollständig in Excel­
Tabellen erfasst. 
Die Liste der Sippenakten nennt 2018 Personen, 
über die aber nur, wie oben erwähnt, einige Angaben 
gemacht wurden. Es sind lediglich der Name der je­
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Diagramm 4 
weils betroffenen Person, das Geburtsdatum, der Ge­
burts­ und der Wohnort sowie in einem einzigen Fall 
aus der Liste der Beruf bekannt sowie in 219 Fällen 
ein Vermerk bezüglich des aktuellen Standes des Erb­
gesundheitsverfahrens. Dieser wurde durch unter­
1 4 Zwangssterilisation im Altkreis Schlüchtern von 1934­1945 
schiedlich farbige Kreuzzeichen ausgeführt: Ein 
rotes Kreuz hinter dem Namen bedeutet, dass die 
Person sterilisiert worden ist, ein grünes Kreuz sig­
nalisiert einen abgelehnten Antrag auf Unfruchtbar­
machung, ein schwarzes Kreuz weist darauf hin, 
dass das Verfahren noch nicht abgeschlossen ist, und 
ein blaues Kreuz besagt, dass das Verfahren bis nach 
dem Krieg zurückgestellt worden ist. 
In der 'Liste der Erbkrankheiten' finden sich we­
sentlich mehr Kommentare zu den einzelnen erfass­
ten Personen. Es handelt sich um insgesamt 433 
namentlich erfasste Personen, für die, soweit dem 
Listenführenden bekannt, folgende Angaben ge­
macht wurden: 
1) Vor­und Zunahme 
2) Geburtstag und Geburtsort 
3) Wohnort 
4) Familienstand, Stand oder Gewerbe 
5) Tag der Anzeige 
6) Name des Anzeigenden 
7) Art der Krankheit und des Gebrechens 
8) Sind Vorbedingungen für die Sterilisierung er­
füllt? Ja oder Nein? 
9) Antrag gestellt? Vom Kranken selbst; vom 
Amtsarzt; von einer Anstalt? 
10) Sterilisierung genehmigt? 
11) Berufung eingelegt? 
12) Berufung. Abgelehnt oder stattgegeben mit 
Datum. 
13) Sterilisierung. Rechtskräftig; dazu aufgefor­
dert; ausgeführt am. 
14) Bemerkungen 
Für diese Angaben wurde ein Heft verwendet, in 
dem die oben aufgeführten Punkte in vorgegebene 
Spalten eingetragen wurden. 
Für unsere Bearbeitung wurden alle Daten in eine 
Excel­Tabelle übertragen. 
Auch für die 'Liste der Sippenakten' existiert ein 
ähnlich vorgegebenes Register. 
Dank der Erfassung in Excel­Dateien konnten die 
Daten unter unterschiedlichen Fragestellungen aus­
gewertet oder ergänzt werden. Beispielsweise erfah­
ren wir auf diese Weise, wie hoch der Prozentsatz 
der betroffenen Bevölkerung in den verschiedenen 
Orten war. Diese Auswertungen werden in den fol­
genden Abschnitten vorgestellt, bevor im Anschluss 
daran weitere Fragestellungen entwickelt werden. 
Die Auswertungen unter verschiedenen Ge­
sichtspunkten werden im folgenden Abschnitt vor­
gestellt. 
20 
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2.3. Auswertung der Akten nach statistischen 
Gesichtspunkten 
2.3.1. Ergebnis für die vom GzVeN betroffe­
nen Personen 
Basierend auf den 467 Personen, die vom Gesetz zur 
Verhütung erbkranken Nachwuchses erfasst wurden, 
ergibt sich folgendes Ergebnis für die betroffenen 
Personen: (s. Diagramme 1­2) 
Wie aus den beiden Diagrammen ersichtlich wird, 
ist der Anteil der Personen, an dem die Unfruchtbar­
machung vollzogen wurde, der zahlenmäßig größte. 
Dennoch wird deutlich, dass bei den Betroffenen, 
deren Unfruchtbarmachung vor dem Erbgesundheits­
gericht Hanau verhandelt wurde, das Verhältnis derje­
nigen, an denen die Sterilisation durchgeführt wurde, 
stärker ins Gewicht fällt als es bei der Gesamterfas­
sung der Fall ist. Die 144 Fälle, in denen die Sterilisa­
tion nach dem Beschluss des Erbgesundheitsgerichtes 
Hanau vollzogen wurde, machen mehr als zwei Drittel 
der Fälle aus, die ebendort verhandelt wurden. Auf 
das Gesamtbild mit 467 Fällen kommen jedoch "nur" 
noch 29 weitere 'Vollzugsfälle' hinzu. Mit 173 Perso­
nen sind dies folglich weniger als die Hälfte all derer, 
die vom GzVeN im Altkreis Schlüchtern in irgend­
einer Form erfasst wurden. 
Bei weniger als einem Drittel der Vorfälle wurde 
der Antrag auf Unfruchtbarmachung vor dem Erbge­
sundheitsgericht Hanau abgewiesen. Im Gesamtbild 
ist es nur noch etwas mehr als ein Sechstel (16,2%), 
das abgewiesen wurde. 
Diese Diskrepanz erklärt sich daraus, dass, wie er­
wähnt, bei den 467 Personen auch diejenigen erfasst 
worden sind, die zwar als erbkrank angezeigt worden 
waren, aber bei denen dies in der Folge nicht weiter 
verfolgt worden ist. 
2.3.2. Auswertung nach dem Geschlecht der 
betroffenen Personen 
Bei der Frage nach dem Geschlecht der vom GzVeN 
betroffenen Personen bleiben sich die Vergleichser­
gebnisse weitgehend gleich, (s. Diagramme 3­4) 
Im Gesamtbild ergibt das Ergebnis, dass 55% der 
vom GzVeN betroffenen Personen Männer und 45% 
Frauen waren, bei dem vor den Erbgesundheitsgericht 
Hanau verhandelten Fällen waren es 53% Männer und 
47% Frauen. 
2.3.3. Alter der betroffenen Personen 
Die Vergleichsgraphiken zum Alter der betroffenen 
Personen zeigen, dass die 18­ bis 32­jährigen die am 
stärksten vom GzVeN betroffene Altersklasse war. (s. 
Diagramme 5­6) 
Der starke Betroffenheitsgrad der 18­ bis 32­jähri­
gen dürfte seine Erklärung darin haben, dass sich die 
Alter der Frauen vor dem EG Hanau 
S 6 
1-12 13-17 18-22 23-27 28-32 33-37 38-42 43-47 
Alter 
Diagramm 9 
Alter der Männer vor dem EG Hanau 
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entsprechenden Personen im heirats- und gebär­ bzw. 
zeugungsfähigen Alter befanden. 
Dennoch waren 2,4% der erfassten Personen unter 
12 Jahre, d.h. sie waren für das GzVeN registriert 
worden, aber zumeist war aufgrund ihres jugendlichen 
Alters bei ihnen noch kein Handlungsbedarf vorhan­
den58. 
Ebenso widersinnig mutet es an, dass ca. 1% der 
erfassten Personen zwischen 69 und 85 Jahren alt war, 
d.h. in einem Alter, in dem in aller Regel die Mög­
lichkeit, Nachwuchs zu bekommen, nicht mehr be­
stand. 
Eine Aufschlüsselung der Personen, die für das 
GzVeN registriert worden waren, nach ihrem Ge­
schlecht und ihrem Alter ist in den folgenden Dia­
grammen dargestellt: (s. Diagramme 7­8) 
An diesen beiden Graphiken wird deutlich, dass 
unter den Männern die 18­22­jährigen die am stärks­
ten durch das GzVeN betroffene Altersgruppe waren, 
bei den Frauen ist die Spanne etwas weiter. Die 18­
27­jährigen waren die am härtesten durch das GzVeN 
betroffene Altersgruppe. 
Betrachtet man zum Vergleich die beiden folgen­
den Diagramme, in denen die vor dem EG Hanau 
verhandelten Fälle sowohl nach ihrem Alter als auch 
nach dem Geschlecht aufgeschlüsselt sind, bestätigt 
sich zum einen das oben gemachte Bild, dass bei den 
Männern die am stärksten betroffene Gruppe zwi­
schen 18 und 22 Jahren alt war, zum anderen zeigt 
sich, dass bei den Frauen ebenfalls die 18­22­jährigen 
die meisten waren, deren Unfruchtbarmachung vor 
dem EG Hanau verhandelt wurde, (s. Diagramme 9­
10) 
Ferner ist festzustellen, dass die älteste Frau, deren 
Unfruchtbarmachung vor dem EG Hanau verhandelt 
wurde, 45 Jahre alt war. Obwohl die betroffene Frau 
H. darum gebeten hatte, aus Altersgründen, Abstand 
von der Operation zu nehmen, wurde sie am 
29.10.1935 wegen angeborenen Schwachsinns in Ful­
da sterilisiert59. 
Unter den Männern hingegen, deren Unfruchtbar­
machung vor dem EG Hanau verhandelt wurde, war 
der älteste 64 Jahre alt. In seinem Fall wurde der An­
trag auf Unfruchtbarmachung in der 1. Instanz abge­
wiesen60. 
Wie sich den oben gemachten Beobachtungen ent­
nehmen lässt, waren ältere Männer stärker von der 
Erbgesundheitsgesetzgebung betroffen als gleichalt­
rige Frauen. Dies dürfte mit der Zeugungsfähigkeit 
der Männer bis ins hohe Alter zusammenhängen, wo­
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Es sei hier an die Rundfunkübertragung von Radio Bay­
ern 2 vom 24.3.2005 erinnert, in der ein Zeitzeuge von 
seiner Sterilisation im Alter von 6 Jahren berichtet. 
HN 644. 
HN 747. 
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hingegen bei den Frauen nach den Wechseljahren mit 
keiner Gebärfähigkeit zu rechnen ist. In einigen Fällen 
wurde aufgrund dieses Aspektes auch Abstand von 
einer sonst für notwendig erachteten Unfruchtbarma­
chung genommen. Dies war im Fall der 44 Jahre alten 
Frau F. aus Neuengronau und der ebenfalls 44­jähri­
gen Frau S. aus Uttrichshausen der Fall61. Frau S. aus 
Schwarzenfels war sogar nur 43 Jahre alt, als der An­
trag auf Unfruchtbarmachung vom EG Hanau auf­
grund der Wechseljahre abgewiesen wurde62. 
2.3.4. Jahresdaten 
Die meisten Registrierungen und auch Gerichtsver­
handlungen fanden in den ersten vier Jahren nach dem 
Inkrafttreten des GzVeN von 1934 bis 1937 statt, (s. 
Diagramme 11­12) 
Sowohl die meisten Erfassungen als auch die meis­
ten Verhandlungen vor dem Erbgesundheitsgericht 
fanden in den ersten vier Jahren nach Inkrafttreten des 
GzVeN zwischen 1934 und 1937 statt. Von 1934 bis 
1936 kam es zu einer kontinuierlichen Steigerung der 
Vorgänge, bereits 1937 sank deren Zahl jedoch. Nach 
der erwähnten Durchführungsverordnung vom 
31.8.1939, kurz vor Kriegsbeginn, waren es nur noch 
verhältnismäßig wenige Vorgänge, die vor dem Erb­
gesundheitsgericht in Hanau verhandelt wurden. Dies 
mag zum einen seine Ursache darin haben, dass die 
Aktivitäten der Gesundheitsämter nunmehr auf die 
Vorbereitung der Versorgung von Kriegsverletzten 
ausgerichtet waren63, zum anderen griff zu diesem 
Zeitpunkt verstärkt die Auslese 'kranker' Erbanlagen 
durch den Beginn der "Euthanasie", die am 
1.September 1939 von Adolf Hitler durch einen per­
sönlichen Erlass angeordnet wurde64. 
2.3.5. Krankheiten 
Mit den beiden nachstehenden Diagrammen soll ver­
deutlicht werden, welche der im GzVeN angeführten 
Erbkrankheiten in welcher Quantität als Diagnose für 
die beantragte Unfruchtbarmachung angeführt wurde, 
(s. Diagramme 13­14) 
Bei 66,9% der Vorgänge, die vor dem Erbgesund­
heitsgericht in Hanau verhandelt wurden, wurde der 
Antrag auf Unfruchtbarmachung aufgrund der Diag­
nose angeborener Schwachsinn gestellt. Die erbliche 
Fallsucht führte bei 14,3% der Fälle zum Antrag, und 
die Diagnose Schizophrenie war noch in 9,7% der 
HN618;HN 728. 
HN 735. 
s. hierzu verschiedene Schriftwechsel im Archiv des 
Regionalzentrums des Main­Kinzig­Kreises. 
Bund der "Euthanasie"­Geschädigten und Zwangssterili­
sierten e.V.: Wir über uns:; Fuchs S. 17. Hier Kapitel 
3.3. 
Fälle ursächlich für das Sterilisationsverfahren. Es 
folgen die angeborene Taubheit (2,8%), die erbliche 
Blindheit (2,3%), das manisch­depressive Irresein 
sowie die schwere körperliche Missbildung (beide 
1,8%). Die Diagnose chronischer Alkoholismus wur­
de nur noch bei 0,5% der betroffenen Personen als 
Anlass für den Antrag auf Unfruchtbarmachung ange­
geben. 
Auch bei der Gesamtzahl der erfassten Personen 
überwiegt die Diagnose angeborener Schwachsinn mit 
56,4%. Es folgen die Schizophrenie (13,3%) und die 
erbliche Fallsucht (11,8%). Gemeldet wurden dem 
Gesundheitsamt auch Krankheiten wie zweimal der 
Mongolismus65 oder einmal das symptomatische An­
fallsleiden66, die vom erstuntersuchenden Arzt als dem 
GzVeN unterfallende Erbkrankheiten eingeschätzt 
wurden. In den drei hier beispielhaft herausgegriffe­
nen Fällen wurde in der Folge kein Antrag auf Un­
fruchtbarmachung gestellt. 
2.3.6 Berufe 
Im nachstehenden Abschnitt werden die Berufe, die 
von den für das GzVeN erfassten Personen ausgeübt 
wurden, graphisch dargestellt: (s. Diagramme 15­16) 
In beiden Diagrammen überwiegen die Personen, 
die keinen Beruf ausüben, nimmt man hier noch die 
Ehefrauen dazu, waren es bei den in Hanau verhan­
delten Vorgängen 48,8% aller Fälle. Das bedeutet, 
dass annähernd die Hälfte der Personen, deren Un­
fruchtbarmachung vor dem Erbgesundheitsgericht 
verhandelt wurde, berufslos war. Ferner ist augenfäl­
lig, dass nahezu alle Personen aus niedrigen sozialen 
Schichten stammen67. Es handelt sich bei den meisten 
Personen um Arbeiter, Landarbeiter, Knechte und 
Mägde (25,5%). 
Bei der Gesamterfassung ergeben sich ähnliche 
Zahlenverhältnisse, d.h. die Berufslosen und Ehe­
frauen überwiegen mit 34,3%; rechnet man die 17% 
hinzu, für die keine Angaben vorliegen, ergeben sich 
51,3%. Die Arbeiter, Landarbeiter, Knechte und 
Hausangestellten ergeben eine Gruppe von 26,8%, 
d.h. diese Zahlen sind mit den Zahlen der Fälle, die 
vor dem Erbgesundheitsgericht verhandelt wurden, 
durchaus vergleichbar. In der Gesamterfassung sind 
drei Personen vertreten, nämlich ein Lehrer68 und ein 
Liste der Erbkranken Nr. 272, 372. 
Liste der Erbkranken Nr. 381. 
Lediglich ein Studienrat HN 636 war durch das GzVeN 
betroffen. Das Verfahren gegen ihn wurde eingestellt. 
Liste der Erbkranken Nr. 379. Lehrer H. wurde aufgrund 
der Diagnose "Angeborener Schwachsinn" in die Liste 
der Erbkranken aufgenommen. Was weiter geschah, geht 
aus den Listeneinträgen nicht hervor. 
I 
| 
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Rechtskonsulent69, die sich von den übrigen betrof­
fenen Personen im Altkreis Schlüchtern abheben. Da 
die Akten nur die offizielle Sichtweise zu den Unter­
suchungen und Gesundheitsverfahren widerspiegeln, 
erfahren wir weiter nichts über die sozialen Hinter­
gründe dieser Personen. 
In den Vergleichsuntersuchungen, die zur Klärung 
dieses Aspekt herangezogen wurden, sind Erhebungen 
zu den Berufen der durch das Erbgesundheitsgesetz 
betroffenen Personen leider nur für die Städte Köln, 
Bremen, Wuppertal, Duisburg und Frankfurt gemacht 
nen ein. Es folgen die Arbeiter und Hilfsarbeiter so­
wie die Hausangestellten. 
Für die Stadt Köln weist Dalicho insgesamt 434 
Personen (=16,6%) verschiedenen Sparten der produ­
zierenden Industrie zu. Dieser Personenkreis ist natur­
gemäß in einer ländlichen Region, wie dem Altkreis 
Schlüchtern, nicht zu beobachten, da es dort kaum 
Industrie gab. 
In Frankfurt machten leitende und höhere Ange­
stellte 0,4% der betroffenen Personen aus. Arbeitslos 
waren knapp 10%, Hausgehilfen und Hilfsarbeiter 
Herkunftsorte, der Personen, deren 
Unfruchtbarmachung vor dem EG Hanau 
verhandelt wurde 
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Al tengronau 
Bad S o d e n 
Bell ings 
Bre i t enbach 
B r e u n i n g s 
Burg joß 
Eckard ro th 
Elm 
G u n d h e l m 
Herolz 
H e u b a c h 
Hinkelhof 
Hinters te inau 
Hof Reith 
Hohenze l l 
Hühnerkropf 
Hutten 
J o s s a 
Kerbersdorf 
Klesbe rg 
Klos te rhöfe 
K r e s s e n b a c h 
Marborn 
Mar jos s 
Mottgers 
Neu dort 
N e u e n g r o n a u 
Neusta l l 
Niederzel l 
O b e r k a l b a c h 
O b e r s i n n 
Oberze l l 
R a b e n s t e i n 
R a m h o l z 
R a n s t a d t 
R e i n h a r d s 
R o m s t h a l 
S a l m ü n s t e r 
S a n n e r z 
Sa r rod 
Sch lüch te rn 
S c h m i d t m ü h l e 
S c h w a r z e n f e l s 
S e i d e n r o t h 
S o n s t i g e 
S t e i n a u 
Sterbfr i tz 
Uerzel l 
U l m b a c h 
Urbich s h a u s e 
Vollmerz 
Wallroth 
W e i c h e r s b a c h 
W e i p e r z 
Z ü n t e r s b a c h 




Anzahl der Erfassungen 
Diagramme 17-18 
worden. Für einen Teil der betroffenen Hilfsschüler in 
Krefeld wurde ebenfalls eine Auswertung vorgenom­
men. 
Die Gruppe der Berufs­ bzw. Arbeitslosen sowie 
Ehe­ und Hausfrauen nimmt in Köln den bei weitem 
größten Raum (ca. 41%) unter den betroffenen Perso­
Liste der Erbkranken Nr. 267. Er wurde unfruchtbar 
gemacht. 
waren 20% bzw. 18%. Auch in Duisburg und Wup­
pertal hat die Mehrheit der betroffenen Personen kei­
nen Beruf. Die nächst größte Gruppe setzt sich aus 
Arbeitern und Hilfsarbeitern zusammen70. 
Ehlers , Paul Nikolai: Die Praxis der Sterilisierungspro-
zesse in den Jahren 1934-1945 im Regierungsbezirk 
Düsseldorf unter besonderer Berücksichtigung der Erb-
gesundheitsgerichte Duisburg und Wuppertal, München 
1994, S. 10, 190. Künftig: Ehlers. 
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Henning schreibt zur Situation in Offenbach ledig­
lich, dass 90% der vom EG­Verfahren betroffenen 
Frauen und bei den Männern gut die Hälfte keine Be­
rufsausbildung hatten71. 
Der Anteil der Personen mit einer höheren Be­
rufsausbildung ist im städtischen Raum ebenso selten 
nachzuweisen wie im Altkreis Schlüchtern. 
Leider wurden für die übrigen Städte keine statisti­
schen Auswertungen bezüglich der sozialen Stellung 
der vom GzVeN betroffenen Personen vorgelegt. 
Letztlich spiegeln die vorhandenen Daten jedoch 
Prozentuales Verhältnis von Einwohnern und 

























































2.3.7. Orte, aus denen die betroffenen Perso­
nen stammen 
Die beiden folgenden Diagramme zeigen, für wie 
viele Personen aus welchen Ortschaften des Altkreises 
Schlüchtern der Antrag auf Unfruchtbarmachung ge­
stellt wurde, bzw. wie viele Personen gemäß dem 
GzVeN erfasst worden waren, (s. Diagramme 17­18) 
Wieder lassen sich aus beiden Statistiken ähnliche 
Ergebnisse ablesen. Schlüchtern und Steinau sind die 
beiden Ortschaften im Altkreis Schlüchtern, in denen 
Prozentuales Verhältnis von Verhandlungen vor 
dem EG Hanau gemessen an der Einwohnerzahl 























































den Eindruck wider, der von den Schlüchterner Akten 
vermittelt wird, dass nämlich eher der sog. einfache 
Bürger unter das GzVeN fiel als jemand, der dem 
Bildungsbürgertum bzw. gehobeneren Bevölkerungs­
schichten angehörte. 
Unterschiede lassen sich lediglich, wie oben er­
wähnt, in der Gattung eines Berufs, nicht aber in sei­
ner sozialen Einstufung erkennen. 
Hennig S. 69. 
zahlenmäßig die meisten Personen erfasst worden 
waren oder aber deren Unfruchtbarmachung beim 
Erbgesundheitsgericht Hanau beantragt worden war. 
Direkt danach folgen in beiden Übersichten die Orte 
Ulmbach und Bad Soden. 
Da es sich bei den erwähnten Orten um eher grö­
ßere Gemeinden handelt, soll durch die folgenden 
Diagramme das prozentuale Verhältnis der Verhand­
lungen vor dem Erbgesundheitsgericht bzw. der Er­
fassungen zur Einwohnerzahl der Orte veranschau­
licht werden: (s. Diagramme 19­20) 
Gemessen an der Einwohnerzahl relativieren sich 
die Zahlenverhältnisse. Die prozentualen Werte von 
2 0 Zwangssterilisation im Altkreis Schlüchtern von 1934­1945 
Schlüchtern und Steinau liegen jetzt im 
Durchschnittsbereich von 0,5% und 0,7% bei 
den vom Erbgesundheitsgericht Hanau ver­
handelten Fällen; bei den Gesamterfassungen 
sind es immerhin noch 1,2% und 1,4% anteilig 
zur Einwohnerzahl. Vor dem Erbgesundheits­
gericht Hanau wurden prozentual die meisten 
Fälle aus Ahlersbach verhandelt. Ahlersbach 
hatte nur 160 Einwohner, so dass die drei Ver­
handlungen bzw. vier Erfassungen sich pro­
zentual anders niederschlagen als dies in 
Schlüchtern mit 3402 Einwohnern und 17 
Verhandlungen bzw. 41 Erfassungen der Fall 
ist. 
Leider liefern die Akten keinen Aufschluss 
über die sozialen Strukturen in Ahlersbach. 
Alle drei aus Ahlersbach stammenden Perso­
nen, deren Unfruchtbarmachung vor dem EG 
Hanau verhandelt wurde72, waren vom Kreis­
wohlfahrtsamt Schlüchtern wegen der Diag­
nose 'Angeborener Schwachsinn1 angezeigt 
und im Anschluss daran vom Erbgesundheits­
gericht zur Unfruchtbarmachung verurteilt 
worden73. In allen drei Fällen wurde die Steri­
lisation durchgeführt. 
2.3.8. Anzeigen 
Anzeigende Personen und Institutionen der vor dem 
Erbgesundheitsgericht Hanau verhandelten Vorgänge 
a c 
XJ o> _ cn 
m « 
< < JLn. 'S! h - n 
Anzeigende 
Diagramm 21 
Anzeigen in Erbgesundheitsangelegenhei ten 
60 
£ 50 
S 40 C < 30 
20 




iZ J -g 
. 1 E : 
ü 1 1 1 1 
- < tu a 
•= 3 I 




Anzeigende Personen und Institutionen 
Wie erwähnt, sind uns in vielen Fällen die 
Namen der anzeigenden Personen bzw. der 
anzeigenden Institutionen in den Akten oder in 
der Liste der Erbkranken überliefert. Auch 
dieser Gesichtspunkt wird mit zwei Diagram­
men veranschaulicht. Aufgrund des Daten­
schutzes werden hier jedoch keine Namen 
genannt, sondern die entsprechenden Personen 
werden zu Gruppen zusammengefasst, die sich 
nach Oberbegriffen wie Hausärzte, Bürger­
meister etc. zusammensetzen, (s. Diagramme 
21­22) 
Bei den Vorgängen, die vom Erbgesund­
heitsgericht Hanau verhandelt wurden, wurden 
die meisten Anzeigen von Bürgermeistern, 
dicht gefolgt von Amtsärzten, erstattet. Die 
Gesamterfassung ergibt, dass die Amtsärzte mit 68 
Anzeigen die größte Gruppe sind. Beide Personen­
gruppen waren kraft ihres Amtes zur Meldung erb­
kranker Mitbürger verpflichtet. Fasst man die ver­
schiedenen Institutionen des Militärs wie den Trup­
penarzt, das Wehrmeldeamt, den Musterungsarzt usw. 
zu einer weiteren Gruppe zusammen, wird von dieser 
Seite eine hohe Anzahl der Meldungen (26 bzw. 86 
Diagramm 22 
Ärzte, deren Anzeigen zu einer Verhandlung vor 
dem EG Hanau führten 
a 
5 
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" HN 661, 667, 766. 
73 Nur in Akte HN 661 wird nach dem ersten Beschluss des 
EG Hanau Beschwerde eingelegt, diese wird jedoch vom 
EOG Kassel zurückgewiesen. 
Diagramm 23 
Anzeigen) gemacht. Die Hausärzte mit 
Anzeigen bilden eine vergleichbare Größe 
2.3.8.1. Anzeigende Ärzte 
Auf die spezifische Rolle der Haus­ und Fachärzte im 
Verhältnis zum GzVeN wird im folgenden Abschnitt 
eingegangen: 
Insgesamt haben innerhalb der Hanauer Gerichts­
akten 12 Ärzte einige ihrer Patienten beim Gesund­
heitsamt als erbkrank angezeigt. 
74 Zum Verhalten der Ärzteschaft bezüglich des GzVeN s. 
Ley. 
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Zehn dieser Ärzte waren praktische Ärzte bzw. 
ganz normale Hausärzte, zwei weitere sind als Fach­
ärzte bekannt. 
Jeder Arzt war verpflichtet, ihm als erbkrank be­
kannte Patienten dem Gesundheitsamt zu melden. 
Doch gingen die Ärzte unterschiedlich mit dieser 
Verpflichtung um. 
Gerade in einer derartig ländlichen Umgebung, wie 
dem Altkreis Schlüchtern, hatte der Arzt auch das 
Vertrauen seiner Patienten und damit den Patienten 
selbst zu verlieren, was unabhängig vom Vertrauens­
verlust auch ein finanzielles Problem für ihn bedeuten 
konnte75. Die Fachärzte hatten es dem entgegen schon 
einfacher, da zu ihnen die Patienten mit einschlägigen 
Leiden überwiesen wurden, und die Kette ­ Ursache 
und Wirkung ­ nicht mehr so unmittelbar vom Betrof­
fenen nachzuvollziehen war. Auch war das räumliche 
Umfeld, aus dem sich der Patientenkreis eines Fach­
arztes rekrutierte, ungleich größer als das eines Haus­
arztes. So hatte der für den Altkreis Schlüchtern i.d.R. 
zu Rate gezogene Augenarzt seine Praxis in Fulda, 
wohin die Patienten vermutlich aus allen Richtungen 
kamen. Der Hausarzt hingegen praktizierte in seinem 
Wohnort oder in unmittelbarer Nachbarschaft, und 
seine Patienten kamen aus der näheren Umgebung, so 
dass sich gute wie schlechte Taten sicherlich schnell 
herumgesprochen haben werden, (s. Diagramm 23) 
Dennoch scheint es auch einige Ärzte gegeben zu 
haben, die soweit wie möglich ihre Verpflichtung zur 
Mitarbeit an den Erbgesundhcitsgesetzen unterließen. 
So gehen aus den Akten mindestens drei Ärzte 
namentlich hervor, die regelmäßig in den Ärztlichen 
Gutachten' als Ansprechpartner für die Patienten er­
wähnt sind, von denen jedoch keine Anzeigen zu Erb­
gesundheitsverfahren vorliegen. Sie wurden allenfalls 
im Rahmen eines Erbgesundheitsverfahrens um ihre 
Stellungnahme zu einem Patienten gebeten. Auch in 
diesen Stellungnahmen versuchten sie, sich möglichst 
unverfänglich zu äußern, indem sie beispielsweise 
schrieben, dass ihnen am jeweiligen Patienten keine 
Verdachtsmomente aufgefallen seien, oder aber der 
Patient und seine Familie ihnen nicht näher bekannt 
seien usw. 
Aber auch Ärzte, von denen Anzeigen wegen des 
Verdachts auf eine Erbkrankheit vorliegen, äußerten 
sich bei anderen Vorfällen gelegentlich nicht linien­
treu. So liegen uns von Dr. F. aus Schlüchtern fünf 
Anzeigen vor76, in einem anderen Fall77 hielt er dage­
gen die geplante Sterilisation, die letztlich auch voll­
zogen wurde, für bedauerlich. Obwohl derselbe Dr. F. 
75 Zu den wirtschaftlichen Aspekten bei der Ausübung des 
Arztberufs s. Ley s. 135 ff. Auf den Aspekt der Patien­
tentreue wird aus S. 139 besonders verwiesen. 
76 HN 621, 698, 741,752,785. 
71 HN 784. 
einen weiteren Patienten, als verdächtig an angebore­
nem Schwachsinn zu leiden, zur Anzeige gebracht 
hat78, wird er in der analogen, beim Gesundheitsamt 
Schlüchtern verbliebenen Akte von einem Kollegen 
bezichtigt, im Zusammenhang mit der Unfruchtbar­
machung den Ausdruck 'entmannt' gebraucht zu ha­
ben79. 
In der Akte HN 589 bezweifelt derselbe Dr. F. die 
Diagnose 'Angeborener Schwachsinn'. In diesem Fall 
wurde die Anzeige vom Amtsarzt Schlüchtern erstat­
tet, der Antrag auf Unfruchtbarmachung jedoch be­
reits in der ersten Instanz vom EG Hanau abgewiesen. 
Ein weiterer interessanter Fall ist der der Frau G. 
aus Altengronau80, bei der wegen angeborenen 
Schwachsinns am 17.3.1936 der Antrag auf Unfrucht­
barmachung gestellt wurde. Nachdem beim EG Hanau 
der Beschluss zur Unfruchtbarmachung gefasst wor­
den war, legte der Ehemann Beschwerde ein. Als die­
se zurückgewiesen worden war, beauftragte er mit der 
Beschwerdeführung Rechtsanwalt G. aus Schlüchtern. 
Dieser wiederum legte seinem Beschwerdeschreiben 
u.a. eine Bescheinigung des Hausarztes bei81, in der 
dieser bestätigt, dass in der Familie der betroffenen 
Frau G. keine Erbkrankheiten bekannt seien. Im Falle 
des Hausarztes Dr. K. aus Zeitlofs hatte dessen Stel­
lungnahme ein Nachspiel für ihn: Der Akte liegt die 
Abschrift eines Schreibens des Erbgesundheitsgerichts 
Hanau an die Ärztekammer Bayern in München bei82, 
in dem diese über den bisherigen Ablauf des Verfah­
rens informiert wird. Es wird darauf hingewiesen, 
dass u.a. aufgrund der Stellungnahme des Dr. K. das 
Verfahren wieder aufgenommen werden musste und 
Frau G. zur Beobachtung in eine Nervenklinik einge­
wiesen wird. Es wird bemängelt, dass Dr. K. das Er­
gebnis seiner Untersuchung den Angehörigen, aber 
nicht dem EG mitgeteilt habe und sich nach dem be­
reits abgeschlossenen Verfahren in die Angelegenheit 
eingemischt habe. Die Reichsärztekammer reagiert 
prompt83. Es wird festgestellt, dass Dr. K. in unzuläs­
siger Weise ein Zeugnis in einem Erbgesundheitsge­
richtsverfahren ausgestellt habe, was der klaren An­
ordnung des Herrn Reichsärzteführers widerspräche. 
Dr. K. würde daher von der Ärztekammer Bayern zur 
Rechenschaft gezogen werden. Die Auswirkungen des 
genannten Gutachten auf den Unfruchtbarma­
chungsprozess lägen jedoch in der Zuständigkeit des 
Erbgesundheitsgerichts. In einem weiteren Schreiben84 
HN 741 entspricht Sl 472. 
Schreiben von Dr. W. an den zuständigen Amtsarzt mit 
der Bitte um Aufklärung des Kollegen. 
HN 776. 
Blatt 40. 
Blatt 51. Schreiben vom 8.4.1938. 
Blatt 53. Schreiben vom 21.4.1938. 
Blatt 58. Schreiben vom 9.6.1938. 
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informiert die Reichsärztekammer das Erbgesund­
heitsgericht darüber, dass Dr. K. inzwischen über 
seine unzulässige Handlungsweise belehrt worden sei. 
Dr. K. bedauere seine damalige Zeugnisabgabe, habe 
jedoch nach Ansicht des zuständigen Leiters der ärzt­
lichen Bezirksvereinigung in gutem Glauben gehan­
delt. Bedauerlicherweise hat Dr. K. sich seine Rüge 
vollkommen umsonst eingehandelt, Frau G. wurde am 
22.11.1939 in Fulda sterilisiert85. Soweit es das weite­
re Wirken von Dr. K. betrifft, findet sich in der 'Liste 
der Erbkranken'86 eine Erwähnung, nach der er am 
8.2.1938 eine Person als verdächtig an erblicher Fall­
sucht zu leiden angezeigt hatte. Dieses Verfahren 
wurde zurückgestellt. 
Dr. K. ist in unseren Akten nur in diesen Einzel­
fällen greifbar. Dies mag seine Ursache darin haben, 
dass Zeitlofs bereits zu Bayern und nicht zum Kreis 
Schlüchtern gehörte. 
Ob es sich bei einer weiteren Anzeige aus dem 
Jahr 1943 von einer Frau Dr. K.87, ebenfalls aus Zeit­
lofs, um die Ehefrau des o.g. Dr. K. handelt, bleibt 
eine Vermutung. 
Wir können zwar anhand des vorhandenen Akten­
materials bedingt nachvollziehen, wie die Haltung 
einzelner Ärzte zum GzVeN war, wie sich ihre Hal­
tung jedoch auf das Vertrauen ihrer Patienten aus­
wirkte, geht aus den Akten leider nicht hervor. 
Im Zusammenhang mit dem oben erwähnten Dr. F. 
aus Schlüchtern sei hier nachstehendes Beispiel zu 
dieser Frage angeführt. Im Fall der unfruchtbarzuma­
chenden Frau L. aus Breitenbach88, die von Dr. F. 
aufgrund seiner Diagnose 'manisch­depressives Irre­
sein' beim Kreisarzt angezeigt worden war, liegt der 
Akte ein Schreiben des Arztes bei, dass Frau L. nebst 
Ehemann mit der Unfruchtbarmachung einverstanden 
seien89. Diese Aussage wird durch die weiteren der 
Akte beiliegenden Schreiben des Ehepaars bestätigt. 
Nachdem vom EG Hanau am 2.5.1935 die Unfrucht­
barmachung der Frau L. beschlossen worden war, legt 
der zum Pfleger bestellte Ehemann am 24.6.1935 Be­
schwerde gegen den Beschluss ein. Die Beschwerde 
wurde zurückgewiesen und Frau L. wurde am 
13.9.1935 in Fulda sterilisiert. Ob das oben ge­
schilderte Geschehen sich auf das Verhältnis zwischen 
dem behandelnden Arzt Dr. F. und der betroffenen 
Patientin Frau L. ausgewirkt hat, ist den Akten nicht 
zu entnehmen. Im vorliegenden Sachverhalt können 
wir jedoch als gesichert ansehen, dass das betroffene 
Insgesamt dauerte das Verfahren vom Zeitpunkt der 
Antragstellung am 17.3.1936 bis zum Tag der Unfrucht­
barmachung am 22.11.1939 mehr als dreieinhalb Jahre. 




Ehepaar über die Initiative ihres behandelnden Arztes 
unterrichtet war. 
Da die Anträge auf Unfruchtbarmachung i.d.R. 
vom Kreisarzt bzw. einem seiner Vertreter gestellt 
wurden, dürfte es ansonsten den Patienten nicht unbe­
dingt bekannt gewesen sein, dass sie auf Betreiben 
ihres Hausarztes zur amtsärztlichen Untersuchung 
vorgeladen worden waren. 
2.3.8.2. Weitere Anzeigen 
Da die aktenkundigen Anzeigen in aller Regel von 
Ärzten oder offiziellen Stellen erstattet wurden, ist es 
nur in wenigen Fällen möglich, herauszufinden, ob es 
im Vorfeld einer Anzeige eine Denunziation eines 
Nachbarn oder einer anderen Person gegeben hat. 
Im Fall der Akte HN 768 erfahren wir aus dem 
Schriftwechsel, dass der verschmähte frühere Bräuti­
gam der betroffenen Frau W. aus Bad Soden als Ver­
ursacher der Anzeige und des darauf folgenden An­
trags auf Unfruchtbarmachung angesehen wurde90. 
In der Akte Sl 302 finden wir ein Schreiben eines 
Vaters von vier durch das GzVeN betroffenen Kin­
dern, der darauf verweist, dass bevor seine Familie 
weiter in Misskredit gebracht werden würde, man sich 
doch lieber um die Familie M. kümmern möchte. Es 
ist den vorliegenden Akten und Registern jedoch nicht 
zu entnehmen, ob seitens der Behörden diesem Rat 
Folge geleistet wurde. 
Die Akten spiegeln lediglich den Ablauf eines Ver­
fahrens aus offizieller Sicht wider, so dass bis auf 
wenige Beispiele, wie in den o.a. Schriftwechseln, 
kaum etwas über das soziale Umfeld der Betroffenen 
zu erfahren ist. 
In einem Fall91 liegt ein Antrag auf die eigene Un­
fruchtbarmachung wegen Schizophrenie vor. Der 
betroffene Herr G. befand sich zum Zeitpunkt der 
Antragstellung in der Landesheilanstalt Marburg, und 
auf dem Antragsformular findet sich der zusätzliche 
Vermerk des Anstaltsleiters: "Ich schließe mich als 
Leiter der Anstalt dem Antrag an."92 Dieser Antrag 
hatte eine schriftliche Nachfrage des EG Hanaus zur 
Folge, ob der Patient sich der Bedeutung der Un­
fruchtbarmachung bewusst sei. Nachdem dies seitens 
der Anstaltsleitung bestätigt worden war, wurde in der 
folgenden Verhandlung des EG Hanau die Unfrucht­
barmachung des Herrn G. beschlossen. 
In einem weiteren Fall93 beantragt, nach einer er­
statteten Anzeige von Dr. R. aus Steinau, Herr K., 
ebenfalls aus Steinau, am 4.6.1934 die Unfruchtbar­
machung wegen erblicher Fallsucht für sich. Nachdem 
am 15.6.1934 vom EG Hanau die Unfurchtbarma­
HN 768 Blatt 17, 34, 36. 
HN 631. 
Blatt 2 der Akte. 
HN684 . 
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chung beschlossen worden war, zieht Herr K. seinen 
Antrag am 18.7.1934 offiziell wieder zurück. Darauf­
hin wird vom zuständigen Amtsarzt am 7.8.1934 ein 
neuerlicher Antrag auf Unfurchtbarmachung gestellt. 
Die Unfruchtbarmachung wurde danach erneut vom 
EG Hanau beschlossen. Auch die Hinzuziehung eines 
Rechtsanwaltes, der gegen den Beschluss Beschwerde 
einlegte, der nicht stattgegeben wurde, konnte die 
Unfruchtbarmachung, die dann am 12.8.1935 vorge­
nommen wurde, nicht mehr verhindern. 
Ein Rückschluss, der sich aus den oben gemachten 
Beobachtungen ziehen lässt, ist die Tatsache, dass 
zumindest nach außen hin keine Anzeigen von Privat­
personen wie Nachbarn, Kollegen usw. festzustellen 
sind. Dennoch werden die Bürgermeister und zustän­
digen Gesundheitspfleger entsprechende Hinweise 
über verdächtige Erbkranke aus der Bevölkerung er­
halten haben94. 
Seitens der Hausärzte ist nach Aktenlage ein unter­
schiedlicher Standpunkt im Umgang mit dem GzVeN 
zu beobachten. Während einige Ärzte, wie 
Dr. R. aus Steinau oder Dr. F. aus 
Schlüchtern, mit acht bzw. fünf Anzeigen 
verhältnismäßig oft Meldung über angeb­
lich erbkranke Patienten an das Gesund­
heitsamt machten, bleibt es bei den meis­
ten Ärzten, wenn überhaupt, gerade mal 
bei einer Anzeige. Wie erwähnt sind den 
Akten auch die Namen von Hausärzten zu 
entnehmen, von denen offenbar keine 
Patienten als erbkrank an das Ge­
sundheitsamt gemeldet wurden. Diese 
Beobachtungen werden von der Untersu­
chung von Frau Ley bestätigt, nach der die 
niedergelassenen Ärzte von den Amtsärz­
ten ermuntert werden mussten, 'Erbkranke' 
zu melden95. Für den Bezirk Schwabach 
finden wir bei Ley eine Aufstellung der anzeigenden 
Personengruppen96, unter der die niedergelassenen 
Ärzte einen Anteil von 18,5% ausmachen. Im Land­
kreis Schlüchtern stammen hingegen nur 12,9% der 
Anzeigen, die später zum Antrag auf Unfruchtbarma­
chung führten, von Hausärzten. In der Gesamterfas­
sung machen die anzeigenden Hausärzte sogar nur 
einen Prozentsatz von 9,4% aus. 
2.4. Krankenhäuser, in denen die Unfrucht-
barmachung durchgeführt wurde 
Laut GzVeN §§ 11 und 12 durfte die beschlossene 
Unfruchtbarmachung nur in von den Landesbehörden 
dazu bestimmten Krankenanstalten und von Ärzten, 
X £ 4 0 5 £ 3 0 
C £ 2 0 
< X m 
die nicht mit dem vorangegangenen Verfahren in 
Verbindung standen, durchgeführt werden. Nachdem 
die Unfruchtbarmachung vom Erbgesundheitsgericht 
beschlossen worden war, erhielt der Betroffene an­
scheinend eine Liste von Krankenhäusern, in denen er 
den Eingriff durchführen lassen konnte. In der Akte 
HN 659 liegt eine derartige Aufforderung bei. Hier 
wird der Unfruchtbarzumachende darüber informiert, 
dass er die Unfruchtbarmachung im Landeskranken­
haus zu Fulda ausführen lassen könne. Obwohl Raum 
dafür vorgesehen ist, werden ihm keine alternativen 
Einrichtungen genannt. Gelegentlich ist dem den Ak­
ten beigefügten Schriftwechsel zu entnehmen, wo 
überall der Eingriff ausgeführt werden konnte97. 
Ferner geht aus dem Merkblatt hervor, das dem 
Betroffenen laut GzVeN § 2,2 im Rahmen der amts­
ärztlichen Untersuchung ausgehändigt werden sollte, 
dass dieser sich nach einer beschlossenen Unfrucht­
barmachung innerhalb von 14 Tagen in einer der vom 
Amtsarzt benannten Institutionen einzufinden habe98. 
Krankenhäuser, in denen die 
Unfruchtbarmachung durchgeführt wurde 
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In dem Merkblatt wird der Betroffene weiter auf 
die Regelungen der Kosten des Eingriffs hingewiesen. 
So werden diese entweder von der Krankenkasse oder 
einer öffentlichen Versicherung übernommen. Sollte 
der Patient weder der einen noch der anderen zugehö­
ren, trägt sie die Staatkasse99, jedoch nur bis zur Höhe 
97 
Sl 348; Sl 637. 
Ley S. 146 ff. 
Ley S. 152. 
In einem Fall bekommt der Arbeitgeber die Information, 
dass "die kleine Operation" sogar in Schwarzenfels vor­
genommen werden könne; s. Sl. 88. Laut dem beiliegen­
den Ablaufblatt wurde der Betroffene am 15.4.1937 auf­
gefordert, sich zur Unfruchtbarmachung in das Kreis­
krankenhaus Schlüchtern oder das Landeskrankenhaus 
Fulda zu begeben. 
98 
Wörtlich: "Ist die Unfruchtbarmachung beschlossen, so 
muß der Erbkranke sich binnen 14 Tagen in einer der 
ihm vom Amtarzt benannten Anstalten zur Unfrucht­
barmachung einfinden". 
99 s. Sl 127: Der Akte liegen mehrere Schriftwechsel bei, in 
denen die Zuständigkeiten für die Kosten einer erfolgten 
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der Mindestsätze der ärztlichen Gebührenordnung und 
der durchschnittlichen Pflegesätze in den öffentlichen 
Krankenanstalten, darüber hinaus waren sie vom Pati­
enten selbst zu tragen100. Der Akte HN 766 liegt zu 
diesem Thema ein Schreiben bei, in dem der zum 
Pfleger seiner Tochter bestellte Vater J.W. nach der 
beschlossenen Unfruchtbarmachung auf eine Be­
schwerde gegen den Beschluss verzichtet, jedoch den 
Willen äußert, dass die Unfruchtbarmachung in Fulda 
durchgeführt werden solle und in Anbetracht der Tat­
sache, dass seine Tochter keine Krankenkasse habe, 
die Staatskasse für die Kosten aufkommen müsse. 
Wie bei der Vorstellung des GzVeN in Kapitel 1.4. 
bemerkt, erhielten nachweislich nur 62 der 217 Perso­
nen, für die seitens des Amtsarztes die Unfruchtbar­
machung beantragt worden war, das oben erwähnte 
Merkblatt. Der Akte HN 766 liegt diese Bescheini­
gung bei, in der bestätigt wird, dass der Unfruchtbar­
zumachende über das Wesen und die Folgen der Un­
fruchtbarmachung aufgeklärt worden sei und ihm das 
Merkblatt zur Unfruchtbarmachung ausgehändigt 
worden sei. 
Die vom Erbgesundheitsgericht Hanau zur Un­
fruchtbarmachung beschlossenen Fälle wurden nach 
dem Aktenstand zumeist im Landeskrankenhaus Ful­
da oder im Kreiskrankenhaus Schlüchtern101 ausge­
führt, (s. Diagramm 24) 
Vereinzelte Patienten begaben sich in andere 
Krankenhäuser wie nach Hanau oder nach Würzburg. 
In siebzehn Fällen wurden auf dem Ärztlichen Be­
richt über die Durchführung der Unfruchtbarmachung 
Bemerkungen über während oder nach der Operation 
aufgetretene Nebenerscheinungen gemacht. Einmal ist 
in dem Ärztlichen Bericht vermerkt, dass die Un­
fruchtbarmachung der Patientin mit Nebenerschei­
nungen verlief, diese werden jedoch nicht weiter be­
nannt102. Als unmittelbare Folgen des operativen Ein­
griffs können folgende Nebenerscheinungen betrach­
tet werden. So wird dreimal eine Fadeneiterung103 
erwähnt, weiter werden Bemerkungen wie 'oberfläch­
liches Nässen der Wunde'104 oder 'die Wunde hat noch 
einige sezernierende Stellen'105 oder aber 'Myom­
Sterilisation erörtert werden, s. z.B. auch Sl 816, wo der 
Betroffene den Eingriff nicht in Schlüchtern, sondern in 
Frankfurt vornehmen lassen möchte und die anfallenden 
Fahrtkosten daher selbst übernimmt. 
1 s. HN 659: Punkt c des oben erwähnten Schreibens. 
Aus dem Ärztlichen Bericht geht nicht nur das Kran­
kenhaus, sondern auch der behandelnde Arzt hervor. 
Dr.C. aus Schlüchtern weiß laut den Akten nach Ende 
des 3. Reiches oftmals nichts mehr über seine früheren 
Patienten, s. u.a. Sl 153. 
: HN 593. 
1 HN 635, 659, 756. 
HN741. 
1 HN 750. 
bildung und Blutungen'106 in den Berichten verzeich­
net. Einmal wurde gleichzeitig eine Abtreibung vor­
genommen107, und in einem Fall wurde der Patient 
nach einem Hodenbruch radikal operiert108. Andere 
Bemerkungen wie 'Patient bekommt nach der OP die 
Grippe'109 oder 'schwere Angina während Re­
konvaleszenz'110 oder aber 'Die unruhige Kranke hatte 
während der Rekonvaleszenz eine Gesichtsrose'1" 
sind keine direkt sichtbaren Folgen an der Operati­
onsnarbe, aber sie sind sicherlich als Folgen des Ein­
griffs zu werten. 
Es ist ferner festzuhalten, dass in den 17 Fällen, in 
denen Nebenerscheinungen anlässlich des Eingriffs 
zur Unfruchtbarmachung verzeichnet worden waren, 
in 13 Fällen Frauen davon betroffen waren. 
Diese Zahlen erlauben den Rückschluss, dass der 
Eingriff bei Frauen aufwendiger und risikoreicher als 
bei Männern war"2 . 
Verzeichnet wurden derartige Nebenerscheinungen 
zu je sechs Malen in den Krankenhäusern Fulda und 
Schlüchtern sowie je zwei Mal in Hanau und Marburg 
und ein Mal in Würzburg. 
Keiner der Sterilisierten ist laut den Akten an den 
Folgen des Eingriffs verstorben. 
Dieser Umstand erscheint jedoch sehr unwahr­
scheinlich, da Vergleichsstudien belegen, dass es bei 
den Sterilisationen eine gewisse Sterblichkeitsrate 
gegeben haben muss"3 . Der Versuch, Einblick in die 
Krankenakten des Krankenhauses Schlüchtern zu 
bekommen, blieb leider erfolglos"4 . Die These der 
Autorin, dass eventuell zeitnahe im gleichen Kran­
kenhaus behandelte Krankheiten mit Todesfolge mit 
lub HN 722. 
107 HN 662. 
108 HN 736. 
109 HN 674. 
110 HN 687. 
111 HN 637. 
112 so Hennig S. 191; s. auch Daum, Monika / Deppe, 
Hans­Ulrich: Zwangssterilisation in Frankfurt am Main 
1933­1945, Frankfurt 1991, S. 127. Künftig: 
Daum/Deppe. 
113 Deutschlandweit lag die Sterblichkeitsrate, verursacht 
durch den Sterilisationseingriff, zwischen 4,5 und 5,5 
Prozent. Offiziell ist von niedrigeren Zahlen die Rede. 
Bock, Gisela: Zwangssterilisation im Nationalsozialis­
mus. Studien zur Rassenpolitik und Frauenpolitik. Berlin 
1986. 375ff.; Fuchs S. 51­53; Henning S. IX, 193 Anm. 
332. In Bremerhaven verstarben sogar über 10% der Ste­
rilisierten an den Folgen des Eingriffs, s. dazu: Krause, 
S. 66. 
114 Angeblich existiert noch ein Operationsbuch des Arztes 
Dr. C , alle Bemühungen, dieses einzusehen, blieben je­
doch erfolglos. Im Stadtarchiv Schlüchtern befinden sich 
noch Unterlagen zur Einstellung von Dr. C. im Jahre 
1919. Alle weiteren ebenfalls dort befindlichen Unterla­
gen betreffen erst die Zeit nach 1945. 
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dem Sterilisationseingriff im Zusammenhang zu sehen 
sein könnten, konnte daher bedauerlicherweise nicht 
verifiziert werden. 
Ergänzend zum Aspekt der Folgen der Unfrucht­
barmachung sei auf nachfolgendes Beispiel verwie­
sen: In einer der Schlüchterner Gesundheitsakten be­
findet sich eine Überweisung des unfruchtbarge­
machten Herrn H. aus Ulmbach durch Dr. F. aus 
Frankfurt an einen Kollegen ebenfalls in Frankfurt. Er 
schreibt darin, dass Herr H. seit seiner Unfruchtbar­
machung über daher stammende Beschwerden, die 
nicht näher erläutert werden, klagt und auf seine 
Tauglichkeit für den RAD getestet werden soll"5. Ein 
Befund des weiterbehandelnden Arztes liegt der Akte 
nicht bei. 
Im vorliegenden Fall haben wir 
Kenntnis davon erhalten, dass der Patient 
über Beschwerden aufgrund des erfolgten 
Sterilisationseingriffs klagt. Auch hier ist 
wieder nur der Rückschluss zu ziehen, 
dass derartige Nebenerscheinungen si­
cherlich häufiger vorgekommen sein 
werden, solange sie jedoch nicht für wei­
tere aktenkundige Gesundheitsunter­
suchungen relevant waren, geben die 
Akten darüber leider keine Auskunft. 
2.5. Widerstand gegen eine geplante 
Zwangssterilisation 
Insgesamt wurde 79 mal Beschwerde 
gegen das geplante Sterilisationsverfah­
ren eingelegt. 
79 mal wurde nicht in erster Instanz 
über die Sterilisation entschieden! 
Zweimal erhob der Amtsarzt Ein­
spruch"6, einmal wurde seitens eines 
Lagerarztes Beschwerde gegen den Be­
schluss des EG erhoben"7. 
Bei einer Gliederung der Widersprü­
che nach dem Geschlecht, ist festzustel­
len, dass 37 Frauen bzw. ihr gesetzlicher 
Vertreter und 39 Männer bzw. ihr ge­
setzlicher Vertreter Beschwerde gegen 
eine Unfruchtbarmachung einlegten. 
Anhand des nachfolgenden Dia­
gramms wird aufgezeichnet, in welchen 
Jahren sich der meiste Widerstand gegen 
das GzVeN formierte: (s. Diagramm 25) 
2.5.1. Hinzuziehung eines Rechts­
anwalts 
Insgesamt wurde in 36 Fällen ein Anwalt 
mit der Wahrung der Interessen von Unfruchtbarzu­
machenden betraut. In sieben Fällen wurde der ent­
sprechende Anwalt nur je ein Mal mit einem Mandat 
beauftragt"8, ein weiterer Anwalt übernahm zwei 
Mandate"9. Mit den übrigen 27 Mandaten wurde ein 
Anwalt aus Schlüchtern bevollmächtigt. 
In den oben erstgenannten neun Vorfällen wurde 
der Antrag auf Unfruchtbarmachung abgewiesen, 
einmal (HN 574), ohne dass Beschwerde eingelegt 
werden musste. 
Bei den Fällen, die der Rechtsanwalt G. aus 
Schlüchtern vertrat, ergibt sich folgendes Bild: In 
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HN 607, 710. 
HN 681. 
HN 630, 694, 712, 768, 770, 771, 772. 
HN 574, 690. 
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sechzehn Fällen120 wurde der Antrag auf Unfruchtbar­
machung abgewiesen, in einem Fall entzog sich die 
betroffene Person der Unfruchtbarmachung durch 
Auswanderung121, bei den übrigen zehn Personen 
wurde die Sterilisation durchgeführt122. Von den 18 
Fällen mit der Diagnose angeborener Schwachsinn, 
die Herr G. vertrat, kam es in neun Fällen zur Un­
fruchtbarmachung. Bei den drei Fällen von Schizo­
phrenie wurden zwei abgewiesen, die dritte betroffene 
Frau wanderte nach Italien aus. Da sie einige Zeit 
später wieder nach Deutschland zurückkehrte, wurde 
die einmal beschlossene Unfruchtbarmachung dann 
doch noch durchgeführt123. Zweimal wurde die Diag­
nose angeborener Klumpfuss gestellt, hier konnte die 
Unfruchtbarmachung abgewiesen werden. In den drei 
Fällen mit der Diagnose erbliche Fallsucht wurde die 
Unfruchtbarmachung zweimal abgewiesen, das andere 
Mal wurde sie an dem Betroffenen vollzogen. 
In sechs Fällen124 wies das EG Hanau bereits in der 
ersten Instanz den Antrag auf Unfruchtbarmachung 
ab, so dass seitens des Anwaltes keine Beschwerde 
eingelegt wurde. Vier weitere Male125 wurde keine 
Beschwerde gegen den Beschluss des EG Hanau ein­
gelegt, obwohl die Unfruchtbarmachung beschlossen 
worden war. Die hier Betroffenen litten jeweils an 
angeborenem Schwachsinn. 
Auch wenn Anwalt G. seine Kanzlei in Schlüch­
tern hatte, rekrutierten sich seine Mandanten aus dem 
gesamten Altkreis Schlüchtern: (s. Diagramm 26) 
Obige Graphik veranschaulicht die Erfolgsaus­
sichten bei Hinzuziehung eines Rechtsanwaltes in 
einem Sterilisationsverfahren vor dem Erbgesund­
heitsgericht. Von den insgesamt 217 vor dem EG 
Hanau verhandelten Fällen, wurde in 16,6 % ein 
Rechtsanwalt hinzugezogen. In zwei Dritteln dieser 
Fälle konnte die geplante Unfruchtbarmachung um­
gangen werden, beim einem Drittel half auch der 
Rechtsbeistand nicht, die Sterilisation zu verhindern, 
(s. Diagramm 27) 
Von den erwähnten 16,6% wurden 12,4% der Fälle 
von Rechtsanwalt G. aus Schlüchtern vertreten. In 
7,4% der Mandate konnte eine Unfruchtbarmachung 
verhindert werden, bei 5,1% der betroffenen Klienten 
des Anwalt G. wurde die beschlossene Unfruchtbar­
machung durchgeführt, (s. Diagramm 28) 
Insgesamt wurde vor dem EG Hanau 79 Mal Be­
schwerde gegen den Beschluss eingelegt. In 34 Fällen 
führte die Beschwerde letztlich dazu, dass der Antrag 
auf Unfruchtbarmachung abgewiesen wurde. Eine 
Person verstarb vor dem Ende des Verfahrens126, und 
eine Person entzog sich der Unfruchtbarmachung 
durch Auswanderung, Bei den übrigen 43 Vorfällen, 
in denen Beschwerde gegen den Beschluss des EG 
Hanau eingelegt wurde, wurden die betroffenen Per­
sonen letztendlich sterilisiert. In der zuletzt aufge­
führten Statistik ist auch die Beschwerde des Amts­
arztes erfasst, die nach einem abgewiesenen Antrag 
auf Unfruchtbarmachung letztlich dann doch zur Ste­
rilisierung führte127, (s. Diagramm 29) 
Leider ist den Akten nichts darüber zu entnehmen, 
in welcher Höhe sich die Anwaltskosten beliefen. 
120 HN 589, 595, 624, 641, 642, 648, 663, 664, 703, 709, 
719, 733, 753, 755, 773, 789. 123 s. Sl. 565. 
121 HN 592. Wie der analogen Akte Sl. 565 zu entnehmen 124 HN 589, 595, 642, 719, 752, 755. 
ist, kehrte die Betroffene später wieder zurück, und die 125 HN 626, 743, 753, 706. 
beschlossene Unfruchtbarmachung wurde durchgeführt. 126 HN 693. 
122 HN 612, 626, 670, 683, 684, 706, 743, 753, 776, 781. 127 HN 710. 
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In einigen Fällen wurde seitens der betroffenen 
Klienten ein Antrag zur Erlangung des Armenrechts 
gestellt, um auf diese Weise den Anwalt als Armen­
anwalt beigeordnet zu bekommen128. Dieser Antrag 
wurde in einem eigenen Beschluss in den Akten des 
EG Hanau jeweils abgelehnt. Bezüglich des Vorfalls 
HN 768 wurde die Ablehnung damit begründet, dass 
es einer Bewilligung des Armenrechtes insofern nicht 
bedürfe, da der Erkrankten trotz ihrer Armut die 
Rechtsverfolgung möglich sei, ohne dass ihr irgend­
welche Kosten erwachsen würden. Da die Erkrankte 
durch einen Pfleger vertreten sei, sei die Beiordnung 
eines Anwalts nicht geboten. Es sei ohnehin eine me­
dizinische Frage, ob bei der Erbkranken angeborener 
Schwachsinn vorläge. Aus diesem Grund bestünde für 
die Beiordnung eines rechtskundigen Vertreters kein 
Bedürfnis. Ob die Betroffene sich nach dieser Ableh­
nung den Rechtsanwalt noch leisten konnte, geht aus 
dem weiteren Verlauf der Akte nicht hervor. In der 
noch folgenden Sitzung des EOG Kassels wurde der 
Beschluss zur Unfruchtbarmachung aufgehoben, es 
wurde außer den teilnehmenden Amtspersonen sowie 
der Betroffenen im Beschlussprotokoll nur noch die 
Pflegerin erwähnt. 
In der Sache des Betroffenen Herrn Z., dessen Fall 
in der Akte HN 770 dargestellt wird, wird die Beiord­
nung eines Armenanwaltes wegen der Aussichtslosig­
keit der Rechtsverfolgung abgelehnt129. Ein weiterer 
Antrag durch einen in der Zwischenzeit dazu bevoll­
mächtigten Rechtsanwalt wurde mit der Begründung 
abgelehnt, dass bei der Gebührenfreiheit des Verfah­
rens kein Bedürfnis auf die Bewilligung des Armen­
rechts bestünde und die Beiordnung eines Rechtsan­
waltes nicht notwendig sei, weil die zur Entscheidung 
stehenden Fragen im wesentlichen medizinischer Art 
seien. Auch in der Akte HN 771 wird die Beiordnung 
eines Armenanwaltes wegen der Aussichtslosigkeit 
der Rechtsverfolgung abgelehnt. Hier wurde der ent­
sprechende Antrag ebenfalls ein zweites Mal durch 
den inzwischen zugezogenen Anwalt gestellt, aber 
wie oben im gleichen Wortlaut abgelehnt. 
Da die Anträge auf Beiordnung eines Armenan­
walts durchweg abgelehnt wurden, finden sich in den 
Akten keine Abrechnungen über die Anwaltskosten. 
Ebenso ist den Akten leider nicht zu entnehmen, 
auf welche Art die späteren Klienten von ihrem zu­
künftigen Anwalt erfahren haben. 
Schließlich ist noch eine weitere Form des Wider­
stands zu erwähnen: Einige der betroffenen Personen 
wandten sich an den Führer oder an die NSDAP, in 
der Hoffnung, von dort Unterstützung gegen die ge­
plante Unfruchtbarmachung zu erhalten. Offenbar 
hatte eine derartige Eingabe aber ausschließlich eine 
aufschiebende, jedoch keine die Sterilisation verhin­
dernde Wirkung130. 
Kapitel 3 
3.1. Auswertung der Akten im Hinblick auf 
soziale Strukturen in den Ortschaften 
In Hinblick auf eine Auswertung der Akten auf die 
sozialen Strukturen in den einzelnen Ortschaften er­
wiesen sich die Akten leider als nicht sehr aussage­
kräftig. Im folgenden wird am Beispiel der Gemeinde 
Ulmbach der Versuch unternommen, mittels der Ak­
ten Einblicke zur Haltung der Bevölkerung zum 
GzVeN zu bekommen. 
3.1.1. Fallbeispiel am Modell der Gemeinde 
Ulmbach 
Wie im Kapitel 2.3.7. herausgestellt wurde, wurden in 
der Gemeinde Ulmbach verhältnismäßig viele Perso­
nen für das GzVeN erfasst131. 
In einem Schreiben des Hilfsarztes Dr. V. vom 
Staatlichen Gesundheitsamt des Landkreises Schlüch­
tern vom 31.1.1938 an den Landrat schildert er fol­
genden Sachverhalt: "...Bei dieser Gelegenheit möchte 
ich nicht versäumen einmal zu erwähnen, daß in der 
Gemeinde Ulmbach grundsätzlich in jeder Erb­
gesundheitsangelegenheit, wenn die Unfruchtbarma­
chung notwendig wird, Beschwerde eingelegt wird. 
Man kann sich dabei des Eindrucks nicht erwehren, 
dass hier dunkle Kräfte am Werk sind, die die Erbge­
sundheitsgesetze restlos ablehnen und die Bevölke­
rung aufhetzen."132 
Um diese Behauptung zu überprüfen, wurden die 
Akten der betroffenen Personen aus der Gemeinde 
Ulmbach einer gezielten Prüfung unterzogen. 
Dabei ergab sich folgender Sachverhalt: Insgesamt 
14 Fälle wurden vor dem Erbgesundheitsgericht vor 
dem 31.1.1938 verhandelt. Danach landete kein Fall 
mehr beim Erbgesundheitsgericht. Soweit es die er­
wähnten 14 Fälle betrifft, wurde acht Mal beim EG 
Beschwerde gegen den Beschluss eingelegt. Jedoch 
nur in fünf dieser Fälle hatte der Beschwerdeführer 
insofern Erfolg, als die beantragte Unfruchtbar­
machung abgewiesen wurde. Fünfmal wurde die Un­
fruchtbarmachung durchgeführt, obwohl drei der be­
troffenen Personen Beschwerde gegen den Beschluss 
des EG eingelegt hatten. In drei Fällen wurde die be­
130 
1 2 8 S.HN 768, 770, 771. 
129 Zum Glück für den Betroffenen wurde der Antrag auf 
Unfruchtbarmachung nach drei Verhandlungen letztend­
lich doch abgewiesen. 
132 
So in dem schon in Kapitel 1.4. geschilderten Fall HN 
670. 
Anteilig zur Einwohnerzahl waren es 2,6 % bzw. 1,1% 
der Bevölkerung. 
" Sl 491. 
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antragte Unfruchtbarmachung vom EG Hanau in der 
ersten Verhandlung abgewiesen, (s. Diagramm 30) 
Vergleichsweise häufig wurde ein Anwalt hinzu­
gezogen. Insgesamt fünf Personen (ein prozentualer 
Anteil von 35,7% der betroffenen Personen) erteilten 
Anwalt G. aus Schlüchtern ein Mandat133. Dieser hatte 
jedoch nur in dreien der Fälle Erfolg mit der Be­
schwerde gegen den Beschluss des EG. In den beiden 
anderen Fällen wurde die Unfruchtbarmachung durch­
geführt. 
Weitere 21 Personen aus Ulmbach wurden mit 
dem Erbgesundheitsgesetz konfrontiert, davon sechs 
vor dem 31.1.1938 und acht nach dem 31.1.1938. Bei 
7 Personen ist kein Datum bekannt, an dem sie im 
Rahmen des GzVeN erfasst wurden. Bei diesem Per­
sonenkreis lässt sich leider nicht ermitteln, ob er in 
irgendeiner Form Stellung zu einer Unfruchtbarma­
chung bezogen hat. 
W i d e r s p r ü c h e i n d e r G e m e i n d e U l m b a c h 
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l n Anwalt Beschwerde vollzogen abgewiesen verstorben abgewiesen 
n. o. 
Beschwerde Beschwerde 
Ergebnis der 14 Vor fä l l e a u s der G e m e i n d e U l m b a c h 
Diagramm 30 
Auffallend ist für die Gemeinde Ulmbach der aus­
gesprochen hohe Prozentsatz an Mandaten, mit denen 
Anwalt G. betraut wurde. Auch aus seiner Sicht er­
hielt er die meisten Mandate in Erbgesundheitsange­
legenheiten von betroffenen Personen aus Ulmbach. 
Insgesamt 19% seiner 27 Mandate vor dem Erbge­
sundheitsgericht Hanau bzw. Erbgesundheitsoberge­
richt Kassel wurden ihm von in Ulmbach lebenden 
Klienten erteilt. 
Der Anteil der Fälle, in denen der Antrag auf eine 
Unfruchtbarmachung in erster oder auch in zweiter 
Instanz abgewiesen wurde, ist mit 57,1% verhältnis­
mäßig hoch. 35,7% der Fälle wurden nach Einlegung 
einer Beschwerde vom zuständigen Erbgesundheitsge­
richt abgewiesen, in 21,4% der Fälle wurde die bean­
tragte Unfruchtbarmachung in der ersten Verhandlung 
abgelehnt. Leider ist den Akten außer dem erwähnten 
Schreiben des Dr. V. nicht zu entnehmen, wie sich die 
allgemeine politische Grundstimmung in Ulmbach 
äußerte. 
HN 641, 653, 663, 664, 743. 
Die folgenden Fallbeispiele veranschaulichen ei­
nige persönliche Schicksale im Zusammenhang mit 
der Umsetzung des GzVeN in Ulmbach. 
Im Fall der Sterilisation von Herrn H. aus Ulm­
bach134 ist einiges ungereimt. Die Unfruchtbarma­
chung wurde offensichtlich durchgeführt, bevor die 
NSDAP, an die der Vater eine Eingabe gerichtet hatte, 
dem zugestimmt hat. Ein weiteres Schreiben ­ 2 Mo­
nate nach dem Eingriff ­ von Dr. F. an den RAD ver­
weist auf Beschwerden, die Herr H. seit dem Eingriff 
habe. Somit sei er für den RAD wohl nicht geeig­
net'35. 
Insgesamt fand zu den vier Geschwistern der Fa­
milie H. aus Ulmbach ein Erbgesundheitsverfahren 
statt. Die Geschwister M. und H. zeigten sich bei der 
Sitzung des EG Hanaus offenbar dermaßen selbstbe­
wusst, dass der jeweilige Antrag auf Unfruchtbarma­
chung abgelehnt wurde. Bei den Geschwistern J. und 
H. intervenierte der Vater A. aufs heftigste. Obwohl 
er sozusagen dank seiner Kinder vom GzVeN mit­
telbar persönlich betroffen war, findet sich in der 
Akte Sl 302 ein Schreiben, in dem er eine andere 
Familie als erbkrank anzeigt! Diese Anzeige wird 
detailliert von ihm begründet. Ob seine Anzeige 
weiter verfolgt wurde, ist der Akte und den übrigen 
Registern jedoch nicht zu entnehmen. 
Ein weiterer Fall ist der des Herrn S. aus Ulm­
bach'36, dem ein Pfleger zugeteilt wurde, der auf­
grund der Tatsache, dass er den Unfruchtbarzuma­
chenden gar nicht weiter kannte, keine Einwände 
gegen die beschlossene Unfruchtbarmachung erhob. 
Der Betroffene bat darauf um Wiederaufnahme des 
Verfahrens und um die Einsetzung eines anderen 
Pflegers, seines Dienstherren, und beauftragte wei­
terhin den Rechtsanwalt G. aus Schlüchtern mit der 
Wahrung seiner Interessen. Nach der Vollmacht für 
den Anwalt findet sich in der Akte nur noch der Be­
richt des Schlüchterner Krankenhauses, in dem die 
Sterilisation erfolgte. Aus der parallel geführten Akte 
des Gesundheitsamtes Schlüchtern geht hervor, das 
Herr S. offenbar zwangsweise in das Krankenhaus 
eingeliefert wurde. Leider erhalten wir keine weitere 
Informationen, warum das Verfahren nicht wieder 
aufgenommen wurde137. 
Ein weiterer Aspekt bezüglich der in Ulmbach be­
troffenen Personen, deren Unfruchtbarmachung vor 
dem Erbgesundheitsgericht verhandelt wurde, ist, dass 
^ HN 652. 
135 Sl 302. 
136 HN 743 undSl 153. 
137 Prekärerweise enthält die Akte Sl 153 Schreiben aus 
dem Jahr 1951, in dem F.S. offenbar Entschädigungsan­
sprüche stellte und eine Bestätigung für die durchgeführ­
te Sterilisation benötigte. Dr. C , der aufgrund des Ärztli­
chen Berichtes die Sterilisation im Jahr 1937 selbst 
durchgeführt hatte, findet 1951 keine Akten mehr dazu. 
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bis auf zwei Fälle eines doppelseitigen Klumpfußes13 
es sich bei der zum Antrag auf Unfruchtbarmachung 
führenden Diagnose ausschließlich um angeborenen 
Schwachsinn handelte. 
Verdachtsfälle gab es auch bei anderen Diagnosen 
wie der Schizophrenie139 oder der erblichen Fall­
sucht140. 
Letztlich ergab auch eine genauere Untersuchung 
der Akten aus Ulmbach keine Erkenntnisse über die 
Geschehnisse hinter den Kulissen. Es ist den Akten 
nicht zu entnehmen, ob tatsächlich 'dunkle Mächte"41 
am Werk waren, die gegen das GzVeN Stimmung 
machten o.ä. Die einzigen Aspekte, die sich ablesen 
lassen, sind, dass zum einen in der Tat für den Alt­
kreis Schlüchtern vergleichsweise häufig Beschwerde 
gegen eine beantragte Unfruchtbarmachung eingelegt 
wurde und zum anderen die vergleichsweise häufige 
Hinzuziehung eines Rechtsbeistandes. Über die Hin­
tergründe, die dazu führen, geben die Akten jedoch 
keine Auskunft. 
3.2. Die Bedeutung der vorliegenden Studie in 
Hinblick auf ihr ländliches Umfeld 
Vorliegende Untersuchung ist im Hinblick darauf von 
Bedeutung, als die bisherigen Studien zur Thematik 
der Zwangssterilisationen in der NS­Zeit in erster 
Linie auf Aktenmaterialien von Erbgesundheitsge­
richten bzw. Gesundheitsämtern größerer Städte wie 
Köln, Essen, Hamburg etc. basieren. Bezüglich des 
Altkreises Schlüchtern fand erstmals eine Untersu­
chung von Akten zur Erbgesundheitsrechtssprechung 
zwischen 1934 und 1945 in einem rein ländlichen 
Umfeld statt. 
Soweit es die wesentlichen Fragen, wie das Ver­
hältnis der Unfruchtbarmachungen nach dem Ge­
schlecht, die Häufigkeiten der Sterilisationen in be­
stimmten Jahren, die soziale Stellung der Betroffenen 
etc. angeht, wurden auch für den Altkreis Schlüchtern 
keine von der allgemeinen Tendenz abweichende 
Ergebnisse ermittelt. 
Bei zwei Aspekten können wir jedoch andersartige 
Entwicklungen beobachten. Hierbei handelt es sich 
zum einen um die Bestellung eines Pflegers in Erbge­
sundheitsangelegenheiten und zum anderen um den 
Widerstand gegen das GzVeN. 
Gemäß § 2.1. GzVeN konnte bei beschränkter Ge­
schäftsfähigkeit des Unfruchtbarzumachenden ein 
Pfleger die Interessen des Betroffenen vor dem EG 
wahren. Ob die Bestellung eines Pflegers für notwen­
dig erachtet wurde, ging oftmals schon aus dem 
Amtsärztlichen Gutachten hervor. Für die Bestellung 
des Pflegers gab es dann wieder ein eigenes Form­
blatt. Diese Möglichkeit der Einrichtung einer EG­
Pflegschaft wurde offenbar häufig dazu genutzt, po­
tentiellen Widerstand gegen eine geplante Unfrucht­
barmachung von vornherein auszuschalten142. Soweit 
es die Offenbacher EG­Akten betrifft, wurden diverse 
Pfleger in bis zu 25 Verfahren eingesetzt143. Derartiges 
ist bei den Pflegschaften im Kreis Schlüchtern nicht 
zu beobachten. Bei 60,9% der vor dem EG Hanau 
verhandelten Fälle wurde ein Pfleger bestellt. In aller 
Regel war der Pfleger in unseren Akten ein naher 
Verwandter'44, der Ehepartner145 oder der Arbeitgeber. 
Nur in Ausnahmefällen wurden die Pflegschaften von 
Außenstehenden übernommen, die in seltenen Fällen 
ihren Pflegling noch nicht einmal kannten'46. In 22 
von 132 Pflegschaften in den Schlüchterner Akten 
hielt der Pfleger die Unfruchtbarmachung seines 
Mündels für richtig. In sieben weiteren Fällen nimmt 
der Pfleger eine indifferente Haltung ein, indem er die 
Entscheidung über die Unfruchtbarmachung seines 
Mündels dem Gericht überlässt. Zweimal wehrt sich 
das Mündel gegen die Bestellung des Pflegers147. 
In den übrigen Fällen vertritt der Pfleger die Inte­
ressen des Betroffenen gegen die geplante Unfrucht­
barmachung. In Offenbach hingegen legte ein EG­
Pfleger nur in drei Fällen Beschwerde gegen die 
Zwangssterilisation ein148. In Frankfurt kam es offen­
bar vor, dass ein Rechtsanwalt zur Übernahme der 
EG­Pflegschaft bestellt wurde, was die völlige Ent­
rechtung des Betroffenen bedeutete149. Derartige Vor­
fälle sind in den Schlüchterner Akten nicht zu finden. 
Wie bereits in Kapitel 2.5. geschildert, wurde in 
36,4% der vor dem EG Hanau verhandelten Erbge­
sundheitsverfahren Beschwerde gegen den Beschluss 
zur Unfruchtbarmachung der betroffenen Person ein­
gelegt. In 16,6% der Vorfälle beauftragte der Un­
fruchtbarzumachende einen Rechtsanwalt mit der 
Wahrung seiner Interessen vor dem EG. Sieht man 
diese Zahlen im Vergleich zu denen der Städte aus 
den vorliegenden Untersuchungen, ist zu beobachten, 
dass im Kreis Schlüchtern vergleichsweise starker 
Widerstand gegen das GzVeN bestand. 
So wurde in Göttingen in 18,2% der Verfahren Be­
schwerde gegen den Beschluss zur Unfruchtbarma­
139 
HN 663 und 664. 
Sl 404. 
u Liste der Erbkranken Nr. 115. 
141 Sl 491: weiteres Zitat aus dem o.a. Schreiben des Hilfs­





Henning S. 70. 
Henning S. 71. 
In 90 von 132 Pflegschaften wurde diese von einem 
nahen Verwandten übernommen. 
Der Ehepartner übernahm in 13 Fällen die Pflegschaft. 
So HN 743, wo das Mündel später beantragt, den Pfle­
ger von seiner Pflegschaft zu entbinden. 
HN 712,752. 
Henning S. 71. 
Daum/DeppeS. 115 ff. 
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chung eingelegt mit einer Erfolgsquote von 3,3%150. 
In den Schlüchterner Akten waren immerhin 15,7% 
der Beschwerden von Erfolg gekrönt. In Bremen wur­
de in 13,4% der Erbgesundheitsverfahren Beschwerde 
eingelegt151, in Bremerhaven legten 16,4% Beschwer­
de gegen den Beschluss des EG ein152. Festhalten lässt 
sich folglich, dass im Altkreis Schlüchtern etwa dop­
pelt so häufig Einspruch gegen eine geplante Un­
fruchtbarmachung eingelegt wurde als dies in den 
untersuchten Städten der Fall war. Woher dieser ver­
gleichsweise hohe Widerstand gegen das GzVeN 
kam, ist leider wiederum anhand der Akten nicht zu 
beantworten. 
Es bleibt bei all diesen Zahlenspiegeln jedoch zu 
berücksichtigen, dass das ausgewertete Aktenmaterial 
der Städte Köln (2651 brauchbare Akten), Hamburg 
(3186 Anzeigen), Bremen (2665 Akten) oder Göttin­
gen (2432 Anträge) ungleich größer als das den Alt­
kreis Schlüchtern betreffende ist. Die Zahl von 75 
Akten aus Hanau, die die Grundlage für die Recher­
che Wiesenbergs sind, ist dagegen recht niedrig und 
die Vermutung, dass ebendort viele Akten vernichtet 
worden sind, erscheint daher zutreffend"3 . 
Vergleichsweise häufig waren die aus dem Altkreis 
Schlüchtern betroffenen Personen bei zumindest einer 
der Verhandlungen vor dem Erbgesundheitsgericht 
oder Erbgesundheitsobergericht anwesend. In 92 Ak­
ten ist eine persönliche oder durch eine Ersatzperson 
repräsentierte Anwesenheit bei der Verhandlung do­
kumentiert. In dreizehn Fällen erscheint der Betrof­
fene allein, in 46 Fällen zusammen mit einer Begleit­
person. In 15 Fällen wird der Unfruchtbarzumachende 
durch ein Elternteil, den Pfleger, den Rechtsanwalt 
oder einen anderen Interessensvertreter vor dem Erb­
gesundheitsgericht vertreten. In weiteren siebzehn 
Fällen kam es erst in einer der späteren Verhandlun­
gen zu einem persönlichen Erscheinen des Betroffe­
nen oder einer seiner Vertreter. Interessanterweise 
wurden 45 der 91 Anträge auf Unfruchtbarmachung, 
bei denen es zu einem persönlichen Erscheinen vor 
dem beschlussfassenden Gremium kam, letztendlich 
abgewiesen. Daher liegt die Schlussfolgerung nahe, 
dass der Betroffene seiner Sache auf keinem Fall 
schadete, wenn er sich die Mühe machte, selbst vor 
dem Gericht zu erscheinen. Wie lange eine Verhand­
lung vor dem Erbgesundheitsgericht dauerte, ist aus 
den Akten nicht ersichtlich. Der Rückschluss über die 
™u Koch S. 51. 
151 Fuchs S. 71. Lt. Krause S. 63 Am. 198 waren es in 
Bremen nur 11,8 % aller Betroffenen, die gegen einen 
EG Beschluss Beschwerde einlegten. 
152 Krause S. 63. 
153 s. Hanauer Anzeiger vom 24.12.1986 S. 6. Auch die im 
Main­Kinzig­Kreis archivierten Akten des EG Hanau 
sind hier zu ergänzen. 
Anzahl an Verfahren im Laufe eines Tages ist für das 
Erbgesundheitsgericht Hanau nicht möglich, denn wie 
die Arbeit Wiesenbergs belegt, waren die Verfahren 
über die Unfruchtbarmachung Betroffener aus dem 
Altkreis Schlüchtern nicht die einzigen, die in Hanau 
verhandelt wurden. In der Literatur ist immer wieder 
von einer Zeitspanne von 10­15 Minuten pro Ver­
handlung die Rede154. 
Für die o.a. Städte konnte anhand der Daten nach­
vollzogen werden, in welcher Höhe sich der Prozent­
satz der vor den Erbgesundheitsgerichten verhandel­
ten Fälle im Vergleich zur Einwohnerzahl belief. So­
weit es den Altkreis Schlüchtern betrifft, scheinen die 
Zahlen dem landesweiten Durchschnitt von 1% zu 
entsprechen. Wie im Kapitel 2.3.7. aufgeführt, vari­
ierten sie von 0,3% in Uerzell bis zu 1,9% in Ahlers­
bach. 
3.3. Weiteres Aktenmaterial beim Main-Kin-
zig-Kreis 
Neben den Akten und Registern des EG Hanaus und 
des Gesundheitsamtes Schlüchtern befanden sich 
beim Main­Kinzig­Kreis noch drei Kladden mit amtli­
chen Schreiben, die den Vermerk "geheim" tragen, an 
die Gesundheitsämter und Amtsärzte. Eine Reihe der 
darin befindlichen Schreiben betreffen das GzVeN 
und dessen Umsetzung in der Praxis. 
Die übrigen Schreiben behandeln Probleme im Zu­
sammenhang mit der Ausstellung von Ehetauglich­
keitszeugnissen. Eine Reihe weiterer Schriftstücke 
haben die mit der Mobilmachung und dem nachfol­
gend einsetzenden Krieg verbundenen organisatori­
schen Belange zum Thema. 
Ein Aspekt, der in diesen Schreiben behandelt 
wird, ist die persönliche Anhörung des Unfruchtbar­
zumachenden vor dem Erbgesundheitsgericht. So 
heißt es in einem Schreiben des Reichsministers der 
Justiz vom 22. April 1936 an "Sämtliche Herren Ober­
landesgerichtspräsidenten"155, dass die Freiheit, die 
der Richter in der Gestaltung eines Verfahrens habe, 
nicht dazu führen dürfe, dass sich die Erbge­
sundheitssachen als ein rein schriftliches Verfahren 
herausbilden würden. Mit dem Grundsatz der Gewäh­
rung rechtlichen Gehörs sei die Frage der persönli­
chen Anhörung des Unfruchtbarzumachenden eng 
verknüpft. Es wäre daher begrüßenswert, wenn in 
keinem Fall über einen Antrag auf Unfruchtbarma­
chung wegen angeborenen Schwachsinns ohne eine 
persönliche Anhörung des Unfruchtbarzumachenden 
entschieden würde. Aber auch in zahlreichen anderen 
Fällen sei eine persönliche Anhörung des Unfrucht­
barzumachenden wünschenswert. Abgesehen davon, 
154 so Daum / Deppe S. 88; Ley S. 115ff.; Ehlers S. 298ff. 
155 AZ Nr. IV 28/36 g. 
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dass eine persönliche Anhörung für die Beurteilung 
des Sachverhalts von erheblicher Bedeutung sein kön­
ne, sei sie auch insofern von nicht zu unterschät­
zenden Vorteil, als auch der Unfruchtbarzumachende 
selbst das Gefühl erhalte, dass seiner Angelegenheit 
die ihr zukommende Bedeutung beigemessen werde. 
Der Zweck einer persönlichen Anhörung werde nur 
dann vollständig erreicht, wenn dem Betroffenen oder 
seinem Vertreter in weitestem Umfang Gelegenheit 
zur Äußerung gegeben werde. Daher solle die Anzahl 
der Verhandlungssachen in einer Sitzung bei den Erb­
gesundheitsgerichten auf 15 bis 20 und bei den Erbge­
sundheitsobergerichten auf 12 bis 15 beschränkt sein. 
In unseren Akten ist eine Anwesenheit des Betrof­
fenen selbst oder seines Vertreters oder Rechtsbei­
standes in 92 Fällen in irgendeiner Form nachweisbar. 
Das folgende Diagramm veranschaulicht, in wel­
chen Jahren betroffene Personen oder ihre Vertreter 
an Verhandlungen des Erbgesundheitsgerichts oder 
Erbgesundheitsobergerichts persönlich teilnahmen, (s. 
Diagramm 31) 
Die Häufigkeit der persönlichen Anwesenheit ei­
nes Unfruchtbarzumachenden verläuft weitgehend 
analog zu der Häufigkeit von Verhandlungen. So wie 
Anwesenheit des Betroffenen oder seines 
Vertreters bei mindestens einer der 
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Diagramm 31 
es die mit Abstand meisten Verhandlungen in Erbge­
sundheitssachen vor dem EG Hanau in den Jahren 
1934 bis 1937 gab (s. Kapitel 2.3.4.), waren die meis­
ten persönlichen Anhörungen in den Jahren 1935 bis 
1937. Daher lässt sich anhand dieser Zahlen nicht 
nachvollziehen, ob das oben zitierte Schreiben einen 
Einfluss auf das persönliche Erscheinen eines Betrof­
fenen vor einem der Gerichte hatte. Festzuhalten ist 
allerdings, dass bei 42,4 % aller Vorfälle es in irgend­
einer Form zu einer Anhörung des Betroffenen bzw. 
eines seiner Vertreter vor dem EG oder EOG kam. 
Zu erwähnen sei weiter noch ein Schreiben des 
Reichsministers des Inneren vom 7. Februar 1940 u.a. 
an die Gesundheitsämter156, in dem ausgeführt wird, 
AZ IV 1990/39 g. 
dass der Führer grundsätzlich bestimmt habe, dass 
Erbkranke und Unfruchtbargemachte im allgemeinen 
zum Heeresdienst nicht heranzuziehen seien. Falls 
sich jedoch unfruchtbargemachte Männer freiwillig 
zum Wehrdienst meldeten, soll in jedem Einzelfall 
geprüft werden, ob infolge ihres Leidens ihre soldati­
sche Haltung oder Eignung herabgesetzt oder als nicht 
vorhanden anzusehen sei. Femer sei eine Stellung­
nahme des Amtsarztes zur Eignung des Bezeichneten 
in der Wehrmacht seitens der für die entsprechende 
Meldung zuständigen Polizeibehörde beizufügen. 
3.4. Gespräche mit Zeitzeugen 
Viel Zeit und Mühe wurde darin investiert, noch Zeit­
zeugen aus dem Altkreis Schlüchtern zur Thematik 
der Zwangssterilisationen im 3. Reich ausfindig zu 
machen. 
Dazu wurde zunächst mit dem Bund der "Euthana­
sie"­Geschädigten und Zwangssterilisierten Kontakt 
aufgenommen, in der Hoffnung, von dieser Seite ein 
Gespräch vermittelt zu bekommen. Die Vorsitzende 
des Bundes, Frau Hamm, zeigte sich sehr interessiert 
und hilfsbereit. Leider kam der einzige gesprächsbe­
reite Zeitzeuge, den sie für die Autorin ausfindig ma­
chen konnte, eben zum Zeitpunkt der Kontaktauf­
nahme unter tragischen Umständen ums Leben. Wei­
tere, Frau Hamm bekannte, Personen sind entweder 
aufgrund ihres fortgeschrittenen Alters nicht mehr 
ansprechbar oder wollten nicht mehr über die für sie 
tragischen Geschehnisse sprechen. 
Gleichzeitig wurden verschiedene Gemeinden des 
Altkreises Schlüchtern angeschrieben, mit der Bitte, 
aus den Akten bekannte Adressen abzugleichen bzw. 
die aktuellen Adressen herauszugeben. Das Ergebnis 
ähnelt dem ersteren. Die wenigen Personen, die noch 
ermittelt werden konnten, sind leider nicht mehr an­
sprechbar. 
Durch private Kontaktvermittlung wurde ein wei­
terer Vorstoß unternommen, es zeigte sich jedoch, 
dass die Geschehnisse in der Bevölkerung zwar be­
kannt sind, aber man nicht darüber sprechen möchte. 
Die Autorin wurde bei ihren Recherchen immer 
wieder mit Aussagen in der Art konfrontiert, dass man 
zwar jemanden kannte, der über alles Bescheid wuss­
te, in dem Moment, in dem sie nachhakte und um ein 
Gespräch bat, war alles ein Missverständnis. 
Frau Dr. Hofmann­Mildebrath, die als einzige in 
ihrer Abhandlung über Gespräche mit Zeitzeugen 
referierte, bekam diese durch den BEZ vermittelt. 
Herr Dr. Wiesenberg machte auf Anfrage die gleiche 
Erfahrung wie die Autorin dieser Studie. Auch er 
hoffte über private Vermittlung auf ein Gespräch mit 
Zeitzeugen, das aber ebenfalls leider niemals statt­
fand. 
Unter dem Aspekt, noch gesprächsbereite Zeitzeu­
gen zum Thema Zwangssterilisation zu finden, ist die 
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vorliegende Untersuchung bedauerlicherweise einige 
Jahren zu spät angesetzt worden. Andererseits wurde 
vom Bund der "Euthanasie"­Geschädigten und 
Zwangssterilisierten bestätigt, dass man auch dort sich 
zunächst vorrangig auf das Thema der Entschädi­
gungspolitik der Betroffenen sowie die Aufhebung 
des GzVeN konzentriert habe. Die Bedeutung des 
Wissens über die Hintergründe der Vorgänge um die 
Zwangssterilisation, die uns Überlebende hätten ver­
mitteln können, wurde auch von dortiger Seite erst 
seit kürzerer Zeit berücksichtigt. 
4. Schlussbemerkung 
Die in den Archiven des Main­Kinzig­Kreises lagern­
den Unterlagen aus dem ehemaligen Gesundheitsamt 
Schlüchtern sowie die Akten des Erbgesundheitsge­
richts Hanau belegen die Zwangssterilisationen im 
Altkreis Schlüchtern zwischen 1934 und 1945. 
Insgesamt ist die erfolgte Unfruchtbarmachung 
von 173 Personen aus dieser Region aktenkundig. 294 
weitere Personen wurden nachweislich verdächtigt, 
erbkrank zu sein. 
Die Rahmendaten von sämtlichen 467 Personen 
wurden in Datenbanken erfasst und nach verschiede­
nen Gesichtspunkten ausgewertet. So wurden durch­
schnittlich 1,3% der Bewohner eines Ortes im Altkreis 
Schlüchtern erfasst. De facto variieren die Zahlen von 
2,7% in Ulmbach zu 0,5% in Heubach. 
Ferner zeigte sich, dass die meisten der Personen, 
die als erbkrank erfasst worden waren, keinen Beruf 
ausübten, und auch diejenigen, die berufstätig waren, 
meistens sozial niedrigen Schichten angehörten. Le­
diglich drei Personen hatten eine höhere Ausbildung. 
Die Diagnose, die am häufigsten zur Sterilisation 
führte, war der 'angeborene Schwachsinn', gefolgt von 
'erblicher Fallsucht' und 'Schizophrenie'. 
Insgesamt waren mehr Männer als Frauen vom 
GzVeN betroffen. 
Die mehr als 2000 Akten, die in der vorliegenden 
Studie untersucht wurden, behandeln einen bisher in 
der Geschichte des Altkreises Schlüchtern nicht be­
rücksichtigten Aspekt. Aufgrund ihrer Vollständig­
keit, sowie der Tatsache, dass sie im Gegensatz zu den 
bisher untersuchten vergleichbaren Aktenbeständen 
zum Thema Zwangssterilisation zwischen 1934 und 
1945 eine ländliche Region abdecken, sind sie für die 
wissenschaftliche Forschung von großem Wert. 
Besonders wertvoll erscheinen sie in Hinblick auf 
den oben angeführten Umstand, dass in der Region 
Schlüchtern verhältnismäßig viel Widerstand gegen 
die Unfruchtbarmachungen geleistet wurde. Dies er­
staunt umso mehr, als davon auszugehen war, dass 
man in einem städtischen Umfeld sich viel eher über 
die Möglichkeiten, eine beantragte Unfruchtbarma­
chung abzuwehren, informieren konnte. 
Leider konnten aufgrund der zeitlichen Begren­
zung des Projekts nicht alle sich aus dem Aktenstu­
dium ergebenden Fragestellungen untersucht werden. 
Wie dargestellt blieb die Untersuchung auf die Ant­
worten beschränkt, die aus den Akten erschlossen 
werden konnten. Darüber hinaus gehende Aspekte, 
wie beispielsweise die sozialen Strukturen in den ein­
zelnen Ortschaften, wurden daher nicht weiter berück­
sichtigt. Am Beispiel der Akten aus Ulmbach wurde 
zwar der Versuch unternommen, hinter die Kulissen 
zu blicken, da die Akten jedoch nur die offizielle 
Sichtweise zum Schicksal der Betroffenen widerspie­
geln, waren sie für Fragestellungen in Bezug auf die 
sozialen Zustände innerhalb der Gemeinde nicht sehr 
ergiebig. 
Die Akten liefern uns jedoch hinreichende Er­
kenntnisse über den Umgang mit dem GzVeN im 
Altkreis Schlüchtern, so dass hiermit ein bisher nicht 
beachteter Gesichtspunkt der Geschichte in dieser 
Region um wesentliche Erkenntnisse bereichert wer­
den konnte. 
Bis heute durften die durch das GzVeN geschä­
digten Personen nicht erleben, dass das GzVeN auf­
gehoben wurde157, bisher ist es nur außer Kraft gesetzt 
worden. Bislang wurden lediglich erst 1998 die Be­
schlüsse der Erbgesundheitsgerichte aufgehoben. In 
dem biographischen Roman 'In Sachen Eva D.'158 wird 
zudem deutlich, mit welchen Problemen die Zwangs­
sterilisierten im Hinblick auf ihre Anerkennung als 
nicht erbkranke Menschen in der Nachkriegszeit zu 
kämpfen hatten. Das Stigma haftete ihnen an, und es 
fehlte ihnen zumeist das nötige Selbstbewusstsein 
gegenüber Ärzten und Richtern, um eine Rehabilita­
tion durchzustehen'59. 
Auch in den Akten des Schlüchterner Gesundheits­
amtes wird der Leser in einigen Fällen mit dem Prob­
lem einer Entschädigung für eine erfolgte Zwangsste­
rilisation konfrontiert160. 
157 s. dazu u.a. Surmann, Rolf: Die Opfer der Volkshygie­
ne, in: Blätter für deutsche und internationale Politik 
2/2006, S. 154­156. 
158 Weinbörner, Udo: In Sachen Eva D. Die Geschichte 
einer Zwangssterilisation. Roman mit Materialien zu den 
geschichtlichen Hintergründen. Gütersloh 1989. 
159 Die Dissertation von E. Fenner wurde von ihr unter dem 
Eindruck der Anfragen der Hamburger Sozialverwaltung 
an die Psychiatrische und Nervenklinik des Universitäts­
krankenhauses Eppendorf, ob in der NS­Zeit zwangsste­
rilisierte Personen tatsächlich an einer Erbkrankheit im 
Sinne des Gesetzes gelitten hätten, geschrieben, s. Fen­
ner S. VII. 
160 s. Sl. 222 und Sl. 537. Aber auch in anderen Akten wird 
in den 50­er und 60­er Jahren Bezug auf eine erfolgte 
Unfruchtbarmachung genommen, s. u.a. Sl 193 und Sl 
153. 
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Erst 1980 war die Bundesregierung bereit, den Be­
troffenen eine Einmalzahlung von DM 5000 zu ge­
währen bei weiterem Anspruchsverzicht durch den 
Antragsteller. 1987 wurde der Bund der "Euthanasie"­
Geschädigten und Zwangssterilisierten (BEZ) gegrün­
det, in dem sich die Opfer der medizinischen Verbre­
chen zusammenschließen konnten. Immerhin wurde 
dank der Hartnäckigkeit des BEZ bewirkt, dass es 
1988 zusätzlich zu der Einmalzahlung von DM 5000 
seit 1990 zu einer laufenden Zahlung von DM 100 
und seit 1998 von DM 120 monatlich in besonderen 
Ausnahmefällen kam161. 
Daher ist es m.E. umso wichtiger, dass uns das Un­
recht, dass durch die Erbgesundheitsgesetze gesche­
hen ist, immer wieder in Erinnerung gerufen wird. 
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WlettUatt 
„<2öer torberlitf) niebt gefmtb unb n>ätb{^ iff, barf fei» £eib 
nicbf i«t Mtptt feine« SSinbe« »eretoige»! ©et (Staat muft 
Sorge trögen, bafj nur, toer gefunb iff, Äinber jeugen barf. 
Hmgefebt* aber mufj e« als oerjoerflicr) gelte», gefunbe Äinber 
bent Staat »otäuentbalfen. ©ie gorberung, bajj befeftew 
3ftenfcben bie 3c«guttg anberer, ebe»fo befetter 9lad>fonu»en 
wnmöglid) gemalt toirb, iff eine ftorberung Harfter Vernunft 
«nb Uhautet in tyter planwtä&tge» ©urebfübrung bie bumanfte 
$ a t ber 3fte»fcl)i>eit. Sie toirb gftiflionen »on H»glücHicben 
uttoerbiente ßetben erraten, in ber $otge aber 3» einer 
fteigenben ©efunburtg überbauet für)«»." 
«Hbolf Sitler: 9Äei» Äambf, 
9lur gefuttbc Q3ölfer fönnen (icb im ©afeinSfambf bebauten. Sin 
gSolf iff gefäbrbet, merm fid> bie ©rbfranEen ftärler fortpflanzen al« bie 
©rbgefunben. ©iefe ©efabr tann nur gebannt n>crben, wenn bie £lrfad)en 
mit toirffamen Mitteln betampft »erben. 
1. <£« iff noftoenbig, ben 9?ad>»ucb« ber ©rbgefunben oerftärfen. 
2. (?« mufj »erbüfet »erben, bafj ber erbfranie 9>acb»u<b« weiter an­
fteigt; ba« Ccnbaiel mufj fein, bie (grbfranfbeiten im beutfd>en 93olf 
a u s r o t t e n . 
©iefe beiben Aufgaben bat ber nationaifosiaiiftifcbe (5taat in Angriff 
genommen, ba fie fi<b nof»enbiger»eife ergänjen. ©er guletjt genannten 
Vlufgabe bient ba« „®efe^ jur Verhütung erbfranfen 9Ud>»ucbfeö" oom 
14. 3«K 1933. 
„Unfrucbfbarmacbttng" unb „^affratto»". 
3 n n>eiten greifen ber <Be»ölferung be*rfd>t über ba« 'Jöefen ber 
Hnfrud)tbarmad>ung noeb. Sinflarbeif; Unfrucbtbarmadmng wirb oft mit 
Äaftration öet»ed)felf. ©e«b<db fei beroorgeboben, bap £lnfrud)tbar­
maebung nidt^ tö mit Ä'affrafion ju tun t>at. ^ e i ber ^affrat ion »erben 
beftimmte »efentlid>e 3>tle ber ©efcblcd)tSorgane entfernt unb baburd) bie 
^erfontiebfeit be« $aftrierfen oeränberf, tn«befonbere aud) ba« ©e­
fc&IecbfSembftnben befeifigt. ©a« iff bei ber ftnfrucbtbarmacfmng nidjt ber 
«JaH. ©er £lnfrud>tbargemad>te bleibt im SßoCbefitj fetner Iört>erlid)en, 
geiffigen unb feelifeben Gräfte, tann au<b »eiferbtn ©efcbled>t«»erfebr aus­
üben, ©ie Hnfrucbtbarmad)ung unferfdjeibef fid) alfo »efentltd) »on ber 
^aftration. 
9lad> bem ©efet} jur 93erbüfung erbfranfen 9*acb»ucbfe« Jönnen 
93lenfd)en, bie an beffimmfen, im ©efefj genannten (?rbfranfbciten leiben, 
unfruebtbar gemaebt »erben, ©er ©rblrante »irb babureb in feiner ^er« 
f6nlid)feit ntd)t oeränberf. S e i n © e f ü b l S l e b c n , <iu<b f e i n 
© e f d ; l e d ) t « e m » f i n b e n t o i r b n i ä ) t ' b e e i n t r ä c t ) t t g t . 
Anhang 3,1 
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©ie 93ef($to>ett>e. 
(Sin weiterer 9Recht«fdm$ wirb bem (Srbtranfen baburcb, jutett, baf er 
B i n n e n 1 4 a g e n gegen ben "Befcfclufj be« ©rbgefunbheit«gericht« 
b e i m ( S r b g e f u n b h e i t « t > b e r g e r i d j f , ba« fid> beim Öberlanbe«* 
gerieft befinbet, 9 3 e f c f ) W e r b e e i n l e g e n f a n n . © a « Verfahren 
beim (Srbgefunbheit«obergericbt entfpricbf bem be« (Srbgefunbheit«gertcf;i«. 
©te Unfruchtbarmachung. 
3 f t bie Unfruchtbarmachung befcbloffen, fo mufj ber (Srbfranfe ftd> 
binnen 14 ^ a g e n in einer ber ibm öom ^mtSaraf benannten "Slnffalten 
ju r Unfruchtbarmachung einfinben. ©er gingriff l ann fonft aud; notfaÜ« 
gegen ben QBilten be« (Srbfranfen oorgenommen Werben. (Sr erfolgt im 
allgemeinen im QBegc be« ebirurgifchen Q3erfabren«. ©ie Qlnffalten, bie 
ju r QSornabme berartiger (Eingriffe berechtigt finb, finb befenber« au«­
gefuebte, mit allen mobernen .£>ilf«mitteln ausgestattete i?rantenbäufer. 
©er (Singriff ift öerbälfni«mäf»g leicht, ©efunbbciflicbe Störungen finb 
Weber beim 'SJtann noch bei ber <5rau ju befürchten. 
Stel l t ber au«fübrenbe 5 l r j t feff, baf? ber (Singriff fü r ben (Srbfranfen 
mit £eben«gefabr oerbunben ift ober au« einem anberen wichtigen gefunb* 
bcitlicben ©runbe nicht oorgenommen werben fann, fo f ann auf feinen Ein­
trag ber 'Slmtöarjt ben (Singriff fo lange ausfegen, hiß bie ©cfahr behoben 
ift. ©ie Unfruchtbarmachung fann bei über 38 %ai}vt alten g r a u e n in hier­
für befonber« ermächtigten §lnftalten auch im <2öege ber Strahlenbebanb­
lung oorgenommen werben, wenn bie (Srbfranfen bie« Wünfchen. ' Se t 
jüngeren g r a u e n ift bie Strablenbebanbtung gleichfall« mit beren (Sin» 
WiQigung unb 3uf t immung be« s2lmt«arste« möglich, wenn ärztliche ©rünbe 
oorliegen, bie gegen bie Vornahme eine« dnrurgifchen (Singriff« fpreeben, 
Slufua^me in eine gefchlofiene SlnftaW. 
©er (Srbfranfe fann bie Unfruchtbarmachung baburch oermeiben, bafj 
er ftd) auf feine Sof ten in eine, gefebtoffene Slnftalt aufnehmen täfjt, bie 
wolle ©eWäbr bafür bietet, baf} bie «jor tpf lanjung unterbleibt, © a « ©eriebt 
fefct bann bie Unfruchtbarmachung fo lange au«, Wie ftd) ber (Srbfranfe in 
einer fo lgen ^Inftalt befinbet. 
©te Sd)Wanöerfd>aft«unterbred)«ng. 
folgericht ig ift Weiter beftimmt, bafj bei erbfranfen Scbtt>angeren, beren 
Unfruchtbarmachung befcbloffen ift, bei benen alfo bie»(2ßahrfcheinlichfeit 
beftebt, bafj baß ju erwartenbc 5ttnb erbfranf fein wirb,,biefe Schwanger­
fdjaft unterbrochen werben fann. ®ic Unterbrechung barf nur m i t 
E i n w i l l i g u n g b e r ( S r b f r a n f e n unb innerhalb ber erften fech« 
M o n a t e ber beftebenben Scbwangerfchaft »orgenommen werben. 
©ie hoffen . 
©te Sof ten ber Unfruchtbarmachung trägt nicht ber (Srbfranfe ober 
feine f a m i l t e . Sowei t ber (Srbfranfe in einer Äranfenfaffe ober dffenf» 
liehen QSerficberung ift, trägt biefe bie Soften, anbernfall« bie Sfaat«faffe . 
©er Famil ie be« (Srbfranfen ift für bie ©auer be« 21nftalf«aufent­
halt« ihre« (Srnäf)rer« ber notwenbige £eben«bebarf ejeftebert, 
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$r3tlicf)e 5Befd)eimgung 
(gemöfj § 2 Hbf. 2 Des (Befefces 3ur Berljütung erb&raii&en 3lacfmmä)fes oom 14.3uli 
- 9tef$sgef<febl. I S. 529) 
3d) bereinige hiermit, bafj ber1) 
• M L z u W a l l r o t h , 
-2W0CX-I 
äur ßeit roohnhaft in «^ppppB»/Kra . . S c h l ü c h t e r n 
über bas OBefert unb bie folgen ber Unfruchtbarmachung aufgeklärt roorben ift. ©em — Hüte- (Be-
nannten ift gleichzeitig bas DJlerftblatt über bie Unfruchtbarmachung ausgehänbigt roorben. 
Ort: Gelnhausen , ben 3. J u l i 19.35. 
Strafe:1 
') 3tid)täittteffenbcs ift jeroeils 311 burdjflrticfjeti. 
Harne: 
Stanb: A m t s a r z t -
SJertag o o n 3 . CT. C. B r u n s , TOiiiüen 
93orbru* 9ft. 140 
10. 34. 3000. 
Anhang 4 
4 0 Zwangssterilisation im Altkreis Schlüchtern von 1939-1 
Antrag auf Unfrud)tbarmad)ung 
2Iuf (Brunb bcr §§ 1 b i s 3 bes (Befehes j u r Berhütung erbftranfcen 3iad)u>utf)fes Dom 14. 3u l 
(!Reid)sge[eöbt. I S . 529) beantrage id) — «OiXKttH^Kä0CQaKW^$ — ' ) 
bie Unfruchtbarmachung — bes — ?f^P^- M H B S M R H 
3 u r 3eit roohnbaft in W a l l r a t h / K . r s . S o h l t ; c h t o r n . 
4 
i 1933 f 
- Der — » J e (Benannte leibe(t) an e r t l i c h e r F a l l s u c h t . 
fJPfK 
3ur (Blaubfjaf tmadjung ber DOtftebenben 2Ingabe beliebe id) mid) — auf anliegenbe(s) Jtttgtö^iE 
- amtsär3tlid)e — CButadjten — auf b a s 3 « " g n i s ber nadjbeäeidjneten "Perfonen: 
z u b e f r a g e n w ä r e n p o h : 
TIT. M H W M l , F r a n k f u r t a / M a i n , 
O r t : G e l n h a u s e n , ben 3 . J u l i 1 9 . 3 5 , 
©es 2lntragftellers 
ÄiniBh*-. 
[ -BJIILIS35 1 
\ - v<»|TIP' . 
Sin 
bie <BeJd)ciftsfteUe bes (Erbgefunbt)eitsgerid)ts 
in H a n a u a / M . 
5T!ame unb 'Borne me 
S t a n b A n S n a r z t 
2Dof)nort G e l n h a u s e n 
St rohe H e i n r i c h M a h l a . - 5 . t r . 1 ? . 
ülidjtäutctfjiMbes ijl jeroeils 311 imrd)[treid)en. 
i • * 
Berlag Don 3 . (E. (I. Bruns, SJiinbeii 
Horbruch 9!r. H 3 
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'OorSrudt 5 
5lur zum ©ienftqebraud)') 
2lmtöör3tIid)C6 — ®nmd)e&2) — ©irtad)t«t 
(aemäft <?4 Saft 2 Oes ©efefees jur 93erl)ütung erbhranhen atadjroudjfcs oora 14.5}ulil933 
_ <Rcid)6aefe6bl. I 6.529) 
Stome tmb SSornnmc: (bei Qtiinen: « u 4 SJtnfccfjtniiiiiHr) 




© t r a g e : 
?tnfdj r i f t bet Altern: 
© t r a g e : 





te8 ftiub ber e i f e r n »ou inSgefamt Z u b e r n ; boeon totgeboren , ,,orf) lebenb 
0 . . . . , 3 ° ~ ~ ^ c n i 
^Willing. ^ „ ^ „ g g t f ^ j ^ t a ^ 
«Perfoucu(tanb — lebig — oer£>eiratet — bcmütwtt — gefebubeu — 
SBie Biete eigene ftinber? , baoon - . Totgeburten. 
I. Angaben über &te näheren Samilienangetjörigen 
9tame bc8 et jegat ten: 
aBot jnor t : Sfrei«: ©tröge : 
3(1 ber et jegat te gefimb? .... 
Stame beS SBaterS: 
2Botm t ober ©terbeor t : Ä r e W : © t r a g e : 
9iome ber 9)!utte"r: (nncfc OTo&rtjniiwnic) 
SBofjti- ober ©terbeor t : Ä r c i 6 : © t r a g e : .... 
SEßaren bie e i te rn blutSocrroanbt? (in mlM 
>) Wut at.5Uft«6tn cm ®tfunbt)eit«äml«, Stanftn. nfw. Stlifififten unb Strjtt. 
2) 9!icbtjutrtffcnbcä i(i jtwtil« ju bunbfhrtid)«». 
B 120 0-3«) üidrljtttnclmi, Stili« 
Dm 476 A 4 
A n h a n g 6,1 
4 2 Zwangssterilisation im Altkreis Schlüchtern von 1939-1945 
©inb bei Botet o b « «Mutter bie irit S 1 Slbf. 2, 3 
be§ ©efejjeg gut Berfjutuug erbfrnnfcit SJiadjnntdjftS 
genannten ÄranHjeiten • ober guftänbe 1 ) beobachtet 
»otben ober fmb fonßige förperiid)e o b « gei(iige 
Seiben o b « Abnormitäten erblidj« o b « mcfjterb. 
Itcijct Statut Borgefommen? 3 m eingeben fiefje nadj ' 
fictjenb unter 1 unb 2. 
E r l ä u t e r u n g : (£8 fmb nacfjfiefyenb nur biejenigen <perfoncn angufüttren, bei beuen bie nadjbegeirfjnetcn 
Brautzeiten ober Abnormitäten Borgefommen (inb. £8 fmb jebeSnwl ber BerwanbtfdjaftSgrab, 5tame 
unb ffiomome — bei oert;eirateten, Deruritroeten unb gefcfjieb'euen grauen autb bereu 3Jtäod)ennamt — , 
ffieburtsSort, ®eburt8bntum — l a g , Wonnt, 3at>r — , Bonfeffion, iUJoImort, ©teröeort, ©terbejatjr angugeben. 
1. ©inb in ber gamilie'-1) bie im § 1 Slbf. 2 unb 3 
be8 ®efefee8 genannten S¥ran%iten ober gu< 
(täube') borgefommen? (S!Be[d)e unb bei mem?) 
2, ©inb in ber gamilie-) noa) aubere, fOrberliaje I 
ober geifrige Selben ober Abnormitäten crblidjer 
ober nidjterblicßer Statur uorgefommeit? (g. 33. 
Iftiftfiiditigfeit, ©elbfrmorbe, ©elbftmorboerfudje, 
auffaltfiibe ßbaratterc, oerbredjerifdjc ober afo-
jiaie 5öeranlagungeu, ^Pjtydjo^atljieit, anbere 
®eifte8franft)riteu, ©tojftoedjfefftörimgen ufio. 
(SBetrfje unb bei ioem?) 
J) Gtbfmnf (int fcfqtnben o&gtfüvjt; im £mtte beä ©efeheö ift, roet an einer ber fpl^enben ftranffjeüen leibet: 1. Stngeborenein 
<S(f)roa:r}finn, 2. ©rfjijov^Kim, 3. 3irf i i [ irem (inimifct;-bet!reffu>em) 3 * " f e i n , 4. (Stblidjer Jnlffiitrjr, 5. erl>[icf)rm SiritStanj (Sjunringtonfiflt 
Gfyc-rea), 6. (SrMidjer SSIinbfieit, 7. ISrMictjet %auM)cit, 8. Schwerer er&liefjrr fürticvltdjtr 3)itjir>ift>ung. f S t m « tonn unfrudjtbar fjrin<id)t 
voerben, iver an ftfyvorrem 2Hfei)i>Ii3imiei leibet. 
*) S"* Sjnmiite gehören Altern, Siinber, (Siefefylvifier, ."ö(i[E>flffdjrci|ier, ©rpfieitcrn unb fon|>!fle SMiitöbevmanbte, 
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II. e i g e n e 33or«efcf)id)te Des <§. 
1. SJUgemcincS 
a) <Durcf)flcmacf)te förperfidje Äranfficiteii 
(3nftftioTröfrnnffjettcn, fouftigc allgemein-
frnufijEitcii, Orgaufranfr je i ten , Unfälle ufro.) 
aitSfrfjf. Sierßcn- unb ®eifie«franff;eitm: 
b) 9Bic loar bie geiftige eutuMcflung beg (6er) 
IS. (SdjuHeifhmgen bjtD. -erfolge, 3ntcreffc 
an 6er «Politif, Gbarafterentrcicflung, ®on-
berbegabung ufm.)? 
c) .öa t 6er (&ie) <S. an Ärämofeu gelitten? 
2Bcld)er Strt waren biefe? S a t ber (bie) Ii. 
Äranfljeiten be8 gentrahteroenftyftemä ober 
geifrige S t ö r u n g e n burcf»gemad)t? SBelcbe? 
SEBann? 
d) a n g a b e n über baS SejuaHeben (bei grauen 
aufjerbem über Kegel- unb ©djurnnger-
fr t jaf tsf törungen): 
e) 3IMe m a r bie fojiale gurroicflimg beg (bei) 
£ . (SerufgauäbUbung, Erfolge 05m. 2Wfj" 
erfolge im 93eruf§leben)? 
{) 3f t ber (bie) <£. mit beut ©trafgefe(j in 
Äonfl i f t getommen? 2Baun? SBoburd)? 
g) aifofjol iginug, SRifibraud) bon fonftigen 
Staufdjgif ten: 
2. gntmifflwng beg ÜeibeuS, baS Stntafi jum ?lntrag 
auf Uufruri)tbarniad)ung gibt (erfteä auf t re ten , 
Ski lauf ufio.): 
.!. S e i metd)eu Straten unb in loeldjen Slnftalten 
mar ber (bie) (5. in 93cftanbumg? (SERÖgTic^ fl 
genaue ?lnfd>riften): 
4. ftönnen fouftige «Perfoncn über ben (bie) S. 
unb feine (ibre) »e rmanb ten 9tu«funft geben? 
SBeWbc? ((Genaue ?lufd)riftcu): 
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III. ©efunö 
1. körperlicher 35efun& 
a) TOgemeiitjuftanb, 3>!ipi[bungen mtb gehler be§ 
föiocbenfyftemS, «Brufttorb, Sßir&elfäule, ®Iteb< 
maßen unb §lllgemeintranf[)eiten, ©tofftvechjcl-
franfbeiten, ÄranHjciten bc8 S3lute8 unb ber blut-
Bilbenben Organe, §au t , Drüfcn: 
(Sröfse: _. 
(Seroirbt: 
S?ft f l a u e n : WfenfeS 
b) Drganbefunb (Glinge, -föerj, fonftige Singe>oeibe, 
©efc&Jecbtäorgane, ©cfiilbbrüfe): 




Surfer: < • 
c) Siertonfr/frem: 
.fürttnerueii (au8fa)[. Stfimbc am Singe unb* 
Dftr), ©chäbelperfufftoit, Drucfyunfte am 
Äopfe, S u n 9 e / ©niimenfegel, aBiirgerefler,, 
(SSerud), ©efdmtacf. 
3Jeflcr,e: 
SSnfomotor. 9tacbr&ten, mecfian. SttuStelerrcg-
barfeit, StabiuSperioftrefter,, (patellarreflej, 
?PfttcIlarc[onu8, ?tcfiilie8fcbnenref[er,, Dor-
falrtomtS, $3Iantarrefler,, ©abinffi, Oppen, 





«ra j i e : 
©ratifd)er 'Jremor, geigeberfud), Slrm« unb 
Söeinbemegungen, ®ang, Starnberg. 
©tm|tige forderliche 3cicften einer ßrfranfung 
be8 3.9c. ©,, gungenBifjnar&tn, Cätymungtn 
'louuäperäuberungen ber SWugfulatitr, ©pei« 
djelflufi, organifebe ©pradjftörung ufttx, wenn 
nötig ferologifdje SReaftion im 5BIut unb 
Piquor. 
* 
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d) Singen: 
Bewegungen, öernhimtrcfler,, ^Pupidcnform imb 
9Jeafticm, ?Iugen[)infergntn&, g. <). ©ehfd)ärfe, 
c.) Dhren: 
©piegetbefimb, ®[tid)geU)i({)tgurgan, ßörfdjärfe. 
2 . ^fnctjifdjer « e f u n d 
1. SlUgemeineg S e r t j a l t e n : 
gugänglidj, freimblia), miftfrnnifdj,aDIefjnenb. 
2. ©timmiiugS­ „ n b S l f f e f ü a g e : 
.fkirtr, jornig, läppifdj, albern, /gleichgültig, 
leer, fhtmpf, /traurig, ängftlid), ratlos, /er­
regt, fer,tieu".jubringüaj. 
3. S B i ü t n S f p f j ä i t : 
Hemmung, Sperrung, Stupor, ftatalepfie, 
93efef>I§mitoimitie, 9tegati»i§mu8, 3Suti8< 
mu8, Erregung, »eroegunggbrang, im­ | 
ptilfioe ßanbuingen, fimilofe $anblungen, | 
»ccbebrang, 0 ortlaufen, Sanieren, ©ferro 
typien, (Srimoffieren, Scrtangfomungen, 
Unruhe. 
'1. ©cwii j j t fe ingtngc: 
Stuffoffung, S3efonneub>ii, Slufntexffamfeit, 
Sctoufjtlofigfeit, Äoma, ©oper, ©omno­
lenj, SJemugtfein8trü&ungcu, Desorientiert­ I 
t)eii, Sßermirrtf)tit, belirante guftänbr, 
<Dfinimerjuftänbr, Settufjtftineeinengung, 
SlBfenjtn. 
5. © e b o n f e n a b h i u f : 
formale ©tönmgen, ©enfl)emmung, ©enf> 
fperrung, gemalte ®e6nufcn, ©ebanfeu­
etitang, 3beci»putf)t, 3nfof)nren}, <Pcrfeüera< 
tion, Zerfahrenheit, ©teiffjeit, ©efchranbt­
[)eir, ©enfträgheit, inhaltliche ©tömugen, 
©imie§tänfci)ungcu ber urrfrfjicbeneii ©in» 
neSgcMerc, 2öa[)nibccn (®r6ficn­, Äfein« 
l)titö~, SerfolguugS­, SBerfiinbigiiiiggmnlin 
ufux), giuangSoorftelluttgcit ('Phobien 
uftt>.)­
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6. S e x u e l l e ! p e t B e r f i o n e n : 
7. J l n f ö ü e : 
Beginn , fjciufigfeit, <£>mier, ntoforiftf)e§ Skr« 
finlteii, ^ungcnbig , d tnnä j f fn , Verlegungen 
im Sinfnll, Sßerljnlten naef) btm ?lnf<iE 
(©cfjlaf, ©ämmer ju jMnbc uf» . ) , p e t i t s 
S?ei ©djtpadjfmnigen ift ber 3Htc[Iigen3prüfMtg8-
bogen a n z u f ü l l e n ( 'Borb tmt -5 a). 
1. £>iagnofe: 
2. S e g r ü n b u n g : 
O e r (bie) @. ift .bereits entmfinfcigt •) — unter «Pflegfcfyaft geftcllt. 
O r t : 
© t r a g e : 
Sfame: . 
StmtSftellung: 
l ) SiidjtjutteRcttbeS t | l ' u burdjftttidjen. 
MnPMHHBMRHHHSHMMBMI 
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3fntclIigen3prüfungsbogen 
1. Orientierung : 
(2Bie tjeifjen Sie?) 
(OBos pnb Sie?) 
(OBie alt finb Sie?) 
(2Do pnb Sie ijaufe?) 




(2Bie lange finb Sie fyier?) 
(3n roeldjem Orte pnb Sie fjter?) 
(3n roelcrjem $aufe pnb Sie I)ier?) 
(2Ber t)at Sie I)ierb,er gebraut?) 
(28er pnb bie Ceuie tfjrer Umgebung ?) 
(3Ber bin td>?) 
2. Sd)uln>iffen: 
(Heimatort ?) 
(3u rt>eld)em £anbe gehörig?) 
(f>auptftabt non ©eutfd)lanb ?) 
(f>auptftabt oon Sranftreiä) ?) 
(2Ber roar Cutter?) 
(TBer roar 23ismardt ?) 
(2Beld>e Staatsform traben mir }e$t?) 
(2Ber Ijat 3lmerifta entbeut?) 
(2Bann ift 3Beif)nad)ten ?) 
(2Bas bebeutet I8eirmad)ten ?) 
(Sonftige f ragen ät)nlid)er 5latur?) 
(OBieDtel 2Bod)entage ? — 
oor« unb rücfcroärts?) 
(OBieoiel SJtonate? — 
Dor« unb rü&toärts?) 
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^Rechnen: 
( 7 X 9 ? ) 
( 1 2 X 1 3 ? ) 
(10 : 2 ? ) 
(81 : 3 ? ) 
(51 — 16?) 
( 6 2 — 1 9 ? ) 
(x — 3 = 14) x ? 
(x + 5 = 16) x ? 
(17 + 3 2 ? ) 
(23 + 45 ?) 
( x X 9 = 6 3 ) x ? 
(x : 8 = 5) x ? 
(300 JLM 311 3°/0 in 3 3ahren 3injen ?) 
(6 Arbeiter b r a u s e n 3U einer SIrbeit 
3 Vi Stunben: toie lange 3 Arbeiter ?) 
(2Benn l l / 2 V^nb 15 $>fg. fcoften, 
toieDtel Soften 7 <Pfunb?) 
3. QlHgemeines ßebensroiff en: 
(2ßo geht bie Sonne auf?) 
(Tßarum roirb es l a g unb 9tad)t?) 
(!IBarum baut man ?>&u]et in ber Stabl 
fyöher als auf bem ßanbe?) 
(2Das oerfteht man unter bem Äocben 
bes 2Bafjers?) 
(2Barum barf man JJeuer nicht ab« 
fchliefjen, roenn es brennen foH?) 
(QBarum gehen bieÄinber in bieSchuIe?) 
(Tßoäu finb bie (Berichte ba?) 
(ffielbforten ?) 
(TOas fioftet je^t bie 23eförberung oon 
<Poftfachen ?) 
(Preife non Cebensmitteln?) 
U n t e r f c h i e b 3 t o i f c h e n 
(3rrtum — Cüge?) 
(Sorgen — Serjenken?) 
((Beiä — Sparjeimheit?) 
(5$ed)tsantoaIt — Staat sanwal t? ) 
(Ireppe —• Ceiter?) 
(Seich — 23ach?) 
4. S t i e f l e fragen aus bem Beruf: 
S a % a u s 3 2 B o r t e n b i l b e n : 
O ä g e r — $ a f e — Sfelbl) 
(Solbat — är ieg — »ater lanbl ) 
(Frühling — 2Biefe — 23Iumen!) 
(Schule — Si lbung — Ceben!) 
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5. <Befd)td)tser3aI)Iuttg unb Sprid)H)orterWäruttg : 
((Befchicbte oom Saljefcl o. ä.) 
( junger ift ber befte .Rod)!) 
(£ügen baben fturje Seine!) 
(©er SIpfel fällt nicht roeit oom Stamm !) 
(Unrecht (Bat gebeibt nicht!) 
6. Sittltd)e 2Wgemeim>orftelIungen: 
(2Barum lernt man?) 
(ÜBarum unb für tuen fpart man?) 
(HJeshalb barf man aud) fein eigenes 
£ a u s nicht angünben?) 
(3Bas barf man mit gefunbenen 5 — 2 0 
- 5 0 0 J£Jf machen?) 
(2Bie benften Sie fid) 3bre ßufeunft?) 
(SBas mürben Sie tun, roenn Sie bas 
grofje Cos geroönnen?) 
(2Bas ift Ireue, ftrömmigfeeit, CEhr« 
erbietung, 23efcheibenheit ?) 
(2Das ift bas (Begenteil oon Tapferkeit?) 
7. (Bebädjtnis unb aWer&fäbigftett: 
(Otterben Sie fid) bie ßahl 1849!) 
(SBelche (Befchichte babe ich 3hnen 
er3ählt?) 
(OBeld)e 3at)l fottten Sie fid) merften ?) 
(Sprechen Sie nad) unb merken Sie fich 
folgenbe Sßorte: Qaus—Sur, £ u t — 
Ropf, Jöerä—5chmer3, 23lei—21r3i!) 
(2Borüber rjaben mir uns Unterbalten?) 
(2Beld)e Qal)l fönten Sie fich merken ?) 
(SBelche 2Dorte foüten Sie fid) merken ?) 
8. »erhalten bei ber Unterfudjung: 
H a l t u n g , <Hugen,OJcimiR, Stirn* 
m e , 9 I u s f p r a d ) e , TOortfolge, 
P r o m p t f j e i t b e r «Hntroort , 
3 u g ä n g l i d ) & e t t , A n t e i l n a h m e 
a n b e r U n t e r h a l t u n g ufro.) 
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lUl-M/Jg" | 
•fii* ^fPjl^ftiiSlyfoi 
1,J ^aahrioht von im Antrag dm angeblich Erbkranken 
£e*w. etinen g*$*lxlto%M Vertreter a l t den Ersuchen 
« i Stellungnahme, bin%en 1 Moshe, 
s/z.t <• Abgehtrztev ge%$kTMfz®i6 Geburt mrkunie einfordern. 
Vfrzmwmtfkaft intuumu h mm ttn 
nen AmiegerieUt in 
einfordern. 
i.J totiattsäktim der Mail- und fflegemetalt in 
m^yam^Kiemtw-^iinrf, ßimf&M***» 
3V) } Jfeohen. 
t®T$itzende ä.%»$*G«siQt!!t$* 
yy^r 
, J A _ d»» Akten an da» 
A m t e g e r i c h t 
mit der Bitte m 
Bestellung eines JPflegere in Zegg $3f U«a ht eh.il fef 
Voreoblagt 
unter gleichzeitiger Vstnelmmg Gher e$i%e Stellungnahme 
zu deu Antrag towte darüber, ms ihn Uber die erbgsuundm 
heitliohen ferh&ltnieee in den elterHohen F&mtlien des 
angebliah Erbhranhen bekannt iet. Auf Blatt r d.a. 
&ird nerviseen. 
Hanau »den 
* . ' " 1 1 ' " . 1 I -' 1 I ,,1.1 J ! Ii • . ( , . n 
Met fors, des Srbgesmdheit^gertehte, 
Anhang 8 
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Ärstficftcr Seridtf 
<«m i 11 Bit 2 bt* (ftcSc(,c5 ittt »ethütun« eibfronten 3lntf>n>u*[ts oom 14. 7. 1933 , 9teichsfl«feoH. I STS29, 
WeidjsfleMM. I S. 773.) 
3 * r » ) e r b l i c h e r - E p i l e p s i e W f t t n 6 t 
- $ r t e -
CHornatut!) 
w a * 
W a l 1 r . p t h 
'i'3V,'nam«;" b«i "ffvau«n m,d, anabd,« .nam.> (ffi«l.urt«.la9, -mo-mt, # M ' 
1 r o t h , j C r . S c h l ü c h t e r n 
(Geburtsort) 
(2Bol)nort unb aBobnurtfl) 
(Srbge|unbl)eitsgerid)to*J_. • H a n a u 
ift auf ©runö ber <SntJd)eibung bcs i ä ^ j u n b f r e t r w b g r g e r r c r ^ -
S e p t e m b e r 19 .3- ' , 3lften3cirf)en: 8 0 4 / 8 6 . , oom ä S * 
anu S.-November. 19. 3 5 uon mir unfruchtbar gemadjt roorben. 
Ott ber Unfruchtbarmachung: Sei bem eingriff toirtben bie ^ j™*,"1'''*1 ^ du rch ! r e n n t 
und j e e i n etwa....? ein... l a n g e s Stüc/C . r e s e z i e r t ; .., 
3>er (Eingriff uevlief ^ « 4 * 3 . reueUctrrlrnfe: 
1 
ss 
Sie Hhmbe feilte in 4 l a g e n ^Ncebenerfcheimmgen- . 3 « ^ 
Operierte rourbe am ?^2L°2!2E5S£ 1 0 3 5 19 ««» Beeilt entladen (ugt. hier3u Mit. 8 
Sb|. 2 ber Dritten Skrcrbnung Jttt Ausführung be5 »etetje« Jttt «erbütung erbfronten SRachrouchfes „am 
25. 2. 1935, «Reicbogefehbl. I ©. 289). ' 
c ..j Q n i öie gthruangerfchaft unterbrochen roorben (Jerncr 
mit (SimDilligung ber*) bes 
9trt beo Eingriffs: 
Sänge ber Srucht cm. Sefonberheiten an ber Srud,t (aßifjbilbungen):.. 
©efchlecbt ber grucht: 
Sonftige SBemerfungen Oroillinge): 
P I 
2>ie Operierte rourbe am 1 9 a l s « c t ) e i " e " " n » e n -
Ort : Hanai 




S c h l ä c h t e r n 
•) iKidltjutrcffenbes ijt 311 burd)itriM(f)cn. 
Unteridrrift b<s Mratei 
I b e u t l i d ) « S d j r i f t ) 
^iMttigiM Br. 
• :"!" Oer CftinirdlliSEa «mm 
A n h a n g 9 
